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93. Plenarsitzung des l.andtags Rheinland-Pfalz 
am 7. März l:l51 

Beginn der Sitzung: 10.10 Uhr. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die 93. Sitzung des Land
tap;s von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer zur 
heutigen Sitzung sind die Abgeordneten Gänger und 
Setzer. Die Rednerliste führt der Abgeordnete Gänger. 
Entschuldigt infolge Erkrankung oder aus dienstlichen 
Gründen sind die Abgeordneten Kalinowski, Dr. Wuer
meling, Rüb, Spie,, Dauber-, Röhle, Stef!an, Lorenz, 
Neumayer, Dr. Gantenberg und Dr. Hoffmann. 

Die Tagesordnung wurde gestern abcnd im Ältesten
rat aufgestellt und Ihnen heute morgen zugestellt. Er
heben sich gegen die Tagesordnung Einwendungen? 

Der Abgeordnete Wohlleben von der Freien Demo
kratischen Partei hat das Wort. 

A b g. W o h l 1 e b e n : 

Ich bitte, die Kleine Anfrage über die Gewerbe
steuerfreföeit und die Gewerbesteuer der freien Be
rufe auf die Tagesordnung zu setzen. (Abg. Völker : 
Steht doch drauf!I 

Präsident: 

Das steht unter Punkt 2 der Tagesordnung. Ich weiß 
aber nicht, ob das Finanzministerium · schon hier ver
treten ist und die Anfrage daher in dieser Reihenfolge 
beantwortet werden kann. Ich werd.e gegebenenfalls 
diesen Punkt der Tagesordnung verschieben, bis der 
Verketer des Finanzministeriums anwesend ist. 

Weitere Einwendungen werden nicht erhobe11. Ich 
stelle feilt, daß die Tagesordnung angenommen ist. 

Meine Damen und Herren! Die Tagesordnung ist 
heute sehr umfangreich. Der Altestenrat bittet daher 
die Mitgli€'der dieses Hauses, insbesondere auch die 
Berkht.erstatter, :-ich möglichst kurz und konkretisiert 
zu fassen, damit die Tagesordnung ordnungsmäßig 
abgewickelt wer-den kann. 

Der Älie,tenrat Rltifäe;t Ihnen vol". zu den einzelnen 
Punkten der Tagesordnung eine Redezeit bis ztt fünf 
Minuten vorzusehen - auch für dit: Begründung der 
einzt-lnE>n Anträge - mit Ausnahme der Punkte 3. lti 
und 25. für die eine Redezeit von zehn Minuten vor
gesehen ist. Für den Punkt 23 der Tagesordnung 
,;chlägt der Ält~tenrat eine Redezeit von 15 Minuten 
vor. Ich betone jedoch ausdrückHch im Auftrage des 
Altf'stenrates, daß diese Redezeit nicht ausgeschöpft zu 
werden braucht, sondern daß sich die Redner auch kür
zer fassen künnen. Ich wiederhole: Redezeit für die 
Begründung der einzelnen Anträge bis zu füni Minu
ten, für die Begründung der Großen Anfragen bis zu 
7.ehn Minuten. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht. 
Es ist i;o beschlossen. 

Meine Damen und Herren! Vor Einkitt in die Tages
ordnung habe ich die Verpflichtung, dem Abgeordneten 
MaUhes zur Vollendung seines 50. Lebensjahres am 
16. Februar 1951 die herzlichsten Glil<:kwünsche des 
Hauses auswsprechen. (Bravo und Beifall bei der CDU.) 
50 .Jahre sind ein bedeutender Abschnitt im mensch
hchen Leben. Es ist daher angebracht, daß wir hierzu 

· unsere Glückwünsche ausiiprE>men, insbesondere des
halb, weil es sich um ein Leben handelt, das im 
Dienste der Allgemeinheit steht. 

Das Wort hat der Abgeordnete Matthes. 

Ab g. Matt h es; 

Herr Präsident? Meine Damen und Herren' Ich danke 
dem Herrn Präsidenten für die Worte und die Glück
wünsche, die er soeben ausgf,sprochen hat. Angesichts 
der Tatsache, daß die Legislaturperiode dieses Land
tags zu Ende geht, ist es außerordentlich schwer. 
irgendwelche Versprechungen für die Zukunft zu ma
chen. (Heiterkeit.) Es wäre also ein Scheck ohne 
Deckung, wenn ich Ihnen irgendwie etwas versprechen 
wollte. Aber eines möchte ich doch versprechen, näm
lich das, was ich einst in den schweren Stunden der 
Gefangenschaft mir als ~löbnis selbst gegeben habe: 
die mir verbliebene Kraft dem demokratischen Au!b-au 
unseres Staates und einer sozialen Gerechtigkeit und 
deren Aufrichtung auch fernerhin rn widmen. (Beifall.) 

Präsident: 

kh habe noch mitzuteilen, daß der Abgeordnete 
Baumgärtner mir unter dem 19. Februar 1951 mitgeteilt 
hat, daß er aus der Kommunistischen Partei und der 
Arbeitsgemeinschaft ausgetreten ist und daß er sein 
Mandat als unabhängig~r Abgeordnet~r beibehält. (Zu
rufe: Bravo!) Zur Abgabe einer persönlichen Erklärung 
hat der- Abgeordnetf' Buschmann von der Kommunisti
schen Partei das Wort. 

Abg. ·Buschmann: 

Meine Damen und Herren! Die von dem Herrn Pt'ä
sidenten soeben gemachte Mitteilung über den Herrn 
Abgeordneten Baumgärtner gibt uns Veranlassung, fol
gendes zu erklären, Die von dem Abgeot·dneten Baum
gärtner an den Präsidenten abgegebene Erklärung 
wird von uns folgendermaßen eingeschätzt. (Mehrere 
Zurufe: Das ist doch keine persönliche Erklärung! -
Unruhe - Widerspruch.) 

Präsident; 

Herr Abgelrdneter Buschmann! Ich könnte sagen, 
daß Sie persönlich zu dieser Erklärung des Abgeord
neten Baumgärtner Stellung nehmen. Ich glaube nicht, 
daß wir das ohne weiteres ablehnen können. Der Ab
geordnete Buschmann hat das Wort. (WPil<:>rt>r Wider
spruch und Unruhe bei der CDU und SPD. - Zurufe: 
Das ist doch Polemik!) 

Ab g. B u s c h m a n n : 
Baumgärtner wurde aus den Reihen der Kommuni

stischen Partei ausgescttlos.sen. (Abg. Junglas: Sehr 
ehrenhaft!), weil er gegen die Interessen der Werk
tätigen veri;toßen hat. (Lebhafter Widerspruch bei 
der CDU, SPD und FDP -, Abg. Dr, Nowack: Eure 
schmutzige Weste geht uns gar nichts an!) Wir haben 
keine schmul:r.ige WC':<1.(-', Herr Kollege Nowack~ (Abg 
Dr. Nowack: Sie geben meterlange Erklärungen ab! -
Wc.>itere Unrnhe -, Glocke des Präsidenten.) 

Präsident (unterbrec-hend·1: 

Meine Damen und Herren! Ich bitte um Ruhe! Der 
Abgeordnete Buschmann hat das Wort. 

A b g. B u s c h m a n n : 

In seiner Eigenscha rt als Vorsitzender der Industrie
gewerbehaft Metall in Rhe inland-Pfalz hat Baum
gärtnf'r ein('n Tarifvertrag abgeschlossen, der die Ar
beiter in der Metallindustrie den großen Unternehmern 
ausliefert ... (Starker Widerspruch im Hause -, Zu
rufe: Unerhört! Lächet·licht - Glocke des Präsidenten.) 
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Präs l den t (erneut unterbrechend): 

Meine Damen und Herren! kh habe das Wort zu 
einer persönlichen Erklärung erteilt. (Weiterer Wider
spruch -, Unruhe -, Minister Dr. Süsterhenn: D;;.s ist 
aber keine!) Es ist jedem freigestellt, die persönliche 
Erklärung anzuhören oder nicht. (Mehrere Abgeordnete 
verlassen den Saal -, Zuruf: Abg. Feller.) 

Ab g. B u ·s c h man n (.forUahrend): 

und den Angriff dieser Unternehmer au! die Löhne 
und die Existenzbedingungen der Arbeiter direkt un
terstützt. 

Im Gegensatz zu dem ständig wachsenden Willen und 
der Bereltsclla!t. der Werktätigen, die Remilitarisierung 
mit allen Mitteln zu verhindern, hat Baumgärtner diese 
Bemühungen zur Erhaltung des Friedens nicht nur 
nicht unterstützt, sondern sabotiert und gegen diejeni
gen Maßregelungen gefordert, die in den Gewerkschaf
ten aktiv für die Erhaltung des Friedens gegen die 
Remilitarisierung auftreten. 

Wenn der Abgeordnete Baumgärtner heute erklärt, 
als unabhängiger Abgeordneter weiter in diesem Par
lament zu verbleiben und sein Abgeordnetenmandat 
weiter ausübt, so bestätigt er damit die von uns ge
trorrenen Feststellungen und beweist, daß er sich be
dingungslos in die Hände derjenigen begeben hat, gie 
die Interessen des werktätigen Volkes bedrohen und 
die dabei sind, einen neuen Krieg zu organisieren. 
(Schallende Heiterkeit bei der SPD, CDU und FDP.) 
In diesem Sinne ist Baumgärtner tatsächlich unabhän
gig, nämlich von dem Willen der Arbeiter und derjeni
gen, die ihn sowohl in die Gewerkschaft wie auch in 
dieses Parlament gewählt haben. Es kann kein Zweifel 
darüber .bestehen, daß Baumgärtner in dem Sumpf, in 
den er sich begeben hat, umkommen wir:d. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wir treten jetzt in die Ta
gesordnung ein. - Der Abgeordnete Wohlleben Rat das 
Wort. 

Abg. Wohlleben: 

Ich bitte ums Wort zu einer kurzen, persönlichen E!·
klärung. Ich stelle fest, daß die persönliche Erklärung 
des Abgeor'dneten Buschmann einen Versuch mit un
tauglichen Mitteln am untaug.!ichen Objekt darstellte, 
die Gewissens!l'ciheit zu beschränken. (Bravo-Ru!e) 

Präsident; 
Meine Damen und Herren! Wir beginnen mit Punkt l 

der Tagesordnung: Antrag des Rechts-, Geschäftsord
nungs- und Petitionsausschusses betr. Immunität des 
Abg. Sehleder - Drucksache 11/1726. - Als Berichterstat
ter ha1 der Abgeordnete Wohlleben vom Rechtsausschuß 
das Wort. 

A b g. W o h 11 e b e n : 
Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete Schieder 

wird seitens der StaatsanwalL.cha!t beschuldigt, im Mai 
1950 au! der Bundesstraße 9 dul.'ch Fahrlässigkeit die 
Köt'pervcl'letzung des Arbcitl.ll'S Pete1· verursacht zu ha
ben. An dem fraglichen Tage befuhr Schieder mit seinem 
Pkw. die Bundesstraße 9; durch einen auf der Straße 
befindlichen Ölstreifen geriet sein Wagen ins Rutschen. 
so daß er von der rechten au! die linke Fahrbahnseite 
kam und der am Straßengeländer stehende Arbeiter 
Rudi Petei· dabei einen Beinbr;uch erlitt. Entsprechend 
der jeL!:lgen Übung des Rechtsausschusses schlägt Ihnen 

dieser' vor, daß gemäß Drucksache II.'1726 die Geneh
migung zur Strafverfolgung des Abgeordneten Schieder 
erteilt wird, ohne daß der Rechtsausschuß damit irgend
wie ein Urteil fällt, ob es sich hier um ein stra'rwürdiges 
Vergehen handelt oder nicht. Meine Damen und Herren! 
Wenn man mit parlamentarischem Maße mißt, so 
könnte man sagen, daß die Vorlage, die sich mit einem 
Vorfall vom Mai 1950 befaßt, immerhin keine besonders 
lange Zeit beansprucht hätte. Die Ursache dafür, daß 

. hier nahezu bald ein ganzes Jahr ins Land geht, bevor 
das Hohe Haus mit der Angelegenheit befaßt wird, ist 
in erster Linie darauf zurückzuführen, daß nach dem 
Akteninhalt erst zu seht' später Zeit der Abgeordnete 
Sehleder sich als Abgeordneter zu erkennen gab. Der 
Rechtsausschuß verbindet die Vorlage II/1726 mit der 
Bitte, daß in vorkommenden Fällen die Herren Abge
ordneten sofort ihre Abgeordneteneigenschaft zu er
kennen geben, damit unverzüglich die Sache dem Hohen 
Haus zur Entscheidung über die Immunitätsfrage vor
gelegt we1·den kann. 

Präsident; 

Zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Griesbcck. 

Abg. Griesbeck: 
Ich habe hier einen Beschluß des Amtsgerichts SL 

Goar in der Strafsache gegen den Kaufmann Leo Schic
der in Andernach, Goebenstl'aße 27; wegen Vergehens 
gegen § 130 wird das Verfahr·en eingestellt, da die 
Staatsanwaltschaft die Klage hat !allen lassen. 6. De
zember 1950. Darf ich fragen, wie es kommt, daß jetzt 
plötzlich irgendwie irgendwoher die Sache au!genom
men werden soll. 

Präsident: 

Der Abgeordnete Wohlleben hat das Wort. 

Abg. Wohlleben: 
Meine Damen und Herren! Es ist hier im Hause schon 

ö!ter vorgetragen worden, daß die Immunität jegliche 
Entscheidung und Ermittlung in der Sache verbietet. 
Wenn d!e Staatsanwaltschaft erst im Dezember 1950 
einen derartigen Einstellungsbcschluß erlassen hat, so 
hat dieser Einstellungsbeschluß keinerlei Rechtswirk
samkeit. kh bin sehr erstaunt, daß seitens der Arbeits
gemeinschaft der KPD auf diesen Einstellungsbcschluß 
hingewiesen wurde, nachdem ich kurz vor der Sitzung 
auf diesen Tatbestand aufmerksam gemacht habe. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die Frage ist geschäfts
ordnungsmäßig erledigt. Eine Aussprache über Immu
nitätsangelegenheiten findet grundsätzlich nicht statt. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag II/172G 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Die Gegenprobe? Angenommen gegen 
vier Stimmen der kommunistischen Arbeitsgemein
schaft. 

Meine Damen und Herren, der Vertrete1· des Finanz
ministeriums ist noch nicht anwesend, um die Kleine 
Anfrage in Punkt 2 der Tagesordnung zu beantworten. 
Oder ist der Vertreter des Finanzministel'iums in der 
Lage, die Anfrage zu beantwortl.ln? 

Oberregierungsrat Sauermost: 

Ich bin mit dem Herrn Abgeordneten Wohlleben dahin 
übereingekommen, daß die Sache zurückgestellt wird 
bis zur nächsten Landtagssitzung, weil der Herr Minister 
die Anfrage persönlich beantworten wlll. 
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Präsident: 

Der Abgeordnete Wohlleben hat das Wort. 

A b g. W o h l l e b e n : 

In dil"~Pr Form geht es leider nicht. Es scheint ein 
Mißverständnis vorzuliegen. In der Pfalz werden die 
Steuerbeträge rücksichtslos beigetrieben, und ich habe 
dem Herrn Vertreter des Finanzministeriums gesagt, ich 
bin mit eine1· Beantwortung der Anfrage als solche ein
ver:<t-flndPn, wenn diese erst in der nächsten Landtags
sitzung erfolgt, verlange aber vorher eine Klärung, was 
die zuständigen Stellen zu unternehmen gedenken, da
mit dem Verhalten der Kommunen in der Pfalz Einhalt 
gebottm wird. 

Oberregierungsrat Sauermost: 

Dafür ist das Innenministerium zuständig, nämlich 
für die Vollstr~kung der Gewerbesteuer. 

Abg. Wohlleben; 

kh schlage vor, daß die Sache heute einstweilen zu
rückgestellt wird, bis sich vielleicht im Laufe des Nach
mittags Gelegenheit ergibt, mit dem Verll-eter des 
Innenminü;teriums die Sache zu behandeln. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Es ist der Antrag gestellt 
worden, den Punkt 2 der Tagesoränung zurückzustellen 
und gegebenenfalls in der Nachmittagssitzung weiter zu 
verhandeln . Widerspruch dagegen erhebt sich nicht, es 
ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 3 der Tagesordnung: ßf!richt 
des Sond('rauss<'husses zur Regelung der Intendantur
weinfrage. - Drucksache llil751 - Berichterstatter ist der 
A lJ~e-0rdncte Dr. Lichtenberger. F.rste Beratung eines 
Limdesgesetzes über Ausgleichsforderungen aus der ln
tendanturweinauflage 1948 - Drucksa.clte 11/1739. Der 
Ältestenrat hat sich gestern auch mit der Frage der Be
ric:hterstattung beschäftigt und war der übereinstim
menden Auffassung, daß natürlich bei der Größe des 
Problems. das der· Sonderausschuß zu bearbeiten hatte, 
die ßerichterstattung in diesem Falle länger ist als sonst 
üblich. - Das Wort hat der Augeordnete Dr. Lichten
bcrger. 

Ab g. Dr. Lichtenberg er: 

Meine sehr verehrten Damen und Henen1 Im Auf
trage des Sonderausschusses zur Übcrp,·üfung der In
tendanturwcinfrage erstatte ich Ihnen folgenden Bc
eid1t: 

Es entspricht ei.ner Übung unseres Padaments, daß. 
Untersuchungsausschüsse ihre Berichte schriftlich vor
legen. Der Sonderausschuß hält sich an diese Gepflogen
heit, und ich bitte den Herrn Präsidenten des Landtages 
um die nach der Geschäftsordnung erfo1·derliche Er
laubnis, den Bericht zu verlesen. 

In seiner Sitzung vom 13. Juli 1950 hat der Landtag 
einen aus elf Mitgliedern bestehenden Ausschuß ge
bildet und ihn beauftragt, die Frage der Sondergewinne 
der Zentralkellereien zu überprüfen und geeignete Vor
schläge zu deren Sicherstellung bzw. Verteilung an die 
geschädigten Winzer auszuarbeiten. 

Nach einem gleichzeitig angenommenen ZUl:iül.lanh".1g 
sollte der Ausschuß seine Arbeiten unverzüglich auf
nehmen und spätestens binnen vier Wochen das Ergeb
nis seiner Beratungen vorlegen. 

Nachdem seine Mitglieder benannt worden waren, 
lrnl der Sonderausschuß am 4. August 1950 - während 

der Parlamentsferien - zum ersten Male zusammen. 
SC'hnn in dieser Sitzung war zu c1·kennen, daß das Ver
langen des Landt1:1ges, ihm das Ergebnis seiner Beratun
gen bis zum 10. August V{)rzutragcn, unerfüllbar war. 
Je mehr wir uns mit dem Sachverhalt und den Rechts
fragen befaßten, um so deutlicher erkannten wir die 
Schwierigkeiten. 

Wegen der Vorwürfe der Winzer gegen die Regierung 
und besonders gegen das Ministerium für Landwirt
schaft, Weinbau und Forsten erhoben und no1.:h erheb<::n, 
gewährte der Landtag dem Sonderausschuß na1.:h ewem 
Zwischenbericht und auf dessen Antrag am 14. Nove·.n
bcr 1950 die Rechte eines Untersuchungsausschu~1:es. Du 
Ausschuß hat der Ar~itsgemeinschaft der Weinbauver
bände von Rheinland-Pfalz und dem Bund der Wein
handelsverbände von Rheinland-Pfalz Gelegenhf>it rnr 
Stellungnahme gegeb<'n, die beide Verbände auch aus
J;lenutzt haben. Er hat in seinen Verhandlungen zahl
reiche Personen angehört oder als Zeugen ;ernom:nen 
und Erhebungen bei 85 Kellereien über deren Gest:häfte 
mit Wein in der Zeit vom 15. November 1947 bis zur 
Währungsreform vorgenommen. Er hat die Akten dt$ 

Ministeriums für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten 
über die Bewirtschaftung des Weines und Akt~nstücke 
anderer Ministerien beigezogen und eingesehcm. Auf 
Grund dieser Ermittlungen und der Berichte, ",;elche die 
Vertreter der Ministerien für Landwirtschaft, Wembau 
und Forsten, für Finanzen und Wiederaufbau und für 
Justiz und Kultus mündlich während der Verha".l.dlun
gen und schriftlich erstattet haben, hat der Sonderaus
schuß folgenden Sachverhalt festgestellt: 

Im Juli 1945 ordnete die Besatzungsmacht. an, r!aß der 
ge~amte Wein im Gebiet unseres Landes für die Zwecke 
der Besat?.ungsmacht besl'hlagnahmt ,;ei. Hei-r Gou,•er
neur Hettier de Boislambcrt faßte seine In;;~mkiionen 
zum Sammeln, Einlagern und Versand der für die 
Armee und die franzö~is..:hen Zivilisten der Besa~.mngs-
7.0ne bestimmten Weine in einem Schreiben an den 
Herrn Oberpr~~identen in Koblenz vom 4. September 
1946 zusammen. Darin ordnete er an, daß die Weine bei 
einer einzigen Firma oder bei einer beschr'cinkten An-
7.Rh l von Versandfirmen, deren Betriebe zweckmä3ig 
und gut eingerichtet sind, zentralisiert würden. D,~ Be
triebe müßten ein Anschlußgleis an die Eisenbahn haben 
odf!'r in unmittelbarer Nähe der Bahn gelegen sein, da
mit das Rollen der Tankwagen beschleunigt werde. Der 
Vorrat der Firma solle der fü1· ;i;wei Monate b!'n<itigten 
Menge entsprechen, damit die Gewäht· für einen Trup
penwein gleichbleibender Güte bestehe und dem Wein 
die ihm nach seiner Eigenart 7.ttkommende Pfleg~ wteil 
und damit schließlich der ganzen Verwaltung die Ent
nahme und Prüfung von Proben vor dem Versand ei·

leichtert werde. 

Die Anordnung des Herrn Gouver·nem·s Hettier de 
Boiflambert lautet weiter wörtlich: 

„Die mit der Sammelaktion beauftragten Grossisten 
müssen verantwortlich gemacht werden hir die Güte 
.der von den Erzeugern bzw. ersten Händlern angelie
ferten Weine. Diese Weine sollen ihr per:;önliches 
Eig"'ntum werden, und sie sollen ihnen alle I'ficg•) ,;u
teH werden lassen, bedingt dun::h die Anliefornng, die 
Lagerung, den Verschnitt, Transport und Versand.'' 

Die Besatzungt'lmacht forderte die von ihr begduten 
Mengen Weines zeüwel:se monatlich, zeitweise für ein 
Vierteljahr von den deutsl:hen Regierungsstellen an. 

Am 8. September 1947 ordnete der Hen <,ouvernt"ur 
in einem Schreiben an den Herrn Minister für Landwirt
schaft und Ernährung u. a. an: 

„Die Gesamtheit del' Trauben, des Mostes uder 
Weines ist blockiert." 
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„Das Ablieferungssoll beträgt für jeden · Winzer 
seine gesamte Erzeugung abzüglich des der Größe des 
Betriebes entsprechenden Selbstversorgeranteils so
wie der gesetzlichen Abzüge für Abstich und 
Schwund." 

"Der Erzeugi:r, der nicht in der Lage ist, bei erster 
Aufforderung die Gesamtheit der auf Grund des Ab
lieferungssolls von ihm gefor·derten Mengen ,u lie
fern, setzt sich der Gefahr der Anwendung der ge
setzlichen Verwaltungs- und Gerichtsmaßnahmen 
aus." 

In jeder weinbautrelbcndCIJ. Gemeinde war der Bfü'
germeistet filr die gesamte Traubenlese und die Ver
arbeitung der Trauben zu Most und Wein verantwort
lich. Er hatte für die Bezugsbcl'echtigten die Transport
scheine auszustellen und über die Umlagerung Buch zu 
führen. 

Die französische Anordnung bestimmte ferner: 
"Die Transportgeniiihmigungen werden entweder 

au! Grund von !reien Vereinbarungen zwischen Käu
fer und Verkäufer oder au! Grunci' von Abgabebe
scheiden durch die Zentralstelle Wein (Fall der ver
sagenden Ablieforer) ausgestellt." 

Am 20. November 1947 regelte Hen Obei·st Vincent im 
Namen des Hel'rn Gouverneurs die Erfassung der Weine 
neu. Dle Einleilung seines Schreibens an den Herrn Mi
nlst1;;rpräsiden ten lautet: 

,,In Anbetracht des Versagens seitens deutscher Be
hörden, das bezüglich der Erfüllung der Intendantur-

. Lie!el'ungcn o!lmals bewiesen wurde, ist beschlossen 
worden, daß für 1948 die Bereitstellung und Verkaufs
regelung des für den militärischen Sektor bestimmten 
Kontingents wie folgt erfolgen soll." 

Nach der neuen Regelung sollten sich die großen Wein
handelsbt'lriebe mit der nötigen Garantie für „Fähig
keit, Ehrlichkeit und politischer Vergangenheit" um die 
Lie!erung des gesamten Intendanturweines oder einer 
Teilmenge bewcr·bcn, und zwar bis zum 31. Dezem
ber 1947. 

Zu liefern waren 31500000 Lltcr Wein „guter und 
handelsüblichet· .Qualität" zu einem Durchschnitt~ver
kau!spreis des Großhändlers von höchstens 2,- RM je 
Liter. Diese Menge war zu je einem Drittel spi::testens 
bis 1. März 1948, l. April 1948 und I. Mai 1948 zu lie
!ern. Preisschät.:i:ungskommissionen sollten den Wert 
cter' Weine möglichst bald feststellen. Die Händler soll
ten !Ur die Gilte, den Preis und die rechtzeitige Liefe
rung harten. Für ihr Versagen wurden ihnen gericht
liche Maßnahmen und die Schließung des Betriebes an-
gedroht. i 

Auf Betreiben der Besatzungsmacht fand am 13. Ja- · ! 
nuar 1948 bei der Militärregierung in Koblenz eine Be
sprechung der maßgebenden Herren der Besatzungs-
macht mit den deutschim Dienststellenleitern und 30 
Vertretern von großen Weinhandelsbetrieben statt. 
„Herr Oberst Vincent erklärte, im Jahre 1947 seien von 
den angeforderten 27 Millionen Liter Wein nur 25 Mil
lionen Liter gellefet't worden. Herr Minister .Stübinger 
wies darau! hin, daß der Wein des Jahres 1947 beson
ders gut und es dahet· nicht möglich sei, die verlangten 
31,5 Millionen Liter zu dem vorgeschl'lebenen Preis von 
2,- Reichsmark zu liefern. Herr Oberst Vincent stritt 
dies ab; er erklärte sich damit einverstanden, daß die 
von Herrn Minister Stübinger vorgeschlagene Aus:
gleichskasse geJründet werde. Sie sollte die Gewähr 
für den vorgeschJ'lebenen Einheitspreis von 2,- Reichs
mark bieten und die Preisunterschiede zwischen besse
ren und billigeren Weinen ausgleichen. Auf das er
neute Verlangen von Herrn Minister Stübinger, den 

Preis wegen der besonders guten 1Qualität des 47er 
Weines zu erhöhen, erklärte Herr Oberst Vincent, er 
mtisse au! der verlangten Menge, dem Preis und der 
rechtzeitigen Lieferung bestehen. (Zuruf: Hört! Hört!) 

Am 24. Januar 1948 teilte Herr Oberst Vincent dem 
Herrn Ministerpräsidenten die Liste der Weinhändler 
mit, wie sie in einer Besprechung vom 20. Januar fest
gelegt worden war. Nach dieser Anordnung waren au!-
zuöringen · 

In Rheinland-Hessen-Nassau . 6,5 MilJionen Liter 
in Rheinhesscn . 12 Millionen 
in der Pfalz . . . 13 Millionen „ 

macht zusammen . 31,5 Millionen Liter 
Die Lle!erung des Weines war 85 Finnen übertragen 

worden, die wir Hauptkellereien nennen wollen. Von 
den Hauptkellereien befanden sich 

in Rheinland-Hessen-Nassau 
in Rheinhessen . 
in der Pfalz . . 

28 
36 
21 

macht zusammen 85 
Ich nenne Ihnen nun aus jedem. Landesteil die Fir

men, die am meisten, und die, die am wenigsten Wein 
zu liefern hatten, und zwar jeweils 5: 

Rheinland-Hessen-Nassau: 
Carl Reh, Leiwen . . . . . . 
Moselwein-Vertriebsgesellschaft., 

Bernkastel . . . . . . . 
Gräfin von Könlgsmarck, Koblenz 
Mitropa-Kellereien, Trab.-Trarbacll 
Vereinigte Weingutsbesitzer, Koblenz 

600 000 Liter 

600 000 
500000 
500 000 
400 000 

" 

" Das sind die aus dem Bezirk Rheinland-Hess<>n-Nas
sau, die am meisten zugeteilt bekamen. 

Jetzt die !ün!, die am wenigsten zugeteilt bekamen, 
damit Sie einen klaren Überblick über dle Verhältnisse 
bekommen: 

Carl Scheid, Koblenz . . . ·. • 
Wilhelm Schäfer, Ahrweiler , . 
Brüderhaus-Kellerei, Neuwied . 
Fritz Orth, Trier . . 
Trevirus-Vereinshaus, Trier 

Rheinhessen: 
Edeka-Kellereien, Bingen 
Gemeinschafü;kellerei, Mainz 
Kupferberg & Co., Mainz 
Langenbach & Co., Worms . 
Hauptkellerei Rheinhessischer 

Winzergenossenscha!len, Mainz 
Heinrich Hamm, Wörrstadt . 
Adam Mann, Niedersaulheim 
Gustav Mohr, Oppenheim . 
Wilhelm Sc.:hneider, Elbig . 
Heinrich Binz, Niedersauföeim 

Pfalz: 

50 000 Liter 
100 000 ,, 
100 000 „ 
100 000 
100 000 " 

. 1 500 000 Liter 
1000 000 „ 

750 000 " 
750 000 „ 
600 000 
60 000 
90000 

100 000 
100 000 
100 000 

" 
" 
.. 
" 

Hauptkellerei Rheinpfälzer Winzer-
genossenscha!ten, Mußbach . 1 450 000 Liter 

Eduard Diehl, Siebeldingen . . . . 1200 000 
Carl Josef Hoch, Neustadt . . . • l 200 000 „ 
Fippinger & Pleisser, Großbock.en-

heim .......•.. 
Johann Schenk, Maikammer . . 
Philipp Hermann Steigelmann, 

Edenkoben ..... 
Christian Back, Landau . . 
Robert Becker, Grünstadt . 
Heinrich Lorch, Bergzabern 
Gebrüder Zeter, Dinkels!eld 

800 000 
800 000 

150 000 
200 000 
200 000 
300 000 
300 000 

" 

" 
" ,, 
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In einem Schreiben vom 28. Januar 1948 setzte der 
Hel'r Minister für Landwirtschaft und Ernährung die 
Hauptkellereien von dieser Anordnung der Besatzungs
mat'ht in Kenntnis. Es sei, so scll.rieb er, wie bei früheren 
Auflagen anzustreben, möglichst viele Weinhandlungen 
an den Lieferungen zu beteiligen. 

Die~ Firmen wollen wir „Vorkellereien" nennen. Die 
Vorkellerei sollte die Finanzierung der Weine über
nehmen und den Kaufpreis von der Hauptkellerei inner
halb von zwei Wochen nach der Bezahlung durch die Be
satzung oder eine Bank erhalten. Der Verdienstauf
schlag sollt~ 30 v. H. betragen und zu einem Drittel der 
Hauptkf'l!P.rP.i und zu zwei Dritteln der Vorkellerei zu
stehen. 

Die Besatzungsmacht gab 31,5 Millionen Liter Wein 
aus den Beständen bei den Winzern und Händlern frei. 
Deutsche Dienststellen übergaben jeder Hauptkellerei 
Teilentnahmescheine für die Menge Wein, welche die 
Hauptk~llerei zu liefern hatte. Im Teilentnahmesd1ein 
waren der abgabcpflic-htige Winzer oder Weinhändler 
und die abzuliefernde Menge Wein vermeekt. Grund
lage für die Aufteilung der aufzubringenden Menge 
Wein waren die Bes tandsmeldungen, die laufend über 
die Bürg~rmeister nach Vordruck zu erstatten waren. 
In dem Vordruck waren für den Fall einer falschen Mel
dung die Beschlagm1hme der verschwiegenen Bestände, 
die Entziehung des Selbstversorgeranteils und eine be
sonders rasche Abgabe der gemeldeten Bestände an
gedroht. 

So kam die Sammlung der von der Besatzungsmacht 
verlangten 31,5 Millionen Liter Wein !n Gang. Bei Win
,.e rn in allen weinbautreibenden Gemeinden und bei 
allen zur Abgabe herangezogeren Weinhändlern im 
ganzen Lande et·schienen Vertreter der Hauptkel
lereien oder Vorkellereien, wiesen ihren Teilentnahme
schein vor und forderten die darauf vermerkte Menge 
Wein zum gesd1ät,ten oder noch zu schätzenden Reichs
markpreis. Weigerte sich der Abgabepftichtige, den Wein 
herauszugeben, so wies ihn der Vertreter der Kellerei 
im allgemeinen darauf hin, daß die Kellerei dies bei der 
Zentralstelle in Koblenz melden müsse. Sobald solche 
Meldungen in Koblenz eingingen, ordnete das Ministe
rium die von der Besatzungsmacht verlangten Zwangs
maßnahmen an. 

Was die von der Besatzungsmacht gefotderten 
31 ,5 Millionen Liter Wein für unser Land bedeuteten, 
wird uns er:a: t klar, wenn wir wissen, wieviel Wein im 
.Jahre !947 im ganzen Lande geerntet worden ist. Nach 
den Angaben der Winzer in den Bestandsmeldungen 
sind es rund 78 Millionen Liter. Die Winzer haben ihren 
Bestand erfahrungsgemäß trotz der angedrohten Straf
maßnahmen zu niedrig angegeben. Nach den Erfahrun
gen in normalen Friedensjahren hätte man die Jahres
ernte in Rheinland-Pfalz mit seinen 42 000 Hektar Wein
land auf 175 Millionen Liter schätzen können, wenn da$ 
.Jahr 1947 ein solches Friedensjahr gewesen wäre. Wäh
rend des Kl'ieges wurden die Weinberge vernachlässigt. 
Es fehlte an Arbeitskräften, an Schädlingsbekämpfungs
und Düngemitteln. Im Jahre 1945 führte die Blattfall
krankheit (Peronospora) zu einer Katastrophe. Die Ar
beitsgeräte der Winzer waren abgenutzt. Alle diese 
Schäden machen es unmöglich, die Ernte des Jahres 1947 
nadl den Ergebnissen der Friedensjahre einigermaßi!n 
l"id1lig zu schätzen. 

Eine gute Grundlage für die Schätzung haben wir in 
den Ernten der dem Lande gehörenden Weinberge, der 
Weinbaudomänen. Sie litten unter denselben ungün
stigen Verhältnissen wie die anderen Weinberge im 
Lande, und ihre Ernteergebnisse kennen wir genau. Die 
Domänen haben im Jahre 1947 im Durchschnitt auf einen 

Hektar 2150 Liter Wein geerntet. Schätzt man die Ernte 
des ganzen Landes n~ dieS€m Ergebnis der Domänen, 
so kommt man für die 42 000 Hektar Weinland in Rhein
land-Pfalz auf rund 90 Millionen Liter als Ernte des 
.Jahres 1947. 

Da die Besatzungsmacht den Preis füt· die 31,5 Mil
lionen Liter mit 2 RM je Liter festgesetzt hatt.e, kam für 
die Erfassung nur der sogenannte Konsumwein in Frage. 
Im allgemeinen fallen zwei Drittel einer Jahresernte 
unter diesen Begriff. Das wären bei 90 Millionen Liter 
also 60 Millionen. Für Schwund und den Eigenverbrauch 
der Winzer und Weinhändler wkd man ein Fünftel ein
setzen dürfen. Das sind 12 Millionen, i;o daß .für die Er
fassung nur 48 Millionen Liter übrig blieben, wovon 
also 31,5 Millionen aufzubringC'n waren. Somit beträgt 
die Auflage der Besatzungsmacht 1.iemlich genau zwei 
Drittel nicht des gemeldeten, sondern des tatsächlich im 
ganzen Lande vorhanden gewesenen Bestandes an Kon
sumweinen der Ernte 1947. 

Besonders schwierig wurde die Erfüllung der Auflage, 
weil in vielen Konsumweingebieten der Wein wegen 
seiner guten Qualfüit nach den Feststellungen der Be
wertungskommissionen mehr als 2 RM, oft sogar mehr 
als 3 RM wert war. während die Besatzungsmacl:lt für 
den aufzubringenden Wein nur 2 RM zu zahlen gewillt 
tvar. 

Als die Hauptkt>llereien mit ihren Vorkellereien be
gannen, den· Abgabepflichtlgen im ganzen Lnnde ihre 
Entnahmescheine vorzuzeigen und den Wein bei sich 
einzulagern, warf das um die Zeit der Sonnenwende 
plöti.lich eingetretene Ereignis der Währungsreform be
reits seine Strahlen voraus. In der Erwartung dieser 
lichtvolleren Zeit eines besseren Geldes wollten die 
Sachwertbesitzer ihre Werte in den paar finsteren Ta
ge-n des schlechten Geldes nicht noch vel'lieren. Auch die 
·Winzer bemühten sich, lhl'e Weine bis 1.ur Währungs
reform zu behalten, und die Weinhändler waren be
strebt, sich durch Vereinbarungen mit ihren Abnehmern 
das Eigentum an dem Wein vorzubehalten. 

Dei einer ReJ<prechung auf der Weinbewirtschartungs
stelle Neustadt am 30. Januar 1948 wies Herr Wagner 
ans· Ludwigshafen als Vertreter der Winzergenossen
schaften dan1uf hin, daß der von den Winzern abzuge
bende Wein bei den Weinhändlern bis zur endgültigen 
Weltt'rg::ibe an die Besatzungsmacht treuhänderisch ein
gelagert werden, also Eigentum der Winzer bleiben 
müsse. Herr Stolleis aus Gimmeldingen trat dem ent
gegen. Er erklärte, auch der Handel habe starke Lager
einbußen erlitten, 

In einem Schreiben an den Henn Minister für Land
wirtschaft und Ernährung vom 14. Februar 1948 ver
langte der Uaifteisenverband Rheinland-Pfalz ebenfalls, 
daß die Weine bis zur endgültigen Abgabe treuhände
risch gelagert würden. Er behauptete, Herr Ministerial
direktor Schmidt habe bereits eine entsprechende An
weisung zugesagt. Herr Ministerialdirektor Schmidt 
antwortete dem Raiffeisenver·band als Vertreter des 
Ministers am 19. März 1948: 

.,Dle von mh' bisher getroffenen Verfügungen über 
die 1947er Weine betrafen ausschließlich Abgaben, die 
sich auf Grund von erteilten Auflagen der Mfütärre
giertmg als notwendig erwiesen. Die bezugsberechtig
tPn Weinhandlungen haben diese Weine nicht zu ihrer 
freien Verfügung erhalten, sondern sind gezwungen, 
sie entweder sofort weiterzuliefem oder der Militäl'
regierung zur Verfügung zu stellen. Diese Weinhand
lungen haben daher keine Vorteile bei einer evtl. ein
tretenden Währungsreform. Bei der Militäreinlage
rung wird zweifelsohne auch die Besatzungsmacht die 
'sich aus einer Währungsreform ergel..Jtonden Vorteile 
, für sich in Anspruch nehmen. 
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kh möchte jedoch Ihrem Wumche insofern Rech
nung tra.gen, als :i:ukünftig Zuteilungen an Weinhand
lungen, die zur Auffüllung der Läger des Handels die
nen und. vielleicht nicht sofort verfügt werden, auf 
treuhänderischer Basis abgewickelt werden sollen. 
Ich bitte Sie, mir einen entsprechenden Vertrag zu 
entwer!cn. Gleichzeitig habe ich die Vertretungen des 
Weinhandels gebeten, auch ihrerseits mir einen Ver
tragsentwurf zukommen zu lassen." 

Am 2. April 1948 verfügte Herr Oberst Vincent, daß 
iür die Truppf'nweine als Einlagerungsschwund nicht 
mehr z.wei, sondern nur eins v. H. und als Lagerschwund 
nicht mehr ein Halb, sondern nur noch ein Viertel v. H. 
monatlich anerkannt werde. 

In seiner Antwort auf das Schreiben des Herrn Mini
sterialdirektor Schmidt schrieb der Raif!eisenverband 
am 29. April 1948: 

„Dabei verlccnnen wir nicht, daß die im Zuge der 
Auflage der Militärre:>gicrung erfaßten Weine wahr
scheinlich im Zeitpunkt der Geldreform bereits in die 
Verfügungsmacht der Militänegicrung übergegangen 
sein d(lr!ten, wie Sie das in Ihrem Schreiben an uns 
ausführen. Unbeschadet dieses T.l'mstandes hätte aber 
dem E·rzcuger das Eigentumsrecht bis z.um Übergang 
des Eigentums auf die .Militäl'regierung vorbehalten .,· 
werden können. 

Die Mengen, die bei den Winzergenossenschaften 
jetzt noch verfügbar sind, sind. sehr klein gewörden. 
Die Verfügungen ergehen meist für sofortige Weiter
lieferung an Priorität.sbd.t'iebc usw. Für diese Bezüge 
des Weinhandels kommt deshalb eine Sichenmg des 
Eigentumsrechtes bls zur Verfügung an den. let~tcn 
Abnehmer kaum in Betracht. Wir wollen aber trotz- · 
dem im Benehmen mit den Vertretern unserer Win
zergenossenschaften prU(en, ob ur.d welche notwen
digen Sicherungen gctrom~n bzw. vorgeschlagen wer
den sollen. Hinsichtlich der Lieferung an unsere 
Iiaupikt-llerei ist eine . interne Regelung auf Grund 
des Mitgliedsverhältnisses vorgesehen. Auf liie Vor
luge des gewünschten Vertragsentwul'fe:i werden wir 
noch zurückkommen." 

Bei einer Besprechung auf der Weinbewittscha!tungi;
sielle Neustadt am 8. Mai 1948 verlangten die Herren 
Dr. Wol! aus Maikammer und Dr. Bürklin aus Wachen
heim erneut für die Winzer die treuhänderische Einla
gerung. Herr Wagner vom Raiffeisenverband aus Lud
wigshafen r.egte an, daß ein entsprechender Vertrag 
zwischen Eüeugern und Weinhandel gemeinsam aus
gearbeitet werde. 

Der Fachverband der rhcinpfälzischen Weinhändler 
khnic einen solchen Vertrag ab. Am 24. Mai 1948 schrieb 
er Herrn Dr. Weingarth .als dem Vertreter des Vereins 
!Ur Naturweinversteigerer: 

„Die grundsätzliche Frage der Anerkennung eines 
· dera1'ligcn Vertrages ist Gegenstand einer eingehen
den Beratung in der Sitzung unseres Beirates am 21. 
d. M. gewesen. Die Herren des Beirates vertraten den 
Standpunkt, . daß für den Weinhandel die unbedingte 
geschäftlich-moralische Verpflichtung bestehe, die 
Weingüter und Winzer des gesamten Erzeugungsge
bietes der f'falz gleich und gerecht zu behandeln. Es 
wäre in hohem Maße unbillig und ungerecht, vor allem 
aber unsozial, wenn der Weinhandel derartige Schutz
vertdige nur mit einigen wenigen Gütern oder Win
zern der Mittel- oder Unterhaardt ab.schlösse. Für ein 
generelles Vertragsabkommen mit den Weingütern 
und Winzern sämtliche1· Erzeugergebiete ist es abet· 
zu spfü. Es ist Tatsache, daß die Keller der Weingüter 
und Winzer an der Oberhaardt zum Zwecke det· Er
füllung der Intendantur- und anderei· Auflagen fast 

restlos geleert sind. Die gelieferten Weine sind inzwi
schen abgeliefert und bezahlt. Unter diesen Umstän
den glauben die Herren unseres Beirates, es nicht vc1·
antworten, zu können, heute Verträge abzuschließen, 
durch die nur wenigen Weingütern und Winzern der 
Mittelhaardt und Unterhaardt Rechte eingeräumt wer
den, die den Winzern der Oberhaardt nicht mehr ge
währt wei·den l{önnen. Aus Kreisen der Weing(lter und 
Winzer der Oberhaardt würden dem Weinhandel mit 
Recht schwere Vorwürfe gemacht werden können, 
wenn der Weinhandel im jetzigen Zeitpunkt noch Ver
träge abschließen würde. 

Aus diesen Gründen sind die Herren unseres Bei
rates einstimmig z.u der Auffassung gelangt, daß es in 
diesem Jahre für den Abschluß derartiger Verträge zu 
spät ist und daß infolgedessen die Anerkennung der
artiger Verträge von unserem Fachverband nichJ cmp
Johlen werden kann." 

Die Hauptkellereien schlossen mit den Militärver
pflegungsstellen Verträge über die Lieferung des der 
Kellerei zugeteilten Weines auf Apruf. In dem Vertrag 
einer ~ntendantur mit der Firma Moritz in Hai;r,enport 
wurde z. B. vereinbart: • 

,,Die Firma Moritz in Hatzenport verpflichtet sich, 
2000 hl Wein aufzukaufen, zu transportieren, zu la
gern, zu pflegen, auszugeben oder zu verladen. Sie 
hat von der Abteilung Ravitaillement die hierzu nöti
gen Deblokagescheine erhalten. 

Die ganzen 2000 hl sind vor dem 1. Mai 1948 zu 
lagern." 
Mit einem _Male und viel zu spät bc:;cherten uns die 

westlichen Siegermächte die Währungsreform. Das war 
eine schöne Bescherung! (Heiterkeit!) 18 Tage nach die
sem Wendepunkt der deuts<.:hen Wirtschaft - am 8. Juli 
1948 - teilte Herr Gouverneur Hettier de Boislambert 
dem Herrn Ministerpräsidenten mit, er habe beschlos
sen, die Bewirtschaftung des Weines dem Herrn Mini
sterpräsidenten zu übcrtl'agen. 

„Aus diesem Grunde besitzen Sie mit Erhalt dieses 
Briefes alle Vollmachten, um Maßnahmen zur Rege
lung des W.einhandels zu treffen, selbst solche, die 
auf eine teilweise oder völlige Abschaffung der bis 
heute auf diesem Gebiet bestehenden Beschränkungen 
abzielen." 

Er behielt sich jedoch ausdrücklich vor: 
"Die Weine, die bel'eits für die französische Inten

dantur zurückgehalten und blockiert sind, bleiben 
blockiert." 

Am 15. Juli 1948 gab B'.err Oberst Vincent dem Mini
sterium bekannt, daß der Herr Generalintendant 
die Menge des zu liefernden Truppenweines von 31,5 
Millionen auf 27,5 'Millionen Liter hel'abgesetzt habe. 
Er schrieb dabei: 

,,Sie wollen daher die nötigen Maßnahmen tre!Ien, 
um in allerkü.rzestel' Frü;t die schon au! Lager befind
lichen Mengen bis zur Höhe des neu festgesetzten 
Kontingents zu vervollständigen." 

Eine Woche später gab er als neue Au.flagezahl 26,5 
Millionen Liter bekannt. Davon seien, wie er schrieb, am 
15. Juli 1948 aufgebracht gewesen: 

in Rheinland 
in Hessen 
in der Pfalz 

5 833 452 1 
9 049 988 l 

11342346 l 

26 225 786 l 

Es fehlten an der neu festgesetzten Auflage noch 
274214 L Diese sollten von Hauptkellereien in Hessen 
gelagert werden. Sie wurden noch bis auf einen Rest 
von rund 94 000 l zusammengebracht. 
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Nach einer Auskunft des Ministeriums für Landwirt
schaft, Weinbau und Forsten wurden von den aufgc
brnchten Weinen für· die Truppen bis zur Währungi1-
reform auf Abruf der Besatzungsmacht an diese gelie
fert: 3 546 722 l, so daß am 15. Juli 1948 rund 22,5 Millio
nen Liter Wein, der für die Truppe erfaßt war, bei den 
Haupt- und Vorkellereien lagerten. 

Um diesen Wein dreht sich hauptsächlich der Streit. 
Nach der Währungsreform wurden davon noch 6129 493 

Liter an die Truppen geliefert. Alle Lieferungen nach 
dem 20. Juni 1948 bezahlte die Truppe zum vollen Preis 
in Dcutsc:her Mark. 

Außerhalb der Weinauflage für die Truppe wurden 
,<Uf Anforderung der Militänegierung in der Zeit vom 
1. ,Januar bis 20. Juni 1948 noch 11128 724 Liter und nach 
der Wi:ihrung!;reform noch 211 934 Liter Wein geliefert. 

Die Winzer sehen es als Unrecht an, daß sie den Wein 
kurz vor de!' Währungsrefo1;m gegen Reichsmark lie
fern mußten und der größte Teil des Weines am 20. Juni 
1948 noch bei den Kellereien lag, die ihn dann gegen 
Deut~che Mark verkauften. Sie verlangten eine Nach
zahlung in DM. Das Mpüsterium für Finanzen teilte 
dem Herrn Direktor für Finanzen bei der Militärregie
rung am 10. August 1948 mit, er sehe sich nicht in der 
Lage, die Hauptkellereien anzuweisen, entgegen den 
Vorschriften aes Umstelluhgsgesctzes Nachzahlungen 
an die Winzer zu leisten. 

Am 10. September 1948 erließ das Ministerium eine 
Landesverfügung, wonach über Weine für die Truppe, 
den die Militärregierung freigibt, nur mit Genehmigung 
des Ministeriums verfügt werden dürfe und das Mini
sterium berechtigt sei, über den Wein zu verfügen. 

Die Generalintendantur trat am 15. September 1948 
von den Verträgen zurück, die sie mit den Hauptkelle
reien geschlossen hatte. Die Militärregierung g11b zu
nächst acht Millionen Liter Wein frei. Der Beratende 
Ausschuß des Referates Wein beschloß am 1. Oktober 
1948, den freigegebenen Wein zum Teil der Brannt
wein-, der Sekt- und der Wermut-Industrie zuzuleiten 
und einen kleineren Teil für Kultweine, Prioritäts
betriebe und Ausländerlager freizugeben, und zwar 
sollte der Wein mit einem Aufschlag von 50 Pfennig 
abgegeben werden. Der Gewinn der Ausgleichskasse 
\'.-'ar für weinbaufördernde Maßnahmen bestimmt. So 
wurde auc:h verfahren. Am 17. Januar 1949 gab der 
Herr Gouverneur alle anderen für die Truppe erfaßten 
und bei den Kellereien lagernden Weine frei. Das 
Ministerium überließ den Hauptkellereien sofort 
lO v. H. und am 22. April 1949 den gesamten Rest zur 
freien Verfügung. Damit war die Bewirt.schafl.ung des 
Weins zu Ende. 

Die Winzer erheben Vorwürfe gegen die Regierung 
und vertreten die Ansicht, das Verhalten der Regierung 
verpflichte das Land zum Schadener'Satz an die Winzer 
aus der StaatskR~!le. Sie b()haupten, die Kellereien hät
len untereinander die Möglidi.keit des Eigentumsvor
behalts geschaffen und sich so gegen Währungsver
l•.1~te geschützt; die Regierung habe jedoch den Win
zern die gleiche privatrechtliche Gestaltung versagt. 

Es mag sein, daß der mit der Weinauflage erstrebte 
Zweck auch erreicht worden wäre, wenn die Winzer 
den Wein unter Vorbehalt ihres Eigentums bi8 zur Ab
lief„rung im die Truppe geliefert hätten. Durch Ver
mischung mit anderen Weinen wäre Miteigentum 
mehl'erer Lieferfirmen entstanden. Rechtliche Schwie
rigkeiten waren nicht zu befürchten. Die Besatzungs
macht legte abel' Wert. darauf, daß die Keilereien nicht 
nur den Besitz, sondern auch das. Eigentum an dem 
erfaßten Wein erwarben. Sie glaubte offensichtlich, 
daß die Kellereien den Wein dann besse1· pflegten. 

Schon in seiner Verordnung vom 4. September 1946 
schrieb der Herr Gouverneur vor, daß die Weine „per
sönliches Eigentum'; der Grossisten werden sollten. 

Man hätte. nun erwarten dürfen, d,iß das Ministe
rium. gegen das Verlangen der Besatzungsmacht auf 
Übereignung deR Weines auf die Kellereien Vorstel
lungen erhoben hät!e. Dies um so mehr, als die Winzer 
bereits am 30. Januar 1948 eine nur treuhänderische 
Einlagerung verlangten. Nach den Erfahrungen mit der 
Besatz.ungsmacht in der damaligen Zeit. insbesondere 
nach der Art und Weise, wie der für das Sachgebiet 
Wein zuständige Vertreter der Besatzungsmacht, Hen 
Oberst Vinc;:ent, damals mit deutschen Dienststellen, 
und zwar auch mit den Vertretern unserer Ministerien, 
zu verhandeln pflegte, erscheint. es gänzlich ausge
schl0$sen, daß die Besatzungsmacht ihr Verlangen nach 
Übereignung des Weines auf die Hauptkellereien auf
gegeben hätte. Und die Weine waren bis zum 1. Mai 
restlos einzulagern. Das deutet darauf hin, daß die Be
satzungsmacht den Wein noch vor der Währungsreform 
abl'ulen würde. 

Zum Schutze ihres Eigentums hätten die Winzer 
nicht der Hilfe der Regierung bedurft. Wenn der Ver
band der Winzer !!einen Mitgliedern empfohlen hätte. 
den Wein zwar ah7.uliE>fE>m, abf>r nur unter Vorbehalt 
!hres Eigentums bis zur Übergabe an die Truppe. und 
wenn die Winzer d1mach verfahren hätten, dann hätten 
.sle selbst erreicht, was sie von der Regif:'rung verlang
ten. Die für den Fall der Nichtablieferung angedroh
ten Zwangsmaßnahmen hatten sie dabei nicht zu ge
wärtigen; sie hätten den Wein ja abgegeben, wenn 

. auch unter Eigentumsvorbehalt. 

Es ist allerdings verständlich - und den Winzern ist 
daraus gar kein Vorwurf zu machen -, daß sich die 
Winzer scheuten, die Anordnung der Besatzungsmacht 
nach Übereignung des Weines auf die Kellereien nicht 
zu erfüllen. Die Weitergabe der Anordnung der Besat
zungsmacht an die Hauptkellereien, daß die Ke!Iereien 
den Wein lrnuf~n und F,igimtum daran erwerben soll
ten, und die Tatsache, daß die Regierung gegen die An
ordnung' keine Vorstellungen erhoben hat, ist somit 
keinesfalls eln zum Schadenersatz verpflichtendes Ver
halten der Regierung. 

I;lie Winzer lassen durch ihren Vertreter ausführen. 
das Verlangen der Übc1·eignung des Weines auf die Kel
lereien sei zur Durchführung der Erfassung der Weine 
nicht nötig gewesen. Insoweit handle E'S i.ich um einen 
Fall von Übermaß, der ·zum Schadenersatz verpflichte. 
We.nn das Verlangen der Obereignung über das Ziel hin
ausschoß. so hat höchstens die Behörde gegen das Ver
bot des Ü~rmaßt>s verstoß!'n, die das Verlangen gestellt 
hat, nämlich die Besatzungsmacht. 

Der Ausscl1uß ist einstimmig der Auffassung, daß die 
Winzer wegen des angeblichen Versagens von Regie
rungsstellen nach dem gettenden Recht keine Schaden
ersatzansprüche gegen das Land haben. 

Die Winzel' machen der Regierung weiter zum Vor
wurf, daß diese es nacli der Freigabe der Weine unter
lassen habe, dafür zu sorgen, daß der bei den Haupt- und 
Vorkellereien noch lagernde Wein an die Winzer, die ihn 
geliefert hatten, zurückzugeben sei. Die Regierung hätte 
vom 17. Januar 1949 an die Rückgabe an die Winzer ver
fügen können, aber nur gegen Zahlung des vollen Prei
ses in DM. Damit wäre den Win1.em offensichtlich nicht 
gedient gewesen. Es ging ihnen nach der Währungs
reform weniger um den Wein, als um dessen Wert. Eine 
Rückgabe ohne Entgelt oder gegen Rückzahlung des 
Reichsmarkpreises im Verhältnis 10:l in DM konnte die 

. Regierung nach der Verfassung nicht anordnen. 
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Der Ausschuß hält aus diesen Gründen die von den 
Winzern erhobenen Schadenersatzansp·rüche gegen das 
Land für unbegründet. Er vermag auch nicht anzuer
kennen, daß der Staat moralisch verpflichtet sei, den 
Winzern den Schaden aus der Staatskasse zu ersetzen. 
Wenn den Winzern Ersatz geleistet werden soll, dann 
muß zun~chst festgestellt werden, ob dem Schaden der 
Winzer au! der einen Seite nicht ein Gewinn der Kelle
reien au( der anderen Seite gegenüber~teht, der zum 
Ausgleich des Schadens verwendet werden kann. 

Nach einer Auskunft des Ministeriums lagen von den 
erfaßten Truppenweinen bei der Wäht'ungsreform noch 
rund 20,9 Millionen Liter Wein bei den Haupt- und 
Vorkellereien. Der Ausschuß hat durch Anfrage bei den 
85 Hauptkellereien festzustellen versucht, welchen Be
s~and die Hauptk<>llereien zu Beginn der Erfassung (15. 
November 1947 oder l. Februar 1948) gehabt haben, wie
viel sie dazu erwarben und bis zur Währungsreform 
abgaben und welchen Bestand sie demgemäß am 20. Juni 
1948 hatten, und zwar an Truppenweinen, Ergänzungs-
weinen und anderen Weinen. 

83 Firmen haben als B.estand an Truppenweinen am 
20. Juni 1948 zusammen 18 099 458 Liter gemeldet. Darin 
sind enthalten 3 081 504 Liter aus eigenem Keller, also 
15 017 951 Liler aus fremden Kellern. 

Die Gemeinschaftskellerei in Mainz besteht als solche 
nicht mehr. Sie war eine Vereinigung von etwa 80 Wein
händlern lediglich zu dem Zweck der gemeinsamen Er
füllung der Militäx·aunage. Nach einer Auskunft des 
Ministeriums hatten diese Wcinhändlex· am Tage der 
Währungsre!orm zusammen einen Bestand von rund 
800 000 Liter. 

Nach diesem E1·gcbnis der Ermittlungen müßten bei 
den Vorkellereien am Tage der Währungsreform rund 
zwei Mill. Liter Wein gelegen haben, was zutreffen mag. 

Der Bestand bei den einzelnen Hauptkellereien ist 
sehr verschieden. Um Ihnen ein Bild über die Höhe der 
Bestände zu vermitteln, nenne ich Ihnen die 20 Haupt
kelle.reicn, von denen jede einen Bestand von mehr als 
250 000 Liter gemeldet hat. Der für Truppenwein be
stimmte Wein aus ursprünglich eigenem Bestand ist 
dabei bereits abgezogen. Es handelt sid1 also nur um 
dle Mengen aus fremden Kellern, die am 20. Juni 1948 
noch bei den Hauptkellereien lagerten. 
Carl Jose! Hoch, Neustadt . 889100 Liter 
Eduard Diehl, Siebeldingen 770 253 
Edeka-Kellereien, Bingen • 636 85.6 
Johann Schenk, Maikammer 629 624 
Felix Rebholz, Landau . . 552171 
Hauptkellerei Mußbach . 528 051 
Anton Vogler & Co., Neustadt . 457 321 
Cal'l Reh, Lei wen . . . . . 444. 000 „ 
Wilh. Rübsamen & Söhne, Dürkheim . 443 500 
KupCerbcrg & Co., Mainz , . . . . 393 483 „ 
Fippinger & Pleißcr, Großbockenheim 392 781 
Karl Stelleis, Glmmeldingen 378 453 „ 
Eugcn Metzger, Harnbach 374 763 „ 
Gustav Docker, Landau . . 373 683 „ 
Carl Mayer, Landau . . . 317 584 
Moselweinvertriebsgesellscha!t Bemkastel 286 408 
P. J. Valckcnbcrg, Worms . . . . . 286 366 „ 
Mltroi;:a-Kcllereien, Traben-Trarbach 264 854 
Vereinigte Weingulsbei:;itzer, Koblenz 257 949 
Emil Dcutsd1, Neustadt . . 250 068 „ 

8 927 268 Liter 

Auf die anderen 63 Hauptkellereien, deren Meldungen 
vorliegen, entfallen die übrigen 6 090 683 Liter. Von den 
85 Hauptkc•J1ereien haben !ün! einen Bestand von weni
ger als 30 000 Liter gemeldet. Verteilt man die gemel-

deten Bestände gleichmäßig auf die Hauptltellereien, so 
kommt man je Kellerei au! einen Bestand am 20. Juni 
1948 von 180 927 Liter. 

Einige Hauptkellereien haben zugleich gemeldet, daß 
sie einen Teil ihres Bestandes an Winzer zur!lckgezogen 
oder an sie in DM gezahlt haben. 

Sie sehen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
es handelt sich um beträchtliche Vermögenswerte, die 
infolge der Auflage der Besatzungsmacht kurz vor der 
Währungsreform gegen Reichsmark den einen genom
men und den anderen gegeben worden sind, und das 
Verlangen der Winzer nach eirtem Ausgleich und einer 
zusätzlichen Zahlung in Deutscher Mark erscheint ge
recht!ertigt. 

Einige Hauptkellereien möchten die Weine aus frem
den Kellern als El'satz dafür ansehen, daß sie selbst 
einen erheblichen Teil ihres normalen Weinbestandes im 
Kriege und besonders nl\ch dem Kriege durch Lieferun
gen auf Grund behördlicher Anordnungen eingebüßt 
haben. Andere berufen sich darauf, daß sie crht:bliche 
Kriegsschäden bei Fliegerangriffen erlitten und durch 
beschlagnahmte Maschinen große Verluste gehabt ha
ben. Es ist verständlich, daß eine Kellerei, die selbst der
artige bedauerliche Verluste erlitten hat, ven;ucht, ihnm 
Verlust mit dem Gewinn aus den Truppenweinen aus
zugleichen, der ihr unerwartet zugefallen ist. Die Haupt
kellereien möchten au! diese Weise ihre früheren Schä
den auf die Winzer abwälzen. 

Der Ausschuß hält dies für unzulässig. Mit dem Ge
winn an Truppenwein dürfen nur solche Schäden aus
geglichen werden, die einer Kdlerci durch die Erfüllung 
der Intendanturweinaunage entstanden sind. Wenn eine 
Kellerei ihren eigenen Bestand als Trupp<'nwein hal ,;11.l
lie!ern müssen, zugleich aber von Winzern Truppen
wein erworben hat, so erscheint ein Schadens- und Ge
winnausgleich gerechtfertigt, weil der Schaden und der 
Gewinn dieselbe Ursache haben, nämlich die Intendan
turweinauflage der Besatzungsmacht. , 

Wollte man den Ausgleich zwischen dem Gewinn an 
Truppenwein und dem Verlust an anderen Weinen zu
lassen, so müßte man gercchterweise alle Ge-1.vinne und 
alle Verluste erfassen, die auf der gemeinsamen Ursache 
beruhen. Die gemeinsame Ursache wäre in diesem Fall 
nicht die Intendanturweinauflage, sondern die Erfas
sung von Weinen schlechthin au! Grund einer behörd
lichen Anordnung. Der Rahmen,· innerhalb dessen ein 
Ausgleich zu erfolgen hätte. wäre dann sehr weit, ja, so 
weit, daß ein Ausgleich schon an der praktischen Durch
fühi·bal'keit scheitern würde. 

& dürften dann nicht nur die von den Hauptkelle
reien geltend gemachten Verluste an Wein aller Art, son
dern es müßten alle solchen Verluste im ganzen Land 
und au! der anderen Seite auch alle Gewinne erfaßt wer
den, zum Beispiel die der Branntweinsammelstellen und 
aller Winzer und Weinhändler, denen Weine irgendwel
cher Art zugeteilt wurden. Ein so allgemeiner Ausgleich 
der Kriegsfolgelasten unter den Winzern und Wein
händlern im Lande Rheinland-Pfalz läßt sich praktiseh 
nicht ohne übermäßig großen Verwaltungsapparat 
durchführen und ist schon deswegen unmöglich. 

Der Ausschuß ist zwar der Auffassung, daß durch die 
Umlagerung von Wein außerhalb des Rahmens der In
tcndanturweine ebenfalls großes Unrecht geschehen 1st, 

· das eigentlich ausgeglichen werden müßte; gegen ein Ge
setz, das auch diesen Ausgleich 1·egert, bestehen nach An
sicht des Ausschusses jedoch gewisse rechtliche Beden
ken, so daß der Ausschuß sich gezwungen sah, von einer 
solchen allgemeinen Regelung abzusehen und lediglich 
einen Ausgleich im Rahmen der Intendanturweinau!lage 
zu empfehlen. 
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Wir sind uns jedoch darüber klar, meine sehr verehr
ten Damen und Herren, daß dieser Vorschlag, den Rah
men auf die Intendanturweine zu bescl:tränken, mög
licherweise nicht endgültig sein wird. Im Sonderaus
schuß zur Überprüfung der Intendanturweinfrage waren 
leid4'r nur zwei .Juristen vertreten. Diese beiden Juristen 
w;iren - wie es so oft vorkommt - verschiedener Mei
nun_g. 

Deswegen konnte es der Ausschuß nicht verantworten, 
nun eine endgültige Entscheidung darüber zu treffen, ob 
der Ral1meu weitergespannt werden kann; ob also auch 
die sogenannten Ergänzungsweine und alle anderen 
unter Zwang umgelagerten Weine in den Ausgleich ein
be7.ogen werden sollen. 

Es wird die Aufgabe des Rechtsausschusses sein, in 
dem ja md1r Juristen sitzen, sich gerade mit dieser 
Frage zu befassen und zu prüfen, ob der Ausgleich auf 
die anderen Weine ausgedehnt werden kann, wie es ge
rcchterweise verlangt werden müßte. 

Wir im Sonderausschuß wollten jedoch wegen des 
His ikos. daß eine solche Ausdehnung auf die anderen 
',\'e ine möglicherweise auf rechtliche Schwierigkeiten 
stößt. nicht das ganze Gesetz gefährden, sondern waren 
der Meinung: wir bringen zunächst einmal die Regelung 
für den Intendantunvein durch ein derartiges Gesetz in 
die richtige Form. 

Wollte man schließlich den Rahmen noch weiter span
nen und einen Ausgleich zwischen dem Gewinn an Trup
penwein und dem Verlust durch Fliegerschäden :r.ulas
sen, so müßte man alle Gewinne und Verluste erfassen, 
die auf der gemeinsamen Ursache beruhen. Die gemein
same Ursache wäre in diesem Fall der Kt'ieg mit seinen 
Folgen. Ein Ausgleich in so weitem Rahmen muß dem 
allgemeinen Lastenausgleich vorbehalten bleiben. 

Aus diesem Grunde hält der Ausschuß einen Ausgleich 
zwi~chen dem Gewinn an Truppenwein und dem Ver
lust durch Flieger- und Besatzungsschäden für nicht ge
rechtfertigt. 

Einige Hauptkellereien wenden ein, es sei ihnen ein
fach aus Mangel an Geld nicht möglich, jetzt noch eine 
Nachzahlung an die Winzer zu leisten. Der Ausschuß 
hält diesen Einwand nicht für· begründet. Eine Haupt
kellerei, die den Wein nach der Währungsreform vcl'
kauft und den Kaufpl'eis ausgegeben hat, ist im allge
meinen doch noch bereichel't, weil sie das Geld nicht un
nötigerweire ausgegeben, sondern irgendwie im Betrieb 
oder sonstwie angelegt haben wird. 

Auch eine Hauptkellerei, die davon über:1.eugt Wdl' und 
is t, daß ihr der am Tcuppenwcin ,erzielte Gewinn ge
set1.lich zustehe, mußte damit rechnen, daß sie den Ge
winn ganz odet' teilweise zurückzahlen müsse und sich 
twi1.eit.en darauf einstellen, wie es zum Beispiel die 
H a uptke llerei in Mußbach getan hat. Am 8. Dezember 
1950 schrieb sie dem Untersuchungsausschuß unter an
derem: 

.,In unserer vorläufig aufgestellten DM-Eröffnungs
bilanz hahen wir einen Betrag von 826 800 DM zurück
gestellt, der einer Nachzahlung von 600 DM pro 1000 
Liter 1947er Umlagerungswein entspricht. 

Dieser Betrng kann also ausgezahlt werden, wenn 
der von uns, dem Raiffeisenverband Ludwigshafen 
(Rhein), und dem Raiffeisenverband in Bonn vertre
tene Standpunkt seitens der Finanzverwaltung An
erkennung findet, daß es sich bei der Rückstellung für 
diese Nachzahlung· um eine Verpflichtung handelt und 
insoweit der Lastenausgleich nicht anfällt, auch nicht 
in det· Form der Erfassung von Schuldnergewinnen, 
wie sie bei uns durch die Abwertung des seinerzeit in 
Anspruch genommenen Bankkredites an sich gegeben 
sind." 

Auch andere Firmen hätten erkennen müssen, daß sie> 
den erzielten Gewinn gerechterwcise nicht behalten 
dürHen. Als Beispiel dafür füht'e ich an, was die Haupt
kellerei Carl Sittmann in Oppenheim dem Untel'
suchungsausschuß am 29. Dezember 1950 mitteilte. Sie 
hatte von der Firma Schuppener und Weidemann in 
Bornheim 9000 Liter Wein für 15 412,80 Reichsmark et'
halten und im November 1948 voll in D-Mark bezahlt, 
während die Firm11 Schuppener und Weidemann ihre 
eigenen Lieter::inten derselben Weine ebenfalls im No
vember 1948 aber mit dem 10:1 in D-Mal'k umgestellten 
Betrag abgefunden hat. (Zunire: Hört! Hört!) Der Son
deraussc,nu.ß hält also einen Ausgleich zwischen den 
Kellereien und den Winzern grundsätzlich für gerecht
fertigt. Unser geltendes Recht gibt keine Gewähr für 
einen gerechten Ausgleich. 

Etnlge Winzer haben die Empfänger ihrer Trupprn
weine au! Rückgabe von Wein oder zusät7.liche Zahlung 
in D-Mark verklagt. Der Untersuchungsausschuß hat 
von Amtsgerichten. Landgerichten und vom Obel'lan
desgericht Koblen7. Akten über derartige Prozesse bei
iezogen. Die zivilrechtliche Entscheidung hängt von Um-· 
ständen ab, auf die es bei einem gerechten Ausgleich 
nicht ankommen darf, wie zum Beispiel der Übereig
nung des Weines au! die Kellerei, dem Nachweis eines 
Gesellschaftsverhältnisses zwischen Winzer und Ränd
le!' und dem Vorhandensein gerade des vom klagenden 
Winzer gelieferten Weint!s am 20. Juni 1948. Oder die 
Entscheidung hängt von der Ansicht des Gerichti.; ab, 
zum Beispiel seiner Ansicht darüber, ob der Winzer die 
Übereignung des· Weines wegen Wegfalls der Geschäfts
grundlage anfechlt!n kann. 

So erklärt es ~Ich, daß die Geridlte zuweilen die Kel
lerei verurteilten, zuweilen aber auch den Winzer mit 
seine1• Klage abgewiesen haben. Von derartigen Pro
zessen, die zum Teil als „Musterprozesse" durchgeführt 
werden, ist eine gerechte Regelung nicht zu erwarten. 
weil das geltende Recht je nach den besonderen Um
ständen des Falles zu verschiedenen Ergebnissen führt, 
wo gerechlerweise ein und dasselbe Ergebnis erreicht 
werden müßte, nämlich der angemessene Ausgleich 
zwischen Kellerei und Winzer. 

Der erstrebte Ausgleich ist somit nur durch eine Än
derung des geltenden Rechts, also durch eine gesetzhdlt' 
Regelung, erreichbar. 

Es dreht sich dabei um Werte von mehr als 20, viel
leicht von 30 Millionen DM, die bedeutungsvoll genug 
sind, um eine gesetzliche Regelung zu rechtfertigen. 

Es fragt sich, ob eine gesetzliche Regelung, insbeson
dere eine landesgt>set:r.liche Regelung. rechtlich zulässig 
ist. 

Der Ausschuß hat sich mit dieser Frage sehr ein
gehend befaßt. ·Er hat dabei alle in den Prozessen, in 
den Denkschriften und Gutachten und im Verfahren vor 
dem Untersuchungsausschuß vorgetragenen Bedenken 
gegen eine landesgesetzliche Regelung geprüft, und die 
meisten Mitglieder de::. Ausschusses sind mit mit' der 
Auffassung, daß eine landesgeseb:liche RE>gclung mög
lich ist. Die Frage ist, wie Sie aus dem bisherigen Be
rich't gemerkt haben werden. rechtlich sehr schwit•rig. 
Und auch an der Stelle möchte ich betonen, daß es Auf
gabe des Re~tsausschusses sein wird, alle die Beden
ken, die wir im Sonderausschuß schon geprüft haben und 
welt:he die Mehrheit des Ausschusses für nlcht stich
haltig ansieht, noch einmal im Rechtsausschuß in jeder 
Hinsicht zu prüfen. 

Der Ausschuß hat dem ihm erteilten Auftrag gemäß 
ein Gesetz entworfen. Mit dem Entwurf wird sich der 
Rechtsausschuß noch befai;sen müssen. Er wird dabei die 
Frage der Zulässigkeit eines wkhen Gesetzes selbstän-
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d!g zu prü!en haben. Aus diesem Grund sieht der Son
derausschuß davon ab, Ihnen seine Auffassung, daß das 
vorgeschlagene Landesgesetz nach dem Re1.:ht der Be
satzungsmacht, nach dem Bundesrecht und nach der 
Landesverfassung zulässig ist, eingehend zu begi·ünden. 

Im Au!trage des Sopderausschusses bitte ich Sie, die 
Vorlage Drucksache II/1739 in erster Lesung anzuneh
men und sie dem Agrarpolit!schen Ausschuß und dem 
Re1.:hl::1ausschuß zu ilbcl'weisen. 

Man könnte dazu neigen, die Vorlage wegen der gro
ßen Bedeutung, die sie hat, auch dem Hauptausschuß 
zugehen zu lassen. Wir bitten jedoch, davon absehen zu 
wollen, und zwar deswegen, weil wir Wert darauf le
gen, daß diese Vorlage unbedingt von dem jetzigen 
Landtag - also in der nächsten Sitzung - verabschiedet 
werden muß. (Zustimmende Zurufe) 

Wenn die Vorlage nicht nur in zwei, sondern in drei 
Ausschüsse kommt, dann besteht die Gefahr, daß wir 
in den Ausschüssen nicht so rechtzeitig damit fertig wer
den, daß wir das Ziel erreiche.p, das wir uns alle mit der 
Vorlage gesteckt haben. Die Vorlage, die Ihnen zugegan
gen ist, hat möglicherweise noch keine Nummer. Sie 
wissen alle, um welche Vorlage es sich handelt, ich bitte 
also, darüber zu setzen: II/1739. 

Ich hoffe, daß der Vorschlag des Sonderausschusses 
Gesetz wird. kh hoffe ferner, daß die geschädigten Win
zer einsehen, daß wir ihnen nicht m e h r gewähren 
können. 

Schließlich gebe ich der Hoffnung Ausdruck, daß auch 
die Kellereien die vorgeschlagene Regelung als gerecht 
anerkennen werden, .und daß damit der Streit zwischen 
dem für unser Land so bedeutungsvollen Stande der 
Winzer und dem nicht weniger wichtigen Stande der 
Weinhändler ein rasches Ende finden möge. 

Beide Stände sollen alle künftigen Ernten deut~chcn 
Weines zu eigenem Nutzen und zur Freude anderer in 
Fl'icdcn und gemeinsamer Arbeit pflegen und verwerten, 
und darin - das is.t mein gx·ößter Wunsch - soll sie nie
mals mehr eine „Intendanturweiiaauflage" einer Besat
zungsmacht stören. (Starker Beifall und B1·avoru!el) 

Vizepräsident Ziegler: 

Meine Damen und Herren! Sie haben die Bericht
erstattung des Untersuchungsausschusses zur Regelung 
der Intendanturweinfrage gehört. Sie haben auch den 
Antrag zur Kenntnis genommen, daß heute bereits in 
die erste B~ratung des Landesgesetzes ilbcr Aui;gleichs
rorderungen aus. der Intendanturweinl}uflage 1948, 
Drucksache II/1739, eingetreten werden soll. 

Die Aussprache ist eröC!nct. 

Es haben sich zum Wort gemeldet als erster der Ab
geordnete Beckcnbad1 von der SPD. Abgeordneter 
Beckenbach hat das Wort. 

Abg. Beckenbach: 
Meine Damen und Herren! Mit der Drucksache II/1739 

liegt Ihnen in etwa ein Kurio:.um vor, denn es wird 
einer der wenigen Gesetzesentwür!e sein, die gegen die 
Meinung der meisten Fachjuristen zustande gekommen 
sind. Wir halten es nicht für angebracht, heute in Details 
zu gehen, wir glauben aber, darau! hinweisen zu müs
sen, meine Damen und Herren, mit Rücksicht auf die 
verschiedenen Telegramme, die an verschiedene Par- 
tcien und staatliche Institutionen gelangt sind, und mit 
Rücksicht au! die Entsdlließung des Weinbautages in 
Mainz, die Intendanturweinfrage noch in diesem Land
tag zu regeln, daß der Gesetzesentwurf nur dem Rechts
ausschuß zugewiesen werden sollte, denn die sachlichen 

1 
1 

· 1 

! 

Voraussetzungen und die agrarisch-materiellen Fragen 
sind in dem Sonderausschuß so ausgiebig geprüft wor
den, daß es meines Erachtens nicht mehr notwendig ist, 
in eine reine Fachberatung einzutreten. Zweitens be
steht die große Gefahr, daß die' uns zur Verfügung ste
hende kurze Zeit bis zur nächsten Plenarsitzung nicht 
die Möglichkeit gibt, in dem Rechtsaussdluß eine so er
giebige Beratung durchzuführen, daß die Vorlage in der 
nächsten Arbeitssitzung dieses Landtage:; in der zwei
ten und dritten Lesung verabschiedet werden kann. 
Wenn aber dieser Landtag Wert auf seine Ehre legt und 
sich seiner Verpflichtung bewußt ist, muß es sein Ehrgeiz 
sein, dieses Gesetz. zum Ausgleich der Inlendanturwein
schäden selbst verabi;chieden zu sollen. Aus diesem 
Grunde beantrage ich oder wünscht meine Fraktion 
diese Gesetzesvorlage nur im Rechtsausi;chuß beraten 
zu lassen, da ja nur noch rein rechtliche, ver!assungs
und gesetzesrechtliche Fragen zu klären sind. (Beifall) 

V i .z e p r ä s I d e n t Z i e g I e r : 
Das Wort hat der Abgeordnete Diel von der CDU; 

' 
Abg. Diel: 

Meine Damen und Herren! Die Telegramme, von 
denen der Herr Kollege Beckenbad! gesprochen hat, 

- sind auch an meine Fraktion gelangt. In diesen Tele
grammen, vor allen Dingen In einem solchen der 
Bauern- und Winzerscllaft der Pfalz, wird der Genug
tuung Ausdruck gegeben, daß der Sonderausschuß für 
Intendantmweine beschleunigt gearbeitet und einen 
Lösungsvorschlag vorgelegt hat. Es wird hierbei der Be
sorgnis.Ausdruck gegeben, daß die Erlecligung dieser An
gelegenheit in den künrtigen Landtag verschleppt wer-

. den könnte. Ich habe namens meiner politischen Freunde 
zu erklären, daß wir eine solche Verschleppung unter 
keinen Umständen wollen, sondern die Erledigung 
dieses Gesetzes noch in diesem Landtag beabsichtigen. 
Ich bin allerdings nicht ganz der Meinung des Herrn 
Kollegen Beckenbach, daß auf eine fachliche Beratung 
,rer:dchtet werden kann. Ich bin der Meinung, daß die 
Zuweisung, so wie es der Intendanturweinausschuß vor
geschlagen hat, an den Agrarpolitischen und den Rechts
ausschuß erfolgen muß, und zwar in der Form, daß der 
Agrarpolitische Ausschuß bereits am nächsten Montag, 
dem 12. März, vormittagl! 10.30 Uhr, in Mainz zusam
mentritt, um die Gesetzesvorlage zu beraten, so daß als
dann der Rechtsausschuß nach einem eventuellen Um
druck bereits zwei Tage später, nämlich am 14., also 
Mittwoch nächster Woche, die Beratungen vornehmen 
kann. Die Notwendigkeit, Herr Kollege Beckenbach, sehe 
ich vor allen Dingen darin, daß bei der fachlichen Bera
tung des vorliegenden Gesetzes keineswegs di_e Vertre
ter aller Fraktionen beteiligt waren, sondern meine 
Fr.aktion hat geglaubt, bei der Beschickung dieses 
Ausschusses abweichend von der Beschickung durch 
andere Fraktionen verfahren zu wollen. Warum? Meine 
Damen und Herren! Wir haben die gleiche Materie be
reits vor mehreren Jahre,p behandelt. Damals hat der 
Landtag mit großem Elan und in voller Einstimmigkeit 
seine Beschlüsse gefaßt mit dem blamablen Ergebnis, 
daß am Ende dieser Aktion nichts herauskam und die 
Winzer gre=enlos enttäuscht waren. Es genügt also 
nicht, daß mit Elan und mit Einstimmigkeit ein Beschluß 
erfolgt, sondern es ist notwendig, daß dieser Beschluß 
gestützt ist auf enlspreehende juristische Bestimmun
gen. Meine Fraktion hat deshalb die Praxis verfolgt, 
keinen Interessenten in den Ausschuß zu schicken, 
keinen Weinbauern und auch keinen Weinhändler, son
dern 'völlig unbeteiligte Vertreter· andere!' Wirt
schaftsgruppen, und vor allem Juristen. Meine Damen 
und Herren, wenn die Vertreter der Fraktion gerade 
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nach der juristisdlen Seite alle die Gefahren und alle 
die Fußangeln, die der Erledigung eines solchen Ge
setzes im Wege stehen können, mit voller Klarheit her
ausgestellt haben, dann ist meine Fraktion diesen Kol
legen besonders dankbar. Denn. meine Damen und 
Herren, genau so wie ein prozeßbeflissener Bürger einen 
Pl'ozeß beginnt, ohne sich der Einreden und Gegenargu-:
mente bewußt zu sein, die ihm während des Prozesses 
entgegenstehen und die ihm alsdann vielleicht den Ver
lust des Prozesses bringen, genau so sind meine politi
schen Freunde der Meinung, daß der Landtag sich die 
WiederhQlung des letzten Experimentes nicht leisten 
kann. Es geht nicht an, meine Damen und Herren, ein 
Gesetzeswerk zu verabschieden, das nach der juristi
schen Seite nicht hundertprozentig untermauert ist. 
(Zuruf des Abgeordneten Feiler!) Und um nacli dieser 
Richtung, Herr Kollege Feller; Gefahren zu vermeiden, 
muß man die Einreden, welche erhoben werden könn-

. ten, vorher genau kennen, und es wird eine besondere 
Aufgabe der beiden Ausschüsse sein, neben der fadl
lichen Beratung dieses Gesetzes a.nch die möglichen Ein
reden von vornherein zu berücksichtigen und die Ver
abschiedung des Gesetzes in einer solchen Form vorzu
nehmen, daß alle Fußangeln beseitigt und alle Schwie
rigkeiten aus dem Wege geräumt sind. So denken wir 
uns die Erledigung des Gesetzes, und insofern, meine 
Damen und Hen-en, sind wir den Juristen, welche von 
vornherein auf Gefahren aufmerksam machen, dankbar, 
und ich glaube, daß damit dem Winzerstand besonders 
gedient bst, wenn wir durch eine entsprechende, auf den 
sachlichen und juristischen Boden gestützte Erledigung 
aus diesem Gesetz etwas machen, das dann draußen in 
der Praxis von den Winzern auch benutzt werden kann. 
(Bravo-Rufe und Beifall!) 

Vizepräsident Ziegl-er: 

Der Abgeordnete Griesbeck von der KPD hat das 
Wort. 

Abg. Griesbeck : 

Meine Damen uncl Herren! Meine Parteifreunde 
sllc'hen mit mir auf dem Standpunkt. daß die An
gelegenheit der Erledigung der Inten<lanturweinfrage 
schon so weit vorgeschritten ist. daß von diesem 
unserem Landtag wohl nicht mehr allzuviel dabei her
auskommen kann. Wir haben damals schon in Über
ein,;.timmung hier im Hause festgestellt, daß den 
Winzern, denen man den Wein zu einem Schleuder
preis abgenomm-en hat, unbedingt irgendwie ein Aus
gleich zugestanden werden müßte, waren aber damals 
- es waren genau dieselben Am:führungen, die der 
Herr Kollege Die1 jetzt vorgebracht hat - sehr bedenk
lich, ob eine gesetzliche Regelung und ein gesetzlidler 
Zwang Platz greifen könnten. Ich mache Sie darauf 
aufmerksam, meine Damen und Herren, daß die Situa
tion der Winzer nicllt sehr viel anders ist als die 
Situation eines großen Teiles der Bauernschaft, die 
noch kurz. vor der Währungsreform Vieh und sonstige 
Sachen hat abliefern müssen, und d~e dann ebenfalls 
nach der Währnngsreform nur abgewertetes Geld er
hielt. Ich fürditP. daher. daß Sie sich bei dem Verstich . 
dieses Gesetz durchzubringen, b;,;w. dann, wenn das 
Gesetz einstimmig hier angenommen werden sollte, 
irgendwie auf Widerstände der Betroffenen ge
faßt machen müssen, die dazu führen werden, daß 
sich der Verfassungsgerichtshof wohl mit diPsem Gesetz: 
befasi,en wird. Ob der Verfassungsgerichtshof zu der 
Auffassu,ng gelangen wird, daß man mit zweierlei 
Maß messen kann, ist eine andere Sache. Ich stehe 
mit meinen Parteifreun<len auf dem Standpunkt, daß 
dieset· Schaden, der den Winzer in noch viel höherem 

Maße als den Bauernstand trifft, in erster Linie auf 
die Anordnungen der Besatzungsmacht zurückzuführen 
ist. daß die Besatzungsmacht, wie hier von dem Be
rldlterstatter festgestellt wurde, ausdrücklich verboten 
hat, daß man die für solclJ.e Zwecke so hervorragend 
geeignete juristische Figur der Treuhandklausel in An
wendung bringen konnte und sollte, denn wenn dieses 
Treuhandverhältnis hätte Platz greifen können, dann 
hätten wir heute diese !<'rage nicht juristisch zu lösen, 
sondern 1,ie wäre bereits gelöst, und zwar zur vollen 
Zufriedenheit aller. Ich bitte Sie daher, meine Damen 
und Herren, die Landesregierung z11 heauftragen, daß 
sie sich nicht nur mit dieser augenscheinlich jetzt ge
rade vor der Wahl aus bestimmten Gründen besonders 
dringenden Frage der Entschädigung der Winzer auf 
gesetzlicher Basis, deren Ausgang ungewiß ist, befaßt. 
sondern daß die Lande;;regierung beauftragt wird, mit 
der Besatzungsmacht dahingehend zu verhandeln, daß 
sich diese bereit erklärt. aus Besatzungslasten und Be
satzungskosten so viel Mittel bereitzustellen, daß man 
den Winzern einen angemessenen Ausgleich geben 
kann. (Abg, Kuhn: Dai; bezahlen wir ja auch wieder 
selbst!) Das bezahlen wir nicht, denn es ist eine be
stirrunte Summe vorgesehen, und diese bestimmte 
Summe könnte längst für , andere Zwecke verwandt 
werden, Herr Kollege, wenn nicht der größte Teil der 
deutschen PartE'ien noch meh,· zu i.ah!en bereit wäre. 
Man will ja noch mehr Besat1.1mg ins ('igene Land her
einbekommen. Wenn wir der Besatzung klarlegen, daß 

. sie für Srnaden, die nkht zwangsläufig die Folge des 
Krieges waren, also für Schäden, die sie, sagen wir 
einmal, bis zu einem gewissen Grad vorsätzlich herbei
geführt hat, daß sie aus diesen unseren Besatzungs
mitteln nicht für sich, sondern für die Deutschen zu 
entnehmen hat, dann wird die Geschichte wohl so 
sein, daß nicht wir bezahlen, sondern es geht dann 
tatsächlich zu Lasten der Besatzungsmacht, die die 
Hauptschuld an diesem Zustand trägt. 

Vizepräsident Ziegler: 

Das 'Wort hat der Abgeordnete Beckenbach von der 
SPD. 

A b g. B e c k e n b a c h : 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich nicht auf 
das Gebiet des Fabulierens begeben, wie eben Herr 
Kollege G;lesbeC'k es getan hat; wir müssen ja mit 
beiden Beinen auf dem Boden stehen bleiben. 

Ich möchte nur noch einige Worte verlieren zu der 
Argumentation. des Herrn Kollegen Diel, doch den 
Agrarpolitischen Ausschuß mit der Beratung zu be
trauen. Seine At"gumcntation hat meinem Vorschlag 
hundertprozentig rechtgegeben, denn er hat nur von 
juristischen Fußangeln und Rechtsbedenken ge!'prochen, 
die ausgeräumt werden müßten. Er hat nur von recht
lichen Bedenken gesprochen, die die erste Arbeit von 
zwei Jahren zu Fall gebn1.chl haben. Aus diesem 
Grunde kann ich nieht verstehen, daß e1· so großen 
Wert darauf legt, die Gesetzesvorlagen in einem Aus
schuß unter reinem Vorsitz noch einmal behandeln zu 
lassen. Wir sind von einem anderen Standpunkt au~ 
gegangen, Herr Kollege Die!. Meine Fraktion stand auf 
dem Standpunkt; in <!em Anfangsstadium der Schaf
fung eines Gesetzes muß das juristische und das Fach
moment so beachtet werden, daß es auch hieb- un<i 
stichfest ist. Da nun in keiner Weise die fachlichen Be
denken angemeldet wurden und auch nicht best~hen, 
auf der anderen Seite aber mit Rücksicht auf di~ 
knappe uns zur Verfügung !ltehende Zeit die große Ge
fahr besteht.. daß die Ber11tunR in zwei Ausschüssen 
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- er hat ja schon vom Umbruch der v;orlage gesprochen 
und scheint schon eine Vorstellung von der Form des 
Gesetzes :z;u haben, wie er es sieht - sich zu lange hin
zieht. Wer die Vitalität unseres verehrten Her-m Kolle
gen Diel kennt, wie er sie in seiner E.igenschart als 
Vorsitzender des Agrarausschusses heraussprudelt, wer 
i.eine schöp!crische Phantasie kennt, so v.1e ich sie in 
den letzten drei bis vier Wochen kennengelernt hab~ 
im Agrarpolitischcn Ausschuß, den er zu einem kleinen 
Landtag gemacht hat, dann werden wir allerhand er
warten dürfen. 

Da es gar keine fachlichen Bedenken gibt, bitte ich 
doch das Hohe Haus, damit einverstanden zu sein, daß 
sich zunächst einmal der Rechtsausschuß dann griind
lich unter Einsetzung aller zur Verfügung stehenden 
Juristen an die Dinge heranmacht; und ich glaube, daß 
im ganzen Haus der ehrliche Wille besteht, das Gesetz 
auf die Beine zu bl'ingen und mit ihm zu Rande zu 
kommen. · 

Ich bitte noch einmal, dartibcr abstimmen zu lassen, 
daß sich der Rechbausschuß hier mit dieser Frage in
tensl v bc!aß t. 

Vizepräsident Ziegler: 

· Das Wort hat der Abgeordnete Schweinhardt von der 
Fraktion der FDP. 

Ab g. S c h wein h a r d t ; 
Meine Damen und Herren! Ich kann mich kurz fas

sen, na.chdcm das Hohe Haus selbst auch der Meinung 
ist, eih Unrecht wiedergutzumachen, das damals den 
geschädigten Winzern geschehen und der Sonder
ausschuß so weit gekommen ist, daß auch eine E;nt
sclläd!gung in irgendeiner Form gezahlt werden soll, 
glaube ich, daß wir u·m so bc!riedigter nach Hause fah
ren und den Winzern dieses Ergebnis mitteilen können. 

Was die Frage belrllt, daß der Agrar- und Rechts
ausschuß noch die Sache bci·aten soll, so steht meine 
Fraktion au! dem Standpunkt - damit keine fachlichen 
Fragen und keine Rückfragen mehr notwendig sind -, 
die Saclle schnellstens dem Agrarpolitischen Ausschuß 
zukommen zu lassen und dann dem Rechtsausschuß. 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Diel von der Fraktion 
der CDU. 

Abg.Diel: 
Meine Damen und Herren! Gegentiber den Ausfüh

rungen des Herrn Kollegen Beckenbach muß ich auf 
meinem Antrag bestehen, daß auch der Agrarpolitische 
Aussp.1.uß mit den vorliegenden Fragen befaßt wird. 
Wir haben die Vorlage jetzt bekommen, und ich bin der 
M;einung, daß die F1·agen, die dort erledigt werden 
sollen, auch nach der fachlichen Seite nicht dicht genug 
sind, um eine Erörterung durch den Agrarpolitischen 
Ausschuß zur Selbstverständlichkeit zu machen. Ob es, 
sG;hr verehrter Herr Kollege Beckenbach, ein Lob Qder 
ein Tadel sein soll, weri.n Sie sagen, der Vorsitzende des 
Agrarpolitlschen Ausschusses hätte den Ausschuß zum 
Landtag gemacht (Abg. Beckcnbacll [SPD): Zum klei
nen, habe ich gesagi!), das kann ich im Momerit nicht 
Obersehen. Ich muß Ihnen das überlassen, sehr ver
ehrtet· Herr Kollege Beckenbach, wie Sie diese Frage 
sehen· wollen. 

'Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Hertel von der Frak
. tion der SPD. 

A b g. He r t e l ; 

Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Diel hat 
in seinen ersten Ausführungen mit Nachdruck darauf 
hingewiesen, daß seine Fraktion bemüht war, lediglich 
nur Juristen in diesen Intendanturwcinausschuß zu 
schicken. (Abg. Dr. Zimmer [CDU): Neinr Wirtschaft
ler!) Er hat dabei unterstrichen, daß keineswegs ir
gendwie an der Frage interessierte Personen in Be
tracht gekommen seien. Wenn die sozialdemokratische 
Fraktion den Herrn AbgeordnetE-n Becltenbach in die
sen Ausschuß delegiert hat, dann könnte der Eindruck 
entstehen, er wäre an der Sache interessiert gewesen: 
Ich darf vor diesem Hohen Hause feststellen, daß der 
Abgeordnete Beckenbach tatsächlich in dem fraglichen 
Zeitpunkt an der Sache sehr interessiert war. Er hai 
aber von sich aus all die Winzer, die ihm den Inten
denturwein geliefert haben, in DM abgegolten und 
da'1urch ein Beispiel gegeben, daß, wenn es allgemein 
befolgt worden wäre, die Beratung dieser gesamten 
Frag& in unserem Hause ganz Uberflilssig geworden 
wäre. (Beüall bei der SPD.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Busclunann von der 
KPD. 

Ab g. B u s c h m a n n : 
Meine Damen und Herrenr Der Abgeordnete Diel 

hat hier zum Ausdruck gebracht, daß die Fraktion der 
CDU unerhört stark daran interessiert sei, daß dieses 
Gesetz noch in diesem Landtag verabschiedet würde, 
um die große Zahl der Winzer, denen großes Unrecht 
zugefügt wurde, hiel' in einen rechtmäßigen Zustand 
zu versetzen. Gleich.zeitig aber stellt der Abgeordnete 
Diel den Antrag, daß sich der Agrarpolftische Ausschuß 
noch einmal mit der Frage der Intendanturweine be
fassen soll. Ich giaube, dieser zweite Antrag des Herrn 
Abgeordneten Diel läßt erkennen, daß es mit seiner 
Erklärung, daß auch er persönlich an einer schnellen 
Regelung der Frage interessiert sei, nicht ganz auf
;tichtig sein kann. (Abg. Dr. Zimmer {CDU]: Herr Kol
lege, das ist Phantasie!) Nein, ich will das begründen. 
Wenn man aufmerksam dem Herrn Berichterstatter 
gefolgt ist, konpte man folgendes · feststellen, daß die 
Voraussetzung zur Klärung der Intendanturweinfrage 
nicht erst heute, sondern schon seit langer Zeit g~gebt?n 
war. Die gleichen Voraussetzungen, die zu diesem Ge
setzentwurf geführt haben, der also nach zwei Jahrtm 
Streit um die Intendanturweinfrage entstanden ist, 
alles das, was angeführt wird als Grundlage für diesen 
Gesetzentwurf, hätte man vor einem Jahr ebenso schon 
anführen können, weil sich vor einem Jahr die Situa
tion nicht unterschieden hat; die rechtliche Situation, 
wie sie vor einem Jahr bestand, unterschied sich VOt" 

einem Jahr und vor länger als einem Jahr nicht von 
der Situation in der gleichen Frage von heute. Also 
warum eine solche lange Verzögerung! Es gibt keine 
andere Begründung für eine solche Verzögerung als die, 
daß im besonderen diejenigen Kreise, die profitiert 
haben an dem Wein, den man den Winzern aus dem 
Keller geholt hat, daran interessiert waren, eine solche 
Regelung, wie sie jetzt vorgeschlagen wird, zu ver
hindern. Sie haben sich mit Ihrem Willen durchgesetzt, 
denn, meine Herren, Sie wissen sehr gut, wie die 
Praxis des Entwges des Weines bd den Winzern aus
gesehen hat. Vor allem diejenigen Herren, die aus den 
Orten kommen, in denen die Winzer zu Hause sind, sie 
wissen sehr gut, wie es in der Praxis ausgesehen hat 
Es hat solche Fälle gegeben, daß man bei dem Winzer 
aus einem Winzerort den Wein weggeholt hat, wenige 
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Tage voL· der Währungsreform und ihn zu einem 
Händler in den gleichen Ort gelegt hat, wenige Meter 
von dem Winzer entfernt, und daß nach der Währungs
reform dieser Weinhändler im Ort den Wein zu dem 
neuen Geld umgesetzt hat. Dei;halb ist der Antrag, den 
dei- Abgeordnete Die! stellt, wenn er angenomme:n 
wird, nur dazu geeignet, die ganze Angelegenheit noch 
länger hinauszuzögern. 

Deshalb kann man auf den Antrag nicht eingehen. 

Vizepräsident Ziegier; 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmer von der 
Fraktion der CDU. 

Ab g. Dr. Zimmer: 

Meine Damen und Herren! Ich muß den Vorwurf der 
Verzögerung - der bewußten Verzögerung - mit a]J.er 
Entschiedenheit zurückweisen. (Bravorufe!) Es kann gar 
keine Rede davon sein, daß irgendwekhe Interessen
tengruppen hier ihre Hand im Spiel gehabt hätten. 
Dafür stehe ich gerade. Ich glaube, es genügt, wenn 
ich diese Erklärung hier abgebe. 

Und im übrigen bitte ich die Frage, ob nun noch der 
Agrarpolitische Auss,chuß zwei Tage vorher befaßt 
werden soll, nicht von der grundsätzlichen Seite aus zu 
betrachten, sondern lediglich von der sachlichen Seite 
aus. Der Ältestenrat hat gestern zwar beschlossen 
- übrigens in v0Ue1· Einmütigkeit mit meiner Stimme -, 
im Interesse der Beschleunigung nur den Rt::clitsaus
schuß damit zu befassen. Wir haben uns inzwischen 
belehren und überzeugen lassen, daß aus rein sach
lichen Gründen im Interesse einer Beschleunigung der 
Sache auch der Intendanturweinausschuß wohl in sei
ner Mehi·heit dafür war, aus fachlichen Gründen doch 
den Agrarpolitischen Aus~chuß damit zu befassen. 

Nachdem Herr Kollege Diel, sehr sachlich, diesen 
Wunsch begründet hat, glaube ich. daß wirklich keine 
Bedenken mehr bestehen, bei 1·ein sachlicher und nicht 
·propagandistischer Beurteilung der Sache ... (Abg. 
Buschmann lKPDJ: Diese Begründung ist nur äußer
lich!) so zu verfahren. Der Herr Kollege Diel hat er
klärt, daß er bereit ist, für den nächsten Montag den 
Agrarpolitischen Ausschuß einz1.1berufen. Ich glaube, 
:,;clmeller läßt sieh doch nicht arbeiten. Wenn dann zwei 
Tage später der Juristenausschuß zusammentritt, finden 
wir wirklich keinerlei ernsthaften Grund mehr, sich 
dagegen zu stemmen. Die Praxis wird ja beweisen, daß 
hinter diesem Anhag lediglich der Wunsch steht, der 
Sache zu dienen und nicht irgendwie eine Verschlep
pung neu einzuleiten. (Beifall bei der CDU!) 

Vi z epräsident Ziegler: 

Das Wort hat noch einmal der Herr Berichterstatter 
Abg. Dr. Lichtenberger zu einer kurzen Bemerkung. 

Abg. Dr. Lichtenberger: 

Meine Damen und Herren! Der Bericl,terstatte:r hat 
nach der Geschäftsordnung die Aufgabe, die Anträge 
des Aussdw,.,~es zu vel'treten. Der Sonderausschuß hat 
heute morg<?n einstimmig beschlossen , die Vorlage so
wohl in den Agrarpolitischen Ausschuß ais auch in den 
Rerntsaui<schuß verweisen zu Lassen. Ich bin als Be.,. 
richterstatter v,erpflichtet, dafür einzutreten, daß dieser 
Beschluß des Sonderausschusses durchgeführt wird. Ich 
darf Ihnen, vor allem auch dem Redner der Kommu
nistischen Partei, hier erklären, daß idl. als Vorsitzen
der des Ausschus::1es genau weiß, ein wie großes Inter
esse gerade Herr Diel, der einer Sitzung des Aus-

schusses beigewohnt hat, daran hat, die Vorlage noch 
in diesem Landtag beschleunigt zum Abschluß zu 
bringen. 

Aus diesem Grunde sind die Vorwürfe, die von der 
äußersten Linkel\ erhoben worden sind, durchaus un
begründet. Ich bin davon üb,erzeugt, daß Hen Die! 
alles tun wird, um den Agrarpolitischen Ausschuß :rn 
veranlassen, die Vorlage so rasch wie möglich zu ver
abschieden. 

Ich bitte die Herren von der SPD, doch gemäß dem 
Beschluß des Sonderausschusses zu verfahren und die 
Vorlag,:; sowohl in den Agrarpolitischen Aus~chuß als 
auch in den Rechtsausschuß verweisen zu lassen. 

Vizepräsident Zi~gler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben von der 
Fraktion, der FDP. 

Ab g. Wo h 11 eben: 

Meftie Damen und Herren! Wenn Sie nunmehr die 
Verantwortung dem Rechtsausschuß übertragen wollen, 
dann ist es ja nicht mehr als recht und billig, den 
Rechtsausschuß einmal selbst zu hören. Ich glaube in 
diest!t' Eigenschaft zu Ihnen sprechen zu dürfen. Es ist 
durchaus notwendig, daß die Vorlage des Unter
suchuhgsaus!;Chusses erst einmal fachlich, d . h. im 
Agrarpolltischen Ausschuß, durchbcraten wird. 

Um nun im Rechtsausschuß keine Pannen zu er
leiden, bitte ich den Herrn Vorsitzenden des Ag1-.u
politischen Ausschusses, zur Sitzung des Rechtsaus
schusses mindestens vier fachlich gut beratene Herren 
des Agrarpolitischen Ausschu~ses zu entsenden, falls 
bei der Beratung im · Rechtsausschuß auch noch eine 
fachliche Erörterung notwendig ,verden sollte, damit 
wir für atle Fälle dagegen !i{ewappnet sind, wegen 
Mangels an Fachleuten im fu!chtsausschuß vorüber
gehend die Beratungen einzustellen. 

Ich glaube Ihnen sagen zü können , ohne daß ich die 
Mltarl:)eiter · des Rechtsausscbusses ausdrücklich befragt 
habe, da'ß wir alies daransetzen werden, zu versuchen , 
das Problem zu lösen, ohne daß ich Ihnen damit heute 
natürlich ein Versprechen gd><m kann, wie die Sache 
gelöst wird. 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Feller von der KPD. 

Abg. Feller; 

ME>ini" Damen und Herren! Sie haben damals abge
lehnt, daß wir in diesem Intendanlurweinausschuß. ver
treten sind. Wir erheben jetzt im Plenum den Vorwurf, 
daß die Sache wieder verschleppt werden soll. Sie ist ja 
bisher, seit der Währungsreform fast drei Jahre 
hingezogen worden. k.-h glaube, man muß hier betonen. 
daß es sich nicht in erster Linie um ein sogenanntes ju
rist~sches Problem handelt. Ich habe deswegen auch den 
Zwischenruf gemacht, daß viele Juristen den Wein ver
wässern. Es ist auch durch den Berichterstatter gesagt 
worden, daß sich bei zwei Juristen drei verschiedene 
Meinungen ergeben haben. Es handelt sich bei der Uber
windung dieser Winzernot, die durch die Beschlag
nahme des Weines entstanden ist, in erster Linie um ein 
soz~ales, politisches und moralisches Problem. 

Wir sind dagegen, daß man die 1..,e:;tohlenen Winzer , 
um ihren Weinpreis betrügt; wir vedangen nicht 40 Pro
zent Entschädigung, sondern die volle Entschädigung der 
Winzer für die Weine, die ihnen abgenommen wol'den 
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sjnd. Wenn ich vorgeschlagen habe, daß 1) dazu die Wäh
rungsgewinnlcr herangezogen werden sollen, 2) die Be
satzungsmacht, die ja der Vater dieser Geschichte durch 
die Blockierung war, an Besatzungskosten abgezogen 
bekommen soll, was aufgebracht werden muß, um die 
Winzer hundertprozentig zu bezahlen, dann hat das 
nicllts mit Fabulieren zu tun, sondern es dreht sich 
darum, daß die Verantwol'tlichen herangezogen werden 
zur Bezahlung des Weines. (Zuruf Abg. Kuhn.) Sie wer
den vergessen haben, Herr Kuhn, daß wir einen Frie
densvertrag und den Abzug der Besatzungstruppen ver
langen. Wenn Sie dem zustimmen, dann haben wir die 
Besatzungsmacht sclmdler weg, und es wird keine Be
schlagnahme der Intendfillturweine mehr geben. Ich 
glaube, daß wir so von dieser Seite an das Problem her
angehen J<;önnen, daß es aber nicht mit Wahlversprechen 
gelöst wird, sondern nur dadurch, daß die Winzer voll 
entscl1ädigt wet·den. 

Vizepräsident Ziegler : 

Das Wort hat der Hen Landwirtsdtaftsminister Stü
binger. 

Staatsminister Stilbinger: 
Meine Damen und Hel'ren! ld1 möchte zum Schluß 

dieses Punktes der heutigen Tagesordnung noch fol
gende Erklärung abgeben. Die Landesregierung hat mit 
Befriedigung festgestdlt, daß der Untersuchungsaus
schuß von sich aus anerkannt.hat, daß wir als Behörde 
und als Ministerium alles getan haben, was in unseren 
.Krä!~en stand, um hiel' eine Ungerechtigkeit, die in je
der Weise or!ensichilich war, von uns aus zu beseitigen. 
(Abg. Feller: Der Wein muß entschädigt werden!) Herr 
Kollege Feiler, darüber können wir uns an einer anderen 
Stelle untcrhiilten. Der Berichterstatter erwähnte jedoch 
in seinem Bericht, .daß man von einer gewissen Seite 
behaupten könnte, daß die Landesregierung damals bei 
der treuhänderischen Einlagerung zugunsten der Win
zer bei der Militärregierung nicht vorstellig geworden 
wäre. Diesen Punkt des Berichtes muß ich hier berich
tigen (Zuruf: Sehr richtig), und zwar deswegen, weil 
sowohl der Staatssekretär Schmidt - der damals bei mir 
im Landwirtschartsministerium als Ministerialdirektot' 
tätig war - wle auch ich mehrmals bei dem Obersten 
Vincent vorstellig wurden und dort dringend darum ge
beten haben, uns zu gestatten, speziell die treuhän
dcl'ische Einlagerung von der Winzerseite aus bis zur 
Zentralkellerei durchzurühren. Und das ist in mehr
maliger scharfer Diskussion abgelehnt worden! {Abg. 
Diel: Hört, hört!) Ich möchte i.ur heutigen Debatte noch 
folgendes sagen: Ich glaube, wir sollten hier als Par
teien dieses Hohen Hauses uns nun nicht 14 Tage vor 
der Wahl gegenseitig überschlagen in dem Bestreben, 
wer am schnellsten dieses Problem lösen will. Ich bin 
persönlich überzeugt, daß alle Parteien das tun wollen. 
Nach der wahltaktischcn Seite gesehen ist die Stimmung 
bei den Winzern zur Zeit die, daß die Landesregierung 
und auch alle Parteien in dieser Frage versagt haben. 
(Al)g. Fcller: Mit Ausnahme der Kommunisten!) Dieses 
Mal sogar die Kommunistenl (Lebhafte Heitel'keit im 
Hause. - Abg, Hertel: Wir haben aus Winzerkreisen 
Komplimente bekommen, weil wir diese Frage als erste 
aktiv angefaßt hc1ben [) Herr Kollege, dann hällen Sie 
vor 14 Tagen dabei sein müssen, als der Kollege Ho!f
mann und ich im Kurhaus zu Dürkheim mit den Ver
bänden verhandelt haben. Hier erklärten diese, die So
zialdemokraten haben genau so versagt! (Ironische Hei
tel'keit _im Hause. - Abg. Hertel: Das waren nicht die 
richtigen Winzer, die verkehren nicht im Kurhaus!) Aber 
Scherz beiseite! It:h möchte am Ende der Diskussion 
dringend bitten, doch dafür zu sorgen, daß wir wirklich 

mit Ablauf dieser Le~islaturperiode auch die Gesetzes
vorlage, wie sie hier vom Ausschuß vorgelegt wurde, 
endgültig verabschieden, damit dieses Unrecht von sei
ten des Parlaments und au.eh von selten der Regierung 
wieder ausgeglichen werden kann. (Bravo-Rufe bei der 
CDU) 

Vizepräsident Ziegler: 

Mit diesen Ausführungen des Herrn Landwirtschafts
ministers ist die Rednerliste geschlossen. (Abg. Bel'ken
bach: Ich bitte ums Wort!) Dei Abgeordnete Beckenbach 
von der SPD hat das Wort. 

A b g. B e c k e n b a c h : 

Nachdem der Herr Vorsitzende des Rechtsausschusses 
zum Ausdruck gebracht hat, daß er es !ür notwendig 
hält, daß bei den Beratungen im Rechtsausschuß di;r __ _ 
Vorsitzende des Agrarpolitischen Ausschusses und vier 
Fachleute zugegen sein sollen, kann man das doch gleich 
tun und die Sache im Rechtsausschuß in dieser Form' 
beraten. Ich sehe, daß wir aus Zeitnot nicht zu Rande 
kommep. ~enn es nicht angenommen wird, bitte ich das __ _ 
Hohe H"aus, darüber klar zu sein, daß bei den Beratun-
gen im Agrarpolitischen Ausschuß keine Interessenten 
geladen werden. Wir haben hierbei schlechte Edahl'Un-
gen gemacht. Wir wünschen nicht, daß im Agrarpoliti
sch'en Ausschuß irgendeine Interesscntenseite vertt'etcn 
wird. 

Vizepräsident Z~egler: 
Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben von der:. 

FDP. 

Ab g, Wo h 11 e b e n : 
kh darf kurz vom Platz aus sprechen. Der Agrarpo

litische Ausschuß will am Montag, dem 12. Mär z, zu
sammentreten. Eine fachliche Vol'bcratung ist durch
aus notwendig. Nach unsel·en Erfahrungen muß man 
eine Sache, wenn sie schwierig ist, bes<ll'la!en. Ich 
glaube, wenn der Rechtsausschuß am Mittwoch, dem 
14. März. zusammentritt, ist die Sache zur endgültigen 
Beratung im Ausschuß reif. 

Vizepräsidt!nt Ziegler: 

Das Präsidium nimmt von Ihren Vorschlägen Kennt
nis und w ird sie möglichst berücksichtigen. Es liegen nun 
bezüglich der Überweisung an die Ausschüsse zwei 
grundverschiedene Antl'äge vor. Dazu käme noch ein 
Kompromißantrag .. (Abg. Be&enbach: Wir ziehen un-_ 
scren Antrag zurück!) Den ganzen Antrag? (Abg. 
Be&enbach: Jawohl!} Es besteht also Einverständnis 
darüber, daß der Antrag II/ 1739 sowohl an den Agrar
politischen als auch an den Red1tsausschuß überwiesen 
wird. (Abg. Beckenbach: Mit dem Hinzufügen mein~; -
Wunsches! - Abg. Diel: Ich bitte, über meinen Ant rag 
abstimmen zu lassenl - Abg. Cl'onenbold: Es dar! kein 
Experte geladen wet·den!) Der Antrag soll in beiden Aus
schüssen gesondert behandelt wcl'den. Dabei sollen bei 
der Beratung im Rechtsausschuß Agrarpolitik<>t· hinzu
gezogen werden. {Abg. Beckenbach: Es sollen bei den 
Beratungen in den Ausschüssen keine Experten h lnzu
gezogen werdenl} Das ist Sache der Fi·alttionen, die Aus
schüsse zu besetzen. Das Wort zur Geschä!lso1"dnung hat 
der Abgeordnete Wolters von der CDU. 

Ab g. Wo lt Cr' s :, 

Meine Damen und Herren! Wir können den Ausschuß 
doch nicht so binden. Es können innerhalb der Ausschuß
beratungen Schwierigkeiten auftreten, die die_ Hinzu
ziehung eines Experten notwendig machen. Wenn wir 
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aber beschließen: Es dürfen keine hinzugezogen werden, 
dann könnte es möglich sein, daß das Gesetz nicht ve1·
ahschiedet werden kann. kh möchte doch bitten, das 
unter allen Umständen abzulehnen. 

VL!;epräsident Ziegler: 
Ich stelle fest: 1. Die Besetzung der Ausschüsse ist 

Sache der F1·aktionen. 2. hetone ich nochmals, daß Ein
verständnis darüber besteht, daß das Gesetz in beiden 
Aussdiüssen beraten wird. (Abg. Diel: Ich bitte, abzu:. 
stimmen!) Ich glaube nicht, daß das notwendig ist. Es 
erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Meine Damen 1.1nd Herren! Ich kann dann nochmals 
zurückkommen zum Punkt 2 der Tagesordnung: Beant
wortung der Kleinen Anfrage des Abg. Wohlleben betr. 
Gewerbesteuer der freien Berufe - Drucksache 111/528. 
Ich bin darüber unterrichtet worden, daß der Herr 
Staatssekretär Schmidt bereit ist, die Kleine Anfrage 
jetzt zu beantworten. Herr Staatssekretär Schmidt hat 
das Wort. 

Staatssekretär Schmidt : 
Meine Damen und Herren! Die Stellungnahme des 

Innenministeriums kann sich nicht auf die grundsätz
liche Frage bezüglich der Erhebung der Gewerbesteuer 
von den freien Berufen beziehen, sondern lediglkh auf 
die Verfahrensseite. Die Gewerbesteuer ist ein Bestand
teil der Gemeindesteuern, und die Gemeinden sind daher 
in der Erhebungsfrage frei. Das Innenministerium hat 
nicht die Möglichkeit, den Gemeinden zu verfügen, die 
Steuer zu erheben oder die Erhebung zu unterlassen. 
Eine solche Verfügung wäre ein Eingriff in die-Selbst
verwalhmg der Gemeinden. 

Wir haben im Innenministerium geprüft, ob wir den 
Gemeinden der Pfalz nicht eine Empfehlung geben 
könnten im Sinn der Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Wohlleben. Wir haben au-f diese Empfehlung bisher ver
zichtet, da ein Rechtsverfahren anhängig ist, und wir 
glaubten, durch solche Empfehlungen irgendwelche Ent
scheidungen zu treffen, die im Rechtsverfahren geltend 
gemacht W('rden könnten . 

Wir werden aber noch einmal in unserer Kommunal
c<bteilung prüfen, ob ,vir nicht doch unabhängig vom 
Reehtsverfahren eine solche Empfehlung aussprechen 
sollen . 

Vizepräsident Ziegler: 
Zur Geschä ftsordnung hat das Wort der Abgeordnete 

Wohllebf'n, Ich muß Sie aber, Herr Abgeordneter Wohl
leben, darauf aufmerksam machen. daß bei der Beant
wortung der Kleinen Anfrage eine Aussprache nicht ge
stattet ist. 

A b g. Wo h 11 e b e n : 
Die Antwort wird <loch der Herr Finanzminister pet·

sönlich geben. Ich bitte, die Sache nicht auf ein totes Ge
leise zu schieben. Es ist seinerzeit seitens des Innen
ministeriums die Verfügung herausgegangen, daß den 
kommunalen Behörden empfohlen wird, Stundungen 
auszuspreclien. Die bindende Zusage ist gemacht und 
auch eingehalten worden. Jetzt wird die Sat.,ile in zweiter 
Instanz betrieben, und da wird aus einem Erlaß des Fi
nani:minislet·s henrnsgelesen, daß keine Stundungen 
mehr in Frage kommen. Und rücksichtslos wird einge
trieben, trotzdem der „Musterstreit" beim Obersten 
Finam:gerichtshof anhängig ist. Mit einer derartigen 
Antwot·t kann ich mich in keinem Fall einverstanden 
erklären, nachdem mir seitens des Finanzministeriums 
erklärt worden ist, daß die Fragen, die ich gestellt habe 
- die auch staatsrechtlicher Natur sind -, im einzelnen 
beantwortet werden. 

Ich habe lediglich die höfliche Bitte ausgesprochen, 
daß den Gemeinden empfohlen w ird, in den Fällen, wo 
keine rechtskräftige Entscheidung vorliegt, wenigstens 
die Stundung zu gewähren. Dann mag es den Gemein
den überlassen sein, ob sie die Verantwortung überneh
men, die St.undt1ng nicht zu gewähren. (B1·avo bei der 
FDP) 

Vizepräsident Ziegler: 
Das Wort zut· Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 

Wolters. 

Ab g. Wo lt e r s : 
Ich habe Ve1·ständnis für die Ausführungen des Ab

geordneten Wohlleben, aber wir müssen uns doch an 
die Geschäftsordnung halten. Es wurde ausdri.rcklich ge
sagt: Pi.e grµti-~sätzliche Beantwortung erfolgt dut·ch 
den 'tlnanzn1inb!t~1·. Die Zwischenbeantwortung über die 
Frage der Einziehung ist Sache des Innenministeriums. 
Diese ist jetzt erfolgt. Wir müssen aber nun noch warten , 
ob im Laufe des Tage~ das Finanzministerium die end
gültige Antwort gibt. Ich möchte dringend bitten, nicht 
in eine Aussprache dieses Punktes einzutreten. 

Vizepräsident Ziegler: 

Ich stelle fest, daß das Haus damit einverstanden ist, 
daß die, Ansicht des Abgeordneten Wohlleben zu Recht 
besteht, daß die Beantwortung der Kleinen Anfrage 
nicht vollständig erfolgt ist und daß die Vervollstän
digung durch den Finanzminister erfolgen muß. 

Wir kommen nunmehr zum Punkt 4: der Tagesord
nung: 1. Beratung eines Landesgesl'bes über Grund
erwerbsteuerhcfrelung belm Wohnungsbau - Druck
sache 11/1708. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Entwurf dieses 
Gesetzes dem Hauptausschuß und dem Haushalts- und 
Finanz.ausschuß zu überweisen. Widerspruch erhebt sich 
nicht. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 5 der Tagesordnung: l. Be
ratung eines Urantrages der Fraktion der CDU betr. 
Landesgesetz zur Änderung des Grunderwerbsteucr
gesetzes - DTueksadle 11/1710. 

Der Älte~tenrat schlägt Ihnen vor, diesen Urantrag an 
den Hauptausschuß und Haushalts- und Finanzausschuß 
zu überweisen. Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so 
lM;i„:hlos,sen. 

Wil· kommen :i:wn. Punkt 6 der Tagesordnung: Große 
Anfrage der Fraktion der SPD l;)etr„ sinkende Produk
tion durch Kohlenmangel - Drucksache 1111689. 

Die Begründung erfolgt durch den Abgeordneten 
Kuhn. 

Abg. Kuhn: 

Me{ne Damen und Herren! Als wir die Große Anfrage 
am 2. Februar dem Hohen Haus zugehen ließen, hatten 
wir einige Feststellungen zu tr~ffen. Der Produktions
rllckg:mg in der Zementindustrie betrug um diese Zeit 
50 v. H. Diese Zahlen waren gemeldet von den Dycker
hoCf-Zementwerkcn in Neuwied, den Portland-Zement
werken in M11inz-Weisenau und den Wotan-Werken in 
Ahütte. Wir sahen bedenkliche Vorzeichen für die Ba u
stoffproduktion. Wir haben es bestätigt gefunden in den 
Mitteilungen des Statistischen Landesamtes vom 20. Fe
bruar dieses Jahres. Dort finden Sie verzeichnet, daß in
fqlge Kohlenmangels Produktionsrückgänge gegenüber 
dem. November in immerhin erheblichem Maße festzu
stellen sind, so zum Beispiel in Stahl- und Eisenbau 
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22,3 v. H., Nichteisen-Metallgießerei 14,8 v. H., Fein
keramik und Optik 10,2 v. H., Nichteisenmetall Et7.berg
bau 7,5 v. H., Maschinenbau 7,1 v. H., Eisen-, Stahl- und 
Te:mpergießcrei 5,3 v. H. und Elektrotechnik 4,2 v. H. 

Wenn Sie die Seite 4 diesct· Mitteilungen betrachten, 
dann finden Sie den Hinweis, daß unsere Gaserzeugung 
im Januar gcgenUber d~m Monat Dez.cmber um 13 v. H. 
zurückgegangen ist. 

Weiterhin wird vermerkt, daß die f'roduktions
sclu·umpfung in der Industrie „Steine und Erden" 20,5 
Prozent betrug. Zwar ist dort ein Hinweis gegeben, es 
handele sich um einen saisonalen Rückgang, wir stellen 
aber !t!i;t, daß der Monat Januar keineswegs saisonal 
irgendwie den Rückgang bedingte, denn die Witterungs
verhältnisse hälttm die Möglichkeit geboten, sowohl in 
Steine wie in Erde die Produktion au! dem alten Stand 
zu lassen. 

Es ist uns bekannt, daß der Engpaß an Kohlen ausge
rechnet in der BaustoWndustrie beträcllilich ist. Nun
meht· stehen wir vor der Schwelle eines neues Bau
jahres. Unser Wiederau!pauministerium hat in anerken
nender Weise die Geldmittel sdwn zur Verfügung ge
stellt. Wer die heutigen Preise kennt, weiß, daß die Eng
pässe so groß sind, obwohl Geld zur Verfügung steht, 
daß manch einer zum Start in das neue Baujahr zögern 
muß. Wir befürchten, daß diese Engpässe noch größere 
Komplikationen erzeugen werden, und wir bitten die 
Landesregierung, uns mitteilen zu wollen, was sie zu tun 
gedenkt, damit der Start zum neuen Baujahr in der 
Weise erfolgt, wie wir das- alle erwarten; daß nämlich 
schnell Wohnungen gebaut werden und viele Al'beitel', 
die heute erwerbslos sind, Arbeit und Brot finden. (Bei
.fall bei der SPD) 

Vizepräsident Ziegler: 

Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
den Herrn Staatssekretär DL Steinlein. 

Der Herr Staatssekretär Dr. Steinlein hat das Wort. 

Staatssekretär Dr. Stein l ein : 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren I Die eben 
geschilderte Situation ist natü!'lich der Landesregierung 
auch b~kannt, von der Sie auch die Zahleri, die hier 
eben vorgelesen worden sind, haben. Es ist de!lhalb 
auch unsere Sor&:e, mit diesen Dingen fertig zu werden. 
Da sieb ja _das gesamte Kohlenproblem nicht nur auf 
Landesebene regelt, sondern vom Bund aus übernom
men worden ist, haben .wir es hier mit einer Frage 
zu tun, bei der die Landesregierung nur anregend wir
ken oder im Bundesrat durch ihre Gegenvorstellungen 
Erfolge erzielen kann. Nicht so sehr bekannt ist aber 
doch wohl die Tatsache, daß sich dieses Kohlenproblem 
nicht .nur als rheinisch-pfälzisches Problem oder Bun
desproblem Deutschlands, sondern als ein gesamt-euro
päisches Problem darstellt, und es war sehr bemerkens
wert, als ich vor kurzer Zeit im Zuge einen prominen
ten Vertreter der europäischen Kohlenwirtschaft traf, 
der mir miltellte, daß z. B. der Aus!all der englischen 
Exportkohle nicht nur im gesamt-europäischen Raum, 
sondern auch in England selbst erhebliche Drosselungen 
hervorgerufen hat, und daß die Förderung der eng
lischen Kohle gam: erheblich nachgelassen hat, was zur • 
Folge haben mußte, daß auch dort Einschränkungen in 
der Art, wie sie sich hier zeigen, eingetreten sind. Viel-
1-cicht ist es eine Ergänzung zu dieser Schilderung, 
wenn man hört, daß der deutsche Generalkonsul in 
London, Ilel'r von Schlange-Schöningen, einen ganzen 
Monat lang seine Wohnung nicht beheizen und dort 
nicht arbeiten konnte, weil er eben nicht in der Lage 

war, für seine Wohnung die Kohlen zu b;;kommen. So 
sehen die Dinge insgesamt aus. Ich halte es für not
wendig, dies~n Gesamtüberblick vorauszuschicken, um 
Ihnen dann darlegen zu können; mit welchen Schwie
rigkeiten wir zu kämpfen haben und nunmehr auch 
darzulegen, wie wir dieser Schwierigkeiten Herr wer
den wollen. Es ist ganz selbstverständlich, daß gerade 
die Zementindustrie, die Betriebe der Industrie Steine 
und Erden, (\er feuerfesten Industrie, am wesentlichsten 
in ihrer Produktion durch die Unmöglichkeit der Be
schaffung der benötigten Kohle bctrof!en werden. Es 
ist ganz selbstverständlich, daß gerade die kommende 
Bausaison das Augenmerk auf eine Belieferung dieser 
Sparten richtet und zwangsläufig auch alle Schritte in 
dieser Richtung ableitet, die zur Behebung der Schwie
rigkeiten getan werden können. Was können wir auf 
Landesebene tun? Einmal verhandeln mit dem Kohlen
kommissar, der für den Bund eingesetzt worden ist, in 
mündlichen Besprechungen die Situation darlegen und 
dann unsere Forderungen stellen, zum zweiten mit der 
Oberrheinisch.en Kohlen-Union dann verhandeln, wenn 
iriendwo ein Engpaß eingetreten ist, und zum dritten 
uns in brieflichen Darstellungen dem Bundeswirt
schaftsministerium und dem Kohlenkommissar bemerk
bar machen. Wir h~ben iin FeblUar berelu; eine solche 
schriftliche Vorstellung beim Bundeswirtschaftsministe
rium erhoben, durcn deren Vorlesung ic.:h Ihnen auch 
alle Details beautworten kann, die hier zur Beantwor
tung der Großen Anfrage erforderlich sind. Dieser 
Brie! lautet: 

,,Mit ernster Sorge bcobacl1te ich der. auffallend star
ken Produktionsrückgang in der rheinisch-pfillz.ischen 
Zementindustrie, der ausschließlich auf eine ungenü
gende Kohlenzuteilung z.urückzuführen ist. Dabei ver
kenne ich nicht die Schwierigkeiten, die einer aus
geglichenen Versorgung der Industriebctrieue mit mi
neralischen B1·ennstocten entgegenstehen. kh erlaube 
mir aber angesichts der besonderen Bedeutung, die 
gerade die Zementindustrie von Rheinland-Pfalz für 
den öffentlichen Baumarkt und den Export hat, aur die 
erhöhten Gefahren hinzuweisen, die dem WirtS<!ha!ts
und Baugeschehen des Bundesgebietes in naher Zu
kunft drohen, wenn nicht eine !ühlba1·e Besserung in 
der Belieferung der hiesigen Zementwerke mit Brenn
stoffen eintritt. 

Im Gebiet des Landes Rheir.land-Pfalz liegen die 
vier Zementwerke: 

Zementwerk Dyckerhorr, Neuwied, 
Portland-Zementwe1·k Heidelberg, Werk Weisenau, 
Zementwerk Tubag, Kru!t (Eifel), 
Kalk- und Zementwerk Wotan, AI1ütle (Eifel). 

Die Produktion dieser Betl'iebc b('trug im September 
1950 noch über 80 450 Tonnen. Seit dieser Zeit ist ein 
Rückgang festzustellen, der sich im Januar 1951 mii 
einer Gesamtproduktion von nur 31 700 Tonnen aus
weist. Dementsprechend sank der Kohleverbrauch von 
15168 Tonnen im Oktober auf 7852 Tonnen im Januar. 

Diese Zahlen sind um so alarmierender, als im Ver
band dieser vier Zementwerke die Firma Tubag der 
einzige in Deutschland produzierende Betrit>b ist, der 
den begehrten und bekannten, schnell bindenden Trnß
zement herstellt. Dieser wird in erster Linie für die 
Durchführung wichtiger Wasserbauten benötigt, die so
wohl für die Schiffahrt als auch für die E;nergiewirt
scha!t des deutsdtt.m Bundesgebietes von entscheiden
der Bedeutung sind. Mir liegen daher schon seit län
gerer Zeit eindringliche Eingaben der Schluchsce-Kra!t
werke, der Rhein-Main-Neckar-AG. sowie der Mosel
staustu!e vor, deren bedeutungsvolle Bauvorhaben au:, 
Mangel an Traßzement ins Stocken kommen. 
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Ebenso wichtig und in ihren Auswirkungen weit 
schwerwiegender ist die Versorgung der rheinischen 
Bimsbaustoffindustrie mit Zement, die die drei übrigen 
Werke vonunehmen haben. Hiei·bei nehmen die 
Dyckerhoff-Werke Neuwied die erste Stelle ein. Die 
rheinische Bimsindustrie hatte im Kalenderjahr 1950 
einen Zementverbrauch voi:i mehr als 480 000 Tonnen. 
Mit dieser Zementmenge wurde eine Produktion von 
1,6 Milliarden ,Quadratsteinen erreicht. Die Bedeutung 
dieser Produktion für den Baumarkt wird dadurch ge
kennzeichnet, daß mit ihr rund 160 000 Wohnungen er
richtet werden könnten. wenn alle Erzeugnisse zum 
Bau von Wohnungen verwandt worden wären. 

Der Zementbedarf dieser Industrie, die ausschließlich 
im Lande Rheinland-Pfalz beheimatet ist, wird für das 
Jahr 1951 auf mindestens 600 000 Tonnen gesd!ätzt. da· 
infolge der verstärkten Nachfrage nach Bimsbaustoffen 
eine große Anzahl neuer Betriebe entstanden ist und 
die bestehenden Firmen erhebliche Produktionscrwei
tet·ungen vornehmen mußten. Es darf auch nicht außer 
acht gelassen werden, daß die für das Frühjahr 1951 
erwartete Erhöhung der Druckfestigkeit für Bimsbau
stoffe von 20 auf 30 kg eine weitere Steigerung de.-; 
Zementverbrauchs nach sich zieht. 

Bei dem empfindlichen Rückgang, den die Produktion 
der rheinisch-pfälzischen Zementindustrie seit Oktober 
1950 nachzuweisen hat, ist die Zementversorgung der 
rheinischen BimRindustrie aufs schwerste gefährdet. 
Damit ist. die Durchführung sowohl des sozialen Woh
nungsbauprogramms als auch gerade der im Rheinland 
anstehenden umfangreichen Bauvorhaben gefährdet. 

Ich erlaube mir, nachstehend eine Gegenüberstellung 
des normalen Monatsbedarfs der rheinisch-pfälzischen 
Firmen und ihre Zuteilung für die Zeit vom 16, Februar 
bis 31. März 1951 - das sind sechs Wochen - zu über
reichen, 

Monatsbedarf Werk Weisenau 9000 Tonnen, Zutei
lung 3:J50 Tonnen, Werk Dyckerhoff 7600, Zuteilung 
4000, Tubag 2000, Zuteilung '730, Wotan Bedarf 800, Zu
teilung 590 Tonnen. 

kh bin mir durchaus bewußt. daß den an sich be
rechtigten Forderungen auf volle Zuteilung angesichts 
c!er bestehenden Schwierigkeiten nicht entsprochen 
werden kann. Denno(.'h halte im es für meine Pflicht, 
darauf hinzuweisen. daß zur Sicherstellung des sozialen 
Wohnungsbauprogramms sowie zur Aufrechterhaltung 
der bedeutungsvollen Bimsbaustoffproduktion und zur 
Durchführung der allseits bekannten Wa~serbauten für 
die Energiebetriebe eine Erhöhung der Liefermengen 
für die rheinisch-pfälzische Zem!:!ntindustrie unbedingt 
erforderlich ist. Aus diesem Grunde bitte id1, für den 
Zeitraum vom 16, Februar bis 31. März l951 die Bezugs
mengen zumindest wie folgt festzusetzen: 

Dyckerhoff 6800, Weisenau 7500, Tubag 1600, Wotan 
630, und der OKU aus der Manipulations-Reserve die 
Zusatzmenge füt· die Werke zur Verfügung zu stellen. 

kh darf meiner Erwartung Auis:dnick geben, daß die 
besondere Bedeutung der oben genannten vier Zement
werke in vollem Umfang anerkannt und damit der 
Notwendigkeit Rechnung getragen wird, im Interesse 
des Wirtll<'hafts- und Baugegchehens nicht nur des Lan
des Rheinland-Pfalz. sondern des gesamten Bundes
gebietes, meinem Vorschlag auf Herabsetzung der Be
zugsmengen für den Zeitraum bis 31. März 1951 zu ent
sprechen.'' 

Damit dürfte dargetan sein, daß wir von den uns zur 
VC'rfügung stehenden Möglichkeiten in vollem Umfang 
Gebrauch machen, und es bleibt nunmehr abzuwarten, 

---· ---··------

ob wir mit diesen Schritten Erfolg haben. Einmal hat
ten wir Erfolg im vorigen Mon~t, als uns eine Zu
teilun~ von rund 2570 Tonnen für die Baustoffindustrie 
wiederum gegeben wurde. Ich hoffe, daß wir auch hier 

i • nach Darlegung der Verhältnisse mit einer weiteren 
1 Zuteilung rechnen können, wenn ich mir auch darüber 

klar bin, daß die allgemein angespannte Lage und das 
nicht im Wohnungsbauprogramm bestehende Bau
programm in vollem Umfange Berücksichtigung finden 
muß. 

Vizepräsident Ziegler: 

Meine Damen und Herren! Nach den Ausführungen 
des Vertl'eters der Regierung kann die Aussprache er
öffnet werden. Wird eine Aussprache gewünscht? Der 
Abgeordnete St.:hieder - dann muß ich die Unterstüt
zungsfrage stellen. Wer von dem Hohen Hause wünscht, 
daß eine Aussprache eröffnet wird, bitte ich, eine Hand 
zu erheben. Das sind viel· Stimmen. Wer ist dagegen? 
Das ist entschieden die Meht·heit. kh stelle fest, daß eine 
Aussprache nicht eröffnet werden kann. 

Wir kommen zum Punkt 7 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines zweiten Landesg.esetzes über den Ab
scllluß der politischen Räuberung in Rheinland-Pfalz. -
Drucksache 11/1709. - Der Älte~tenrat schlägt Ihnen vor, 
diesen Punkt der Tagesordnung dem Redltsausschuß 
zur Beriitung zu überweisen. Widerspruch e·rhebt sich 
nicht, es ist so beschlossen. 

Wir kommen dann zum Punkt 8 der Tagesordnung: 
Erste Beratung eines Landesgesetzes zur Ergänzung 
des ersten Landesgesetzes über den Abschluß der poli
tischen Säuberung in Rhelnla.nd-Pflllz. - Drucksache 
II/1733. - Auch hierzu schlägt Ihnen der Ältestemat die 
'Cberwcisung an den Rechtsausschuß vor. Widerspruch 
erhebl siL'h nicht, es ist so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 9 der Tagesordnung: Zweite 
und dritte Beratung eines dritten Landesgesetzes zur 
Änderung des Gemeindewahlgesetzes - Drucksache 
11/1701. - Zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Hertel. 

Ahg. Hel'tel: 

Die sozialdemokratische Fraktion bittet, diesen Punkt 
der Tagesordnung in seiner Behandlung auf heute nach
mittag zu verschieben, weil wir uns zu dem vorliegenden 
CDU-Abänderungsantrag in der Mittagsstunde noch be
sprechen wollen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Die CDU ist damit einverstanden. wie ich feststelle. 
Wir verschieben Punkt 9 der Tagesordnung auf heute 
nachmittag. 

Wit' kommen dann zum Punkt 10 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
das Rechtsmittelverfa.hren in Umtegungs-, Feld- und 
Flurbereinigungssllchen. - Drucksa..-he 11/1699, - Be
richterstattung: Agrarpolitischer Ausschuß, Bericht
erstatter ist der Ab~eordnet.e Diel - Drucki,;. II/171 Sil 719 
- Beric:hterstatlung; Rechts-, Geschäftsot·dnungs- und 
Petitionsausschuß, als Berichter!'.<tatter: Abg. Wohlleben 
- Drucksache II/1731 - Zunächst !uit der Abgeordnete 
Diel das Wort. 

A bg. D i el: 

Meine Damen und Herren? Bei dem Geset7. über das 
Rechtsmittelverfahren in Umlegungs-, Feld- und Flur·
bcrcinigungsfragen handelt es sich um eine reine ju
ristische Fol'mfrage, die in kurzer Form hier dat·gestcllt 
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werden kann. Es geht um die Notwendigkeit, für die 
Entscheidung von Streitfragen in der dritten Instanz 
eine Stelle zu scha!kn, welche die Entscheidungen fällt. 
Zwischen den politischen Parteien gab es bei qer Erle
digung dieses Gesetzes keinerlei Meinungsverschieden
heit. Die politischen Parteien waren darüber einig, daß 
unter keinen Umständen ein vollkommen neues Gericht 
geschaffän werden soll und daß dei;halb auch bei der Er
ledigung des vorliegenden Gesetzes und seiner Formu
lierung die Voraussetzungen für die Bildung eines sol
chen neuen Gerichtes gar nicht ·erst eintreten dür!en. Es 
soll nur geschaffen werden beim Landesverwaltungs
gericht ein besonderer Senat, und bei diesem besonderen 
Senat sollen die drei hierbei in Erscheinung tretenden 
Richll.!1' nicht, wie es von einer Stelle verlangt worden 
war, alle drei die Befähigung zum höheren Dienst im 
Landeskulturamtsver!ahren besitzen, sondern nur einer. 
Das war die eine Frage. Die zweite Frage, die Anlaß zu 
lebhafter Diskussion gab, war die Formulierung in § 3, 
wo es sich darum handelte, daß der Vorsitzende des Se
nats einen höhcl'en Beamten einer Umlegungsbehörde, 
der oberen Umlegungsbchtirde oder einen höheren 
staatlichen kulturbautedmischen Beamten mit der Vor
nahme von Ermittlungen und Verhandlungen beauf
tragen kann. Im Falle dieser Beauftragung soll der Be
treffende die Rechte und Pflichten eines beauftragten 
Richters haben. Das waren im wesentlichen die Punkte, 
welche im Agrarpolitischen Ausschuß zu längeren Be
sprechungen Veranlassung gaben. Im _ übrigen ist die 
Vorlage in der vorgeschlagenen Form angenommen 
worden, und ich dar! namens des Agrarpolitischen Aus
schusses darum bitten, flie Vorlage, wie sie Ihnen jetzt 
gedruckt vorliegt, unverändert anzunehmen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben zur Bericht
erstattung. 

A b g. W o b 11 e b e n : 
Der Rechtsausschuß hat die Vorlage auch im Grund

sätzlichen begrüßt. Vom rechtlichen Standpunkt aus 
waren aber zwei Punkte noch besonderer Beratung be
dürftig, und zwar der soeben von Herrn Kollegen Diel 
berührte § 3, der praktisch im Ergebnis einen Beamten 
der Exekutive mit richterlichen Funktionen ausstatten 
wollte. Es wurden hier verfassungsrechtliche Bedenken 
geltend gemacht, denn nach der Verfassung ist eine rein
liche Scheidung zwischen Exekutive und Reditsprechung 
vorgesehen. Daß diese Trennung gewahrt wird, darauf 
legt der Rechtsausschuß Wert. Daß die Verfahl'ensvor
schri!ten ausreichen, ebenso beschleunigt durch einen 
beauftragten Einzelrichter die E1'mittlungen und Ver
handlungen führen zu lassen, schlägtdeshalbde1·Rechts
ausschuß vor, daß dieser § 3, der sich mit unseren ver
fassungsrechtlichen Grundsäti.en der Trennung der Ge
walten nicht vereinba1·en läßt, gestrichen wird. Sodann 
war übersehen wol'dcn, eine Übergangsvorschrift z.u 
geben für die Fälle, die bereits anhängig sind. Es waren 
die !Jdden Möglichkeiten gegeben, die anhängigen Ver
fahren in dem Stadium, in dem sie sich befinden, weiter 
!ortfüh1·en zu lassen oder überzuleiten au! das jetzt vor
gesehene Verfahren. Der Ausschuß in seiner Gesamtheit 
gelangte zu der Übel·zeugung, aus Gründen der Einheit
lichkeit eine Überleitung au! die jetzige Rechtsmittel
instanz vorzuschlagen. Der Rechtsausschuß bittet daher, 
daß die ursprüngliche Vorlage nunmehr in der Fassung 
der Drudtsache II/1731, die die Änderungsvorschläge des 
Rechtsausschusses enthält, angenommen wird. 

• 
Vizepräsident Ziegler: 

Der Abgeordnete Diel hat das Wort. 

Abg. D iel_: 
In Ergän:;::ung der Ausführungen, die der Herr Kollege 

Wohlleben gemacht hat, möchte ich für den Agrarpoliti
schen Ausschuß bezüglich des § 3 erklären, daß die juri-

. stischen Bedenken des Rechtsausschusses in dieser vor
wiegend juristischen Angelegenheit selbstvel·ständlich 
ausschlaggebend sein müssen und daß sich deshalb dei· 
Agrar:r:olitische Ausschuß - ich glaube dabei im Au!tra.g 
des Ausschusses sprechen zu dürfen - dem Standpunkt 
des Rechtsausschusses anschließt. 

Vizepräsident Ziegler; 

Nach der Berichterstattung treten wir zunächst in 
die zweite Beratung des Gesetzes ein. Ich schicke vor· 
aus: Sie haben zu dieser Beratung vier Drucksachen. 
nämlich IL'1699, 1718, 1719 und 1731. IIi1699 war die 
ursprüngliche Regierungsvorlage, dann kommen die 
zwei Drucksachen, die Anträge der Fachausschüsse, 
Il/1718 und II/1719, und dann schließlich. der Antrag, 
eine Neufassung des Gesetzes in II/1731, wie sie der 
Rechtsausschuß erstellt hat. Ich nehme an, daß Einver
ständnis darüber besteht, daß wir die Drucksache 
II/ 1731 zur Grundlage unserer Beratung in der zwei
ten Lesung machen. Widerspruch erhebt sieb nicht, es 
ist dann so besclJ.lossen. 

Wir treten in die Besprechung ein. Ich rufe &u! die 
§§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, Einleitung und Übcrschrüt. Wort
meldungen liegen nicht vor, ich ~hließe die Bespre
chung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Lan
desgesetz über das ReclJ.tsmittelverfahren in Um
Iegungs-, Feld- und Flurbereinigungssachen - Druck
sache IIi l699 -, Fassung nach der Beratung im Rechts-, 
Geschäftsordnungs- und Petitionsaussdl.uß - Druck
sache II'l718 vom 28. Februar 1951. seine Zustimmung 
geben will, bitte ich eine Hand zu erheben. Gegen
probel Wer enthält sich? 

Mit allen Stimmen bei vier Stimmenthaltungen der 
Kommunistischen ~arte! angenommen. 

Wir kommen zur 3. Beratung dieses Gesetzes. Ich 
eröffne die Besprechung und rufe auf die §§ 1, 2, 3, 4, 
5, 6, Einleitung und Überschrift. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich sd11ieße die Besprechung. Wir kommen 
zur Abstinunung. 

Wer dem Landesgesetz über das Rechtsmittelverfah
ren in Umlegungs-, Feld- und Flurbereinigungssachen 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom 
Platz zu erhebei;i.. Gegenprobe. Wer enthält sich? 

Das Gesetz ist angenommen bei vier Stimmenthal
tungen der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen dann i.um Punkt 11 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur 
Aufhebung des Landesgesetzes über Beschlagnahme 
und Beseitigung von Gebäudetrümmern - Drucksache 
II/1618 -. 

Berichterstattung: Wirtschafts- und Wiederau!bau
ausschuß. 

Berichterstattung: Rechts-, Geschä!twrdnungs- und 
Petitionsausschuß. 

Der Berichterstatter für beide Ausschüsse ist der Ab
geordnete Scheei-er. Ich erteile ihm das Wort. 

A b g. S c h e e r e r ; 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich in der 
Berichterstattung sehr kurz fassen. Der Wirtschafts
und Wiederau!bauausschuß hat materielle Bedenken 
gegen den Inhalt dieses Gesetzes nicht gehabt. 
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Der Rechtsausschuß hat die Voi-lagc nach formellen 
Gesichtspunkten überprüft untl rechtliche Beanstan
dungen waren nicht lestzwtellen. Beide Au:;schüsse 
empfehlen Ihnen, die Regierungsvorlage unverändert 
i11 der Ihnen in der Drucksache H: 1618 vorliegenden 
Form anzunehmen. 

Vizepräsident Ziegler: 

Nach der Berichterstattung treten wir in die zweite 
Lesung ein. Ich rufe auf die§§ 1 und 2, Einleitung und 
Überschrift und eröffne die Besprechung. Wortmeldun
gen liegen nicht vor. die Besprechung ist geschlossen. 
Wir kommen zut· Abstimmung. 

Wer dem Landesgesetz zur Aufhebung des Landes
ge!';et;,:es übet· Beschlagnahme und Beseitigung von G€
bäudetrümmern seine Zustimmung in zweiter Lesung 
geb(m will, bitte ich eine Hand zu erheben. Gegen
probe. 8timmenthaltung! 

Mit allen Stimmen bei vier Stimmenthaltungen der 
Kommunistischen Partei ist das Gesetz in zweiter 
Le~ung ~ngPnommcn. 

Wir kommen zur dritten Beratung, und ich eröffne die 
Besprechung. Ich rufe auf die §§ l und 2 des Gesetzes, 
Einleitung und Übcrst·hrift. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich schließe die Besprechung. Wir kommen zur Ab
stimmung. Wer dem Gesetz seine Zustimmung in drit
ter l..eRing geben will, bitte ich, sich vom Platz zu er
heben. Gegenprobe. Stimmenthaltung. 

Das Gesetz ist in dl'iite1· Lesung mit allen bei vier 
Stimmenthaltungen der Kommunistischen Partei ange
nommen. 

Wir kommen dann zum Punkt 12 der Ta.gesordnung: 
Große Anfrage der Fraktion der CDU betr. Vergebung 
von Besatznngi.hauvorbaben - Drucksache 11/1707 -. Wird 
die Anfra~e begründet'? (Abg. Wolters [CDU]: Auf die 
Begründung wird verzichtet!) Der Herr Ministerpräsi
dent i:,t bereit, die Anfrage zu beantworten. Das Wort 
hat der Herr Ministerpräsident. 

Mini1-terpräsident Altmeier: 

ME>inP Damen und Herren! Die beiden Probleme, die 
in del' Großen Anfrage behaudelt sind, l3auvo1·haben 
scitPn, dt>r Besatzungsmächte und Nichtberücksichtigung 
rheinisch-pfälzischer Baufirmen, haben die Landesre
gierung bereits seit Monaten zu laufenden Verhandlun
gen mit dem fran1.ösischen Landeskommi!,sariat veran
laßt. Das bisherige Ergebnis dieser mehrfachen Bespre
<-'hungen stellt sicher, daß zukünftig die Landes1·egierung 
über alle diesbezüglichen Bauvorhaben unterrichlet und 
gehört wit-d, und daß grundsätzlich auch die Baufirmen 
des Landes herangezogen werden. (Bravorufe!) 

Vi7.epräsident Ziegler: 

Nach der Beantwortung der Großen Anfrage durch 
den Herrn Ministerpräsidenten kann die Aussprache er
iif Cnet werden. Wird eine Aussprache gewünscht? (Zu
l'Ufe: Nein!) Der Abgeordnete Feller hebt die Hand. Herr 
Abgeordneter Feiler, ich muß die Unterstützungsfrage 
,<:tP]]Pn. 

Wer dem Antrag des Abgeordneten Feiler auf Eröff
nung der Aussprache zustimmen will, bitte ich, eine 
Hand zu erheben. Ihr Antrag ist abgelehnt. Herr 
Abgeordneter Fcller. 

Wh· kommen zum Punkt 13 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines Landesgesebes über die Regelung der 
Zivilbeamtenversorgung Drucksache 11/1711. Der 

Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Punkt zur Vorbe
ratWlg an den Hauptausschuß und den Haushalt~- und 
Finanzausschuß zu übenveiscn. Widerspruch erhebt sich 
nicht, es ist ~ beschlossen. 

Damit kommen wir zum Punkt 14 der Tagesordnung: 
Erste Beratung eines LandesgeM'tzes tiber Personalaus
weise - Drucksache ll/1732. Der ÄltPstenrat schlägt 
Ihnen auch hier vor, die Vorlage zur Vorberatung an den 
Hauptausschuß und den Haushalts- und Finan1.ausschuß 
z.u überweisen. Widerspruch erhebt sich nicht, es ist :<n 
beschlqsse?1. 

Punkt 15 der Tagesordnung: Gt'oße Anfrage der Frak
tion der SPD betr. Durchführung des Bundesjugendpfa .. 
nes - Drucksache ß/1691 -. Wird die Große Anfrage 
begründet? (Abg. Hertet {SPD]: Wir verweisen auf die 
schrifttkhe 'AegrOndung!) Die Fraktion der SPD erklärt, 
daß sie auf die der Vorlage beigegebene schriftliche 
Begründung· verweist. 

Die Beantwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
den Herrn Sozialminister Odenthal. Der Herr Minister 
Odenthal hat das Wort. 

Staatsminister Odenthal: 

Meine Damen! Meine Hen·enl Die Landesregierung 
beantwortet die Große Anfrag" der Ft·aktion der SPD 
wie folgt: 

Die Landesregierung hatte bereits durch das Gesetz 
vom 19. November 1948 zur Edassung und Unterbrin
gung heimatloser, gefährdeter und obdaC'hloser .Tugend 
die gesetzliche· Möglichkeit und· Grundlage zur Betreu
ung der Jugendlichen in der Hand. Sie hat bereits s;,it 
Jahr und Tag mit Landesmitteln geholfen und hat auch 
not:!, Mittel anderer Stellen dafür verwandt. Die Hilfe 
des Landes wurde in wirksamer Weise gestützt durch 
die Soforthilfe und Mittel des Landesstocks der Landes
arbeitsämter Koblenz und Neustadt. 

Ich darf Ihnen einige Zahlen nennen und sagen, daß 
bis zum 31. Dezember 1950 an Zuschüssen zur Errich
tWlg und zur Einrichtung von Jugendwolwlleim,0 n, 
LehrHngi::wohnheimen und Umschulungsheimen vom 
Lande 85 000 DM, aus Mitteln des Landesstocks und aus 
denen der beiden Landesarbeitsämter 171505 DM ge
zahlt wurden. Weiter wurden z.ur laufenden UnterhRl
tung und an laufenden Pflegekosten in der gleichen Zeit, 
also bis zum 31. Dezember 1950. aus Haushaltsmitteln des 
Landes und der Krlegstolgenhilfe gezahlt 216 000 DM, 
aus Mitteln des Landesstocks l06 000 DM. Schließlich 
kamen aus der Soforthilfe und aus weiteren Mitteln noch 
454000 DM dazu, Damit beträgt die Leistung des Landes 
in den enrten neun Monaten des Jahres 1950, also bis 
zum Zeitpunkt, an dem der Bundesjugendplan in Kraft 
trat: 1 032 500 DM. Dt'r durch oen Herrn Bundeskanzln 
am 18. Dezember 1950 feierlich_ verkündete Bundes
jugendplan ~ibt nun dem Lande, in Verbindung mit den 
Landesarbeitsämtern und den Oz·ganisationen der pl'i
vaten Wohlfahrt unter Einbeziehung der Jugend, neue 
Möglich.keiten, der heimatlosen, aber auch der einhei
mischen, Jugend mehr als bbher zu helfen. 

Meine Damen und meine Herren! Die Jugendnot ist 
kein Problem an sich, sondern sie ist eng verbunden mit 
der durch das ):'lüchtlingspr<iblem entstandenen Struk
turwandlung in der Wirtschaft und in der Gesellschaft. 
Die Flüchtlingsvertreibung von Haus und Hof, aus Ar 
beit und Büros, brachte eine Umschichtung aus der 
Selbständlgkeit in die Unselbständigkeit, die noch nicht 
abgeschlossen rst und deren Auswirkungen wir auch in 
Rheinland-Pfalz ·zu spüren beginnen. Tn Bayern, Nie
dersachsen und Schleswig-Holstein leben etwa 800 000 
arbeitsfähige Arbeitslose, arbeitslos nur deshalb. weil 
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sie zwar auf dem Lande eine Wohnung gefunden haben, 
aber keine Möglichkeit fanden oder finden, in dem Dorf 
oder verkehrstechnisch in der Nähe erreichbar, eirten 
Arbeitsplatz zu finden. In den Städten, in den Industrie
standorten, sind zwar zum Teil Arbeitsplätze für Fach
arbeiter vorhanden, aber es besteht nicht die Möglich
keit, die Wohnung zu finden oder zu schaffen. 

Aus diesem Grunde muß unser Bestreben darau! ge
richl.et :;ein, das Jugendproblem aus der Arbeitsplatz
orientierung, aus der Schau der Lehrstellenschaffung zu 
sehen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir aber zwangsläu
fig auch in dieserh Jahre Flüchtlinge nehmen mußten 
aurs o!!cne Land, dann muß man auch sagen, die Töchter 
und Söhne unserer Landwirte finden kaum noch in der 
Klein wirts<.:hart au! dem Lande ausreichende Arbeit, und 
auch sie trachten danach, zum größten Teil in die Stadt 
zu kommen. Die Evakuierten, die seit Jahren auf dem 
Lande leben, suchen auch wieder in der Heimatstadt 
Wohnung und Arbeit. 

Wir müssen dahet· sorgen, daß wir Lehr- und Arbeits
plätze schaffen auch für die heimische Jugend und die 
FlUchtlingsjugend. Darum denken wir an die Schaffung 
von Aufnahmeheimen, von Jugendleh1·heimen und 
Wohnheimen, um den praktischen Weg vom Leht·platz 
zur Wohnung zu ermöglichen, damit die Jugend nach 
Becndigl.lng der Lehrzeit wieder ins elterliche Haus zu
rilck kann. Auch der Bundesjugendplan sieht vor 

l. die Gewährung von Zuschüssen zur Beschaffung von 
Lehr- und Arbeitsstellen in der Wirtschaft, insbeson
dere zur Errichtung und Wiederherstellung von Lehr
werkstätten und zur Enichtuog und Einrichtung von 
Au!nahmeheimcn, Jugendwohnheimen und Lchr
lingswohnheimen; 

2. Maßnahmen zur Behebung der Not heimatloser, bc
ru!sloscr und arbeitsloser Jugend im Rahmen der 
Krlegs!olgenhilfe; schließlich Zuschüsse und Beihil
fen Iüt· zentrale Maßnahmen der Jugendförderung, 
wie Förderung des Jugendwanderns, der Grenzland
arbeit, des internationalen JLtgendaustausches und 
der Erziehung zur demokratischen' Staat~bcjahung. 

Die Bcreit~tellung von Mitteln des Bundes abel' hat 
zur Voraussetzung, daß das Land selbst nicht nur in 
seinem Haushalt Mittel bereitstellt, sondern tatsäch
lich ausgibt. Da liegt ein neuralgischer Punkt unseret· 
Sozialpflege in bezug auf die Jugend) 

Nun hat die Not zwar im Lande Rheinland-Pfalz bis
her nicht das Ausmaß der· Not erreicht, das wir mit 
Schrecken in den Abgabeländern Niedersachsen, Schles
wig-Holstein und Bayern beobachten, aber doch wird 
sie von Tag zu Tag stärker, und wir bc!ürcllten, daß mit 
steigender Flüchtlingseinschleusung und mit der eben
falls steigenden Arbeitslosigkeit mehr als bisher zw· 
Behebung der Berufsnot der Jugend getan werden muß. 
Die Jugendnot ist nicht allein eine Frage der materiellen. 
Hil!e, sondern die Schulen, vor allem die Berurssi.:hulen, 
müssen in das Jugendproblem imd seine Bewältigung 
sinngerecht eingebaut· werden. Wir erkennen deshalb 
dankbar an, daß auch das Kultusministerium an aller 
Arbeit hier tatkräftig und wirksam mitgearbeitet hat. 

Dar! ich1hnen zur Illustrierung der tatsäclllichen Ver
hältnisse einige Zahlen nennen: Im August 1950 wurden 
48 230 Schüler aus den Schulen entlassen, davon wurden 
bis 31. Dezember l950 36 749 Schüler in Arbeitsplätzen 
und Lclu·stellen untergebracht. Es warteten also am Ende 
des Jahres 1950 noch 11·481 Jugendliebe auf Lehrstellen. 
Dazu kamen noch als Lehrstellensuchende 3738 Schul
entlassene, ferner arbeitslose Jugendliche unter 18 Jah
ren mit 6589. Das ergibt eine Gesamtzahl von 21 808 Ju-

gendlichen unter 18 Jahren, die ohne Arbeit oder Lehr
stelle sind. Zu dieser Zahl kommen noch Jugendliche im 
Al~er von 18 bis 21 Jahren mit einer Gesamtzahl von 
6642. Das macht immerhin die beachtliche Zahl von 

· 28 450 Jugendlichen aus, für die wir heute zu sorgen 
haben in der Hinsicht au! die Bereitstellung von Ar
beits- oder Lehrplätzen. Zwei Drittel, meine Damen und 
Herren, dieser Jugend sitzen heute noch aur dem orrenen 
Lande. Während in den Städten schon die Nachfrage 
steigt, während wir im Benehmen mit der Organisation 
der Arbeitgeber erreicht haben, daß sie bereit sind, mehr 
Stellen zu besetzen, und zwar 50 v. H. mehr als bisher, 
wä~st die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen auf dem 
Lande besorgniserregend. Wir werden den Wohnungs
bau wie auch die Zuweisung von Flüchtlingsmitteln 
dorthin konzentrieren, wo die Arbeit ist, dort, wo die 
Wohnungen erstellt werden müssen, das ist in den Städ
ten, in den Industriestandorten. Wir haben nun in einer 
Tagung mit allen an der Jugendarbeit beteiligten Stel
len am 23. Februar 1951 beraten, was wir im Jahre 1951 
zur Behebung der heutigen Notlage und der noch hinzu
kommenden Notstände vorsehen wollen. Auf dieser Ta
gung entstand ein vorläufiges Kuratol'ium, das wieder 
einen Arbeitsstab bildete, der nun in eingehender gründ
licher Arbeit alle Möglichkeiten der Jugendbetreuung 
durchgearbeitet hat. Das Ergebnis dieser Arbeit liegt mit 
dem Antrag auf Gewährung von einmaligen Zuschüs
sen zur Errichtung und zu Au6bau und F.imlchtung von 
drei Aufnahmeheimen, 15 Lehrlingswohnheimen, 36 
Jugendwohnheimen, 1 Jugendgemeinschaftswerk und 
18 Lehrlingswerkstätten und zu verschiedenen Maßnah
men der Jugend!örderung im internationalen Jugend
austausch, für Bereit!>tellung von Zeitschriften und zur 
Durchführung von Kursen der Bundesregierung bereits 
seit Wochen vor. Wir legen besonderen Wert. meine Da
men und Herren, auf den Ausbau der Lehrlingswohn
heime und der Jugendwohnheime, und wollen ö!!ent
liche Lehrwerkstätten und private Lehrwerkstätten nur 
dort errichten, ausbauen und weiter .fördern, wo die 
Bereitstellung von Lehrstellen in vorhandenen Lehr
werkstätten nicht meh1· ausreicht. 

Angesichts der verhältnismäßig noch günstigen Lage 
in unserem Lande dürfen wir lrnum damit J'echnen, daß 
uns alle geforderten Mittel zur Verfügung gestellt wer
den. Wir dürfen nicht vergessen, daß zu den Kosten der 
ersten Einrichtung der Heime und Werkstätten auch 
noch die Kosten der lau!enden Betreuuni fü1· Unter
bringung und Verpflegung kommen, so daß v.•ir auch 
dafüt· die Hilfe des Bundes in Ansprut'h zu nehmen ge
zwungen sind. Dazu muß ich aber eines sagen. Meine 
Damen und Herren! Die wirtschaftlich schwächsten Län
der mit schwächster Steuerkraft sind auch die Länder 
mit gl'Oßer Arbeitslosigkeit, mit starken Zerstörungs
graden und auch die Länder mit beaclltlich großer Ju
gendnot. Alle die Länder sind gezwungen, mehr zu tun 
als die finanzstarken Länder, in denen auch die Not 
nicht so groß ist. Diese Länder bekommen aber Mittel 
des Bundes nur dann, wenn sie eigene Mittel hergeben, 
d. h. es ist so, daß laufend die Möglichkeit, weiter zu hel
fen, schwindet, wenn der Verteilungsschlüssel, der beim 
Bunde gilt, weiter und dauernd angewandt wird. Das ist 
für uns nicht der Anreiz, sondern d!e Notwendigkeit, zu 
hellen. Schließlich darf ich ein Wort zitieren, das von 
dem Vertreter eines zwar reichen Landes gebraucht 
worden ist und das in seiner Lage richtig war, aber auch 
für uns Geltung hat, ein Bibelwort, das da lautet: 

,,Jenem, der da hat, wird. immer noch gegeben, da
mit er die Fülle habe; wer aber nichts hat, dem wird 
auch das Wenige allmählich nocll genommen." 

So ist die Lage im Lande Rheinland-Pfalz. Wenn wir 
nicht auf Grund unserer Wirtscha!t:;;krafl anders be-
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dachl werden als bisher, dann schwindet mehr und 
mehr die Möglichkeit, das zu tun, was wir nicht unter
lassen dürfen. 

Alles zusammen, meine Damen und Herren, dürfen 
wir immel'hin hoffen, daß doch im verstärkten M~ße die 
bernfliche Förderung der Jugend aus Mitteln des Landes 
und aus Mitti>ln des Bundes in Leistung und Wirkung 
nicht nachläßt, sondern eher noch in diesem Jahre eine 
Steigerung erfährt, und daß die materielle Förderung 
unsC'rer heimischen und Flüchtlingsjugend ihnen die 
Kraft gibt, zum Aufbau der Heimat und zum Aufbau 
eines demokratischen Staatswesens überzeugt Ja zu 
sagen. (Beifall!) 

Vizepräsident Ziegler : 

Meine Damen und Herren! Mit diesen Ausführungen 
des Herrn Sozialministers ist die Große Anfrage beant
wortet. Wit'd eine Aussprache gewünscht? Herr Abgeord
neter Buschmann, Sie wünschen eine Aussprache. Ich 
muß die Unterstüt?.ungsfrage stellen. Wer dem Antrag 
des Abgeordneten Buschmann auf Eröffnung einer Aus
spra1:he zustimmen will, den bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Das s ind nur vier Stimmen, also nur die 
Hälfte dl'r notwendigen acht Stimmen. Eine Aussprache 
findet nicht statt. 

Meine Damen und Herren! Inzwischen ist die Zeit weit 
vorgerückt. Ich schlage Ihnen vor, jetzt die Mittags-, 
pause einzuschieben, und zwar bis 14 Uhr. Icll habe noch 
bekanntzugeben, daß der Haushalts- und Finanzaus
schuß um 13.45 Uhr im Saal l zusammentritt. 

Die Sitzung ist unterbrnchen. 

Ende der Sitzung: 13.01 Uhr. 

Beginn der Nachmittagssitzung: 14.12 Uhr. 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder er

öffnet. Wir kommen zum Punkt 16 der Tagesordnung: 
Dritte Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung des 
Landesgesetzes über die Ent.<1<>hädigung der Opfer des 
Nationalsozialismus - Drucksache ß flß73/I704. Bcl'icht
ersta ttun~: Hauptausschuß - Drucksache Ili1728 -. Hinzu 
kommen noch die Anträge 11/1743 und II/1745, die Ihnen 
heute morgen zugestellt wurden. Das Wort hat der Be
richterstatter, der Abgeordnete Roth. 

Abg. Roth: 

Meine Damen und Herren! Die Entschädigung der 
Opfer des Nationalsozialismus ist in der Gesetzgebung 
allmählich, wenn auch verspätet, doc.:h ein Begriff ge
worden. Ohne nochmals auf die Entstehung und den 
Vollzug des am 22. Mai 1950 vet·kündeten ~setzes näher 
einzugehen, kann gesagt werden, daß es die an dem Ge
setz interess ierten Geschädigten nicht voll befriedigt. 
Dazu kommen noch Unklarheiten beim Vollzug des Ge
setzes, die eine Novellierung dieses Gesetzes erforderlich 
machten. Es entstand die Regierungsvorlage Drucksache 
II/1673, aus der inzwischen nach mehreren Beratungen 
übc1· die Drucksache II/1704 die heute zur Beschlußfas
sung stehende Drucksache II/ 1728 in Verbindung mit 
der eben genannten Drucksache II/ 1743 entstanden ist. 
Aus der Vielheit der Vorlagen und sonstigen Unter
lagen ergibt sich, mit welcher Sorgfalt die Materie und 
dieses Gesetz behandelt wurden. 

Die sich aus den seitherigen Beratungen und der heu
tigen Beschlußfassung ergebenden Verbesserungen fin
den ihren Niederschlag in der Gleichstellung der An-

--- ·-------·----

gehörigen, vor allen Dingen det· Ehefniu und der Kin
der, Ziffer 1 der Drucksache II/ 1728 und Ziffer 3 § 5, 
außerdem die klare Herausstelhmg der Gleichstellung 
der erlittenen Personenschäden in den im Kriege von 
Deutschland besetzten Gebieten sowie Vererbung und 
Übertragung der Ansprüche in Z i ffer 12 der Drucksache 
II/1728. Die §§ 24, 25 und 26 mußten entsprechend ge
ändert werden, Verbesserung der Entschädigung für 
Strafvollziehung und Freihe itsberaubung, Ziffer 17 der 
Vol'lage unter Bezugnahme auf§ 29 des Gesetzes. 

Die Ansprüche der Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes sollen in einem besonderen Gesetz zu dem all
e;emeinen Entschädigungsgesetz belH\fldelt werden. Der 
§ 88 des allgemeinen Entschädigungsgesetzes hatte auch 
die Entschädigungsansprüche der Behördenbediensteten 
geregelt. Aber aus der Pra ,cis heraus hat sich ergeben. 
daß für die Behördenbediensteten. für die ja bereits ein 
besonderes Gesetz vom Jahre 1949 vorlag, doch ein ent
sprechendes Gesetz geschaffen werden mußte. Aus die
sem Grunde wurde nun aus der Vorlage hO;!raus ein 
neues Gesetz entwickelt, das nach diesem Gesetz eben
falls zur Beschlußfassung ansteht. 

Ich darf noch dazu sagen: Erschwert wurden die Be
ratung('n insbesondere dadurch, daß dem bei a llen Mit
gliedern vorhandenen Rechtsempfinden immer und im
mer wieder :fü;kalische Bedenken und auch andere Auf
fassungen entgegengebracllt wurden, vor allen Dingen 
auch Einwendungen in Bezugnahme auf die Grundge
setzgebun.e; und der daraus entstehenden konkurrieren
den Gesetze. so daß also der Hauptausschuß wohl in 
seinen Beratungen viele Schwier igkeiten zu überwinden 
hatte, er Ihnen abe1· trotzdem heute eine Vorlage in der 
Drucksache II/1728 zur Beschlußfassung vorlegen kann. 
Damit sind aber noch nicht alle Wünsche befriedigt. Es 
ist Ihnen ja allen bekannt - insbesondere den Haupt
ausschußmltgliedern -, daß weitgehende Anträge der 
sozialdemokrntischen Frnktion, wenn auch nur mit einer 
schwachen Mehrheit, abgewiesen wurden. 

Es handelte sich vor allen Dingen um die unbegrenzte 
Auszahlung der Entschädigungen für Frcihe itsbet'au
bung und Inhaftierungen, :r.um anderen um die Erhöhung 
der G1·enze beiEntschädigung~imi:;prüchE'n für Personen
vereinigungen nach § 45 des Gesetzes, und drittens, wie 
Sie nunmehr aus den neuen Beratungen von heute mor
gen ersehen, weiterhin um die Frage, ob die Entschädi
gungsansprüche Ansprüche im Sinne der Reichsversiche
rung, und zwar der §§ 1542 und 1274 sein sollen. 

Auch in dieser Frage sind d ie Wünsche hicht erfüllt 
worden. Der § 18, der vor allen Dingen wollte , daß die 
Entschädigungsansprüche nicht identisch werden sollen 
mit der Reichsversicherungsordnung, wurde ebenfalls 
mit einer schwachen Meht·heit abgelehnt, darüber hinaus 
auch die anderen Anträge der sozialdemokrntischen 
Frnktion in bezug auf die Höchstgrenze bei Entschädi
gungen für Personenvereinigungen. 

Trotzdem glaube !eh, daß dieses Gesetz, so wie es 
heute hier z.ur Beratung steht, angenommen werden 
sollte, damit wenigstens die bis jetzt dadurch eingetre
tenen Verbesserungen und vor allen Dingen damit auch 
die Ansprüche der Geschädigten endlich verwirklicht 
werden können. In diesem Sinne bitte ich Sie, der Vor
lage Ihre Zustimmung zu geben. 

Präsident : 

Meine Damen und Herren! Der Beratung und Ab
stimmung Hegen zugrunde die Drucksache II/ 1728 mit 
.dem dazu gehörigen Änderungsanträgen. Nach der Be
richterstattung ist die Aussprache eröffnet. Zur Ge
schä!tso1·dnung der Abgeordnete Hermans. 
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A b g. H e r m a n s : 
Ich möchte darauf hinweisen, daß die Drucksache 

II,' 1743 keinen besonderen Abänderungs.an trag darstellt, 
sondern die letzte Vorlage des Hauptausschusses. 

Präsident: 
Ja, die Drucksache Ilil 743 kommt zur Abstimmung 

und die Drucksache II.'1745. Der Gesetzentwurf wil'd 
in der Drucksache II/1728 zur Abstimmung gestellt. Zur 
Geschäftsordnung det Abgeordnete Dr. Ritterspacher. 

Ab g. D r. R i t l c r s p a c h e r : 
Ich bitte, eine kleine Pause eintreten zu lassen, damit 

Gelegenheit geboten wird, die noch nicht anwesenden 
Mitglieder der großen Fraktionen, die jetzt noch durch 
A~sschußsitzungen festgehalten wel'den, herbeiz~rufen. 

Präsident: 
Hen Abgeordneter Ritterspachcr, ich glaube, wir kön

nen die Aussprache beginnen, denn es ist eine Redezeit 
von 10 Minuten für jede Partei vorgesehen. In dieser 
Zeit werden die Beratungen im Finanzausschuß wohl 
beendet sein. Ich lasse noch einmal Bescht!id sagen, daß 
die Beratungen beschleunigt werden. 

Meine Damen und Her'ren, Wortmeldungen . . . Der 
Abgeordnete Füller von der KPD. 

A b g. F e 11 e r : 
Meine Damen und Herren! Der Berichterstattel', der 

Herr Kollege Roth, hat bereits angedeutet, daß im 
Hauptausschuß einige K.rä!le am Werk waren, die we
sentliche Verbesserungen, die früher bereits ausgearbei
tet worden waren und die hier durch die zweite Lesung 
gegangen sind, wieder rückgängig machen wollen. Wir 
finden ein solches Verhalten - gelinde gesagt - bezeich
nend. Was wollen die Opfi>r de$ Faschi.smus und was 
sind die Opfer des Faschismus? Wollen wir ein Vor
recht? Wollen wir ein Sonderrecht !ür den Kampf, den 
wir geführt haben gegen die faschistische Tyrannei? 
Nein! Wir wollen nur, daß das, was den Opfern des Fa
schismus, den deuts1.:hocn Widerstandskämpfern, an Un
recht zugefügt wurde, einigermaßen im bescheidensten 
Rahmen wieder gut gemacht wit'd. Es war im Ausschuß 
einmal die Rede von Schmer7.ensgeld, und es wurde 
dort mit Redlt darauf hingewiesen, daß wir eine 
solche Formulierung und Begründung ablehnen und zu
rückweisen müssen, besonders auch im Zusammenhang 
mit der Frage, daß nicht nur die deutschen Kämpfer 
gegen den .Faschismus in den Lagern selbst gelitten ha
bcri, sondern auch unser·c Fr·auen und auch die Kinder 
in dieser Zeit diskriminiert waren, verachtet und ge
ächtet wurden, daß sie mindestens genau so viel gelitten 
haben wie diejenigen, die selbst hinter Stacheldraht 
saßen und dort die braune Hölle über sich ergehen las
sen mußten. Wir sind deshalb der Auffassung, daß es 
sehr schlecht wäre, wenn der Landtag in der dritten 
Lesung dieser Regelung zustimmen würde, die eine Ver
schlechterung zwischen der· zweiten und dritten Lesung 
durchgedrückt hat. Wir sind der Auffas:sung, daß man 
die Anträge, .die bc~onders auch von der SPD-Fraktion 
wieder aufgenommen wurden, unbedingt hier vertreten 
kann, und daß es Ehrensache aller Abgeordneten wäre, 
diesc>n Anträgen zuzustimmen und dail'tit zu beweisen, 
d.aß sie nicht nur ih1·c Hochadltung vor diesen deut.schen 
Patt'ioten, den Kämpfern für den Frieden, zum Aus
druck bringen, sondern daß sie auch bereit sind, anzu
erkennen und zu bestätigen, daß sie das Beste für 
Deutschland wollten. Ich möchte nicht im einzelnen diese 
Dinge wiede1·holen, die umstritten waren und zum Teil 
revidiert wurden. Ich will aber doch einige herausgrei
fen in dem Bestrebün und mit dem Ziel, daß Sie viel
leicht dod1 nc..>clt jetzt vor der endgültigen Verabschie-

dung des Anderungsgesetzes die Sachen revidieren, d. h. 
wieder den Zustand herbeiführen, der bei der zweiten 
Lesung bestand. Nehmen wir z.B. den Punkt in Absatz 1 
des § 4 in der Drucksache IL'l 726. Da wird davon ge
sprochen: Der Wiedcrgutmachungsanspruch kann von 
rechtskräftigen Feststellungen insbesondere einschrän
kender Bestimmungen usw., also das Entscheidende ist, 
er kann abgetreten und gepfändet und verpfändet wer
den. Wir sind der Auffassung, daß auf keinen Fall der 
Wi.edergutmachungsanspruch gepfändet werden kann. 
Wir glauben, daß es, da es sich um eine Ehrensache han
delt, um eine Wiedergutmachung jedenfalls eines Teiles 
des erlittenen Unrechts, sozusagen um tine Ehrenschuld 
geht, der Genüge getan werden soll, und daß diese auf 
keinen Fall gepfändet werden darf. Ich glaube, daß man 
dies unbedingt st!'eichen könnte, wenn man vorurteils
los an die Frage herangeht. Ein anderer Punkt, dt>r auch 
sehr umstritten war und der leider auch in der zweiten 
Lesung nicht geändert wurde, den wir aber anführen 
müssen, Ist, daß in § 17 Absatz 29 davon gesprochen 
wird, daß nur Kinder vom vollendeten 5. Lebensjahr 
ab Anspruch auf Haftentschädigung habün sollen. 
Meine Damen und Herren 1 Wir finden diese Regelung 
besonders bedauerlich. Es war Im ursprünglichen Ent
wurf vom 6. Lebensjahr die Rede. Die Mehrheit des 
Ausschusses ging so weit - in Gänsefüßchen -, daß sie 
hier ein Jahr zugestand, ab 5. Lebensjahr. Aber ich 
glaube, wenn die Regelung so gett"offen würde, wäre 
das eine Schande für den Landtag von Rheinland-Pfalz. 
Die Kinder, die in Konzentrationslagern waren, haben 
auch Anspruch darauf - unabhängig vom Alter -, daß 
sie eine Entschädigung bekommen, und ich möchte aus
drücklich betonen, daß Rheinland-Pfalz und Südbaden 
die einzigen Länder wären, die einer solchen neuen 
Rassendiskriminierung ihre Zustimmung gebün wür
den, wenn sie diese Bestimmung mit den 5 Jahren be
stehen ließen, weil hier einige Zigeunerkinder betromm 
werden, die vorwiegend in Koblenz wohnen, und einige 
jüdische Kinder. Sie mögen zum Problem dei· Zigeuner 
stehen wie Sie wollen, wir bctxachten das in erster Linie 
als ein soziales Problem, als ein Pi·odukt dieser kapita
listischen Unordnung, daß diese Menschen zu dem ge
worden sind, was sie heute sind. Daß es Möglichkeiten 
gibt, das Zigeuner-Problem zu lösen, das beweisen ja 
Dinge, die woanders geschehen sind. Aber wenn Sie eine 
andere Auffassung haben, wenn Sie eine neue Rassen
diskriminierung einführen wollen, sogar gegenüber 
Kindern, die ja nicht dafür verantwortlich sind, daß sie 
Zigeunerkinder sind, dann verwahren wir uns dagegen. 
Wenn diese Kinder im Lager groß geworden sind, dann 
weiß jeder Psychologe - und das wurde auch in einem 
Urteil der Wiedergutmachungskammer von Stultgal't 
festgestellt, daß Kinder, sobald sie Lebewesen sind, auch 
Scluncrz empfinden und sicherlich nicht erfreut dar
über waren, daß sie im Schatten des Todes, im Konzen
trationslager, aufwachsen mußten. Ich glaube, daß 
man deshalb eine solche Formulierung auf keinen Fall 
bestehen lassen kann. Sondern wir fordern hier nach
drücklichst, daß für alle Kinder, ohne Unterschied, die 
Entschädigung gewährt wird. Denken Sie doch daran, 
wenn Sie die politischen und sozialen grundsätzlichen 
Bemerkungen über das Zigeunerproblem nicht verste
hen wollen, ich glaube, einer unserer größten Pianisten, 
Franz Liszt, war auch nach seinen eigenen Worten: halb 
Zigeuner, halb Franziskaner, und er soll in seinen Adern 
Zigeunerblut gehabt haben. (Heiterkeit!) Ja, wenn Sie 
eine solche Auffassung haben, daß Zigeuner nichts Wert
volles werden können, dann wollte ich Ihnen nur mit 
diesem kleinen Beispiel zeigen, daß es auch von diesem 
Standpunkt aus falsch wäre, hier eine neue Rassendis
kriminierung einzuführen. Und das ist es im wesent
lichen! 
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Mir geht es darum, wieder gut zu machen, was der 
Faschismus schlecht gemacht hat und am deutschen Voile 
gei;ündigt hat, und Sie wollen mit einer neuen faschisti
~chen n~"-5""0i«krimini.,.rung~maßnahme neues Unrecht 
schaffen. Ich möchte nicht erinnern an den Kindermord 
der Nazis im allgemeinen, der ja in der ganzen Welt mit 
Abscheu verurteilt wurde - ich will auch keine histori
schen l:'arallelen ziehen, obschon man dazu versucht i;ein 
könnte. Aber ich glaube, daß es unsere Aufgabe ist, hier 
klar zu sagen, daß alle Kinder ohne Unterschied. die in 
den furchtbaren Höllen der Konzentrationslager mit 
ihren Eltern w::iren, die ihre Eltern vedoren haben usw., 
Anspruch haben müssen auf eine Unterstützung und auf 
eine Haftentschädigung. Meine Damen und Herren! Es 
ist auch hier angedeutet worden, daß die meisten Be
g1·ürn:lungen für wesentliche Verbesserungen, die abge
lehnt ,.,.•urden, darin bestanden, daß man die Finanzlage 
des Landes angeführt hat. Es ist sehr bezeichnend, daß 
Leut<:>, die aui der einen Seite bei den Opfern des Fa
schismus, den Kämpfern für den deutschen Wide1·stand 
und füt· ein besse!'es Deutschland, sparen wollen, wäh
rend i;ie auf der anderen Seite sehr großzügig sind und 
bereit sind. den Fürsten, die schuld sind, daß es einen 
Fasdii:,,.mus gab, eine großzügige Fürstenabfindung von 
Millionen ;,.u geben , Da wird nicht nach der Finanzlage 
gefragt, da wird bereitwilligst sogar sofort eine halbe 
Million zllr Verfügung gestellt, und weitere Millionen 
sollen für die Fürsten Hatzfeld, Wied und Eltz-Rübe
nach und wie sie alle heißen, zur Verfügung gestellt wer
den, Sie ~eben, dort versagt man skh das „Argument" 
mit der schlechten Finanzlage. Wir glauben, daß es ein 
beschämendes Zeugnis wäre für diesen Landtag, wenn 
man sich von djeser .,Argumentation" dazu verleiten las
sen wüi'de, diese Verschlechterungen aufrecht zu erhal
ten die jetzt nachträglich noch eingefügt werden sollen, 
vm·'ane~, daß nicht die volle Haftentschädigungssumme 
gezahlt werden soll. 

Meine Damen und Herren! Es sind 6 Jahre nach dem. 
7.us~mmenbruch der Hitlerdiktatur verflossen, und die
,ienigen, die alles getan haben, um die Hitler-Tyrannei 
überlt.iupt zu verhindern, die sich dem Hitler-Krieg ent
gegengestellt haben in einer Zeit, als englische und fran
zösische Staatsmänner, Chamberlain und Daladier. den 
Canossa-Gang nach München gemacht haben, als (Zuruf 
.Abg. Dr. Nowack!) deutsche Menschen, Herr Nowack, 
als Sie Propagandachef waren, den einsamen Weg zum 
Schafott gegangen sind im Kampf um ein besseres und 
glücklicheres Deutschland (Abg. Dr. Nowack: Vergessen 
Sie nicht, als Ribbenlrnp nach Moskau ging!), da haben 
wir -, Ribbentrop steht wahrscheinlich Ihnen näher, 
denn Sie haben ja damals als Propaganda-Kompaniechef 
bet'ichtet über die ~Erfolge" von Ribbentrop, Hitler und 
vom deutschen Ge~eralstab. (Abg, Dr. Nowack: Ich habe 
keine Bcriehte darüber geschrieben!) Meine Damen und 
Herren, ich glaube, daß es darauf ankommt, zu erken
nen. die deutsd1en Widerstandsl{ämpfer wollen, daß 
endlich etwas geschieht, daß man nicht engherzig und 
kleinlich schachert um das, auf was sie Anspruch haben, 
sond<:>rn daß man das ~ieht als eine politische und mora-
1 i~che Wiedergutmachung an den Deutschen. die das 
Beste für Deutschland wollen und auch bereit sind, ihr 
Leben für den Frieden und die Einheit unseces Vater
landes und dle internationale Verständigung einzu
:::ctz~n. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren] Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor ... Der Abgeordnete Heep von der So
zia ldemokratisehen Partei hat das Wort. 

Abg. Heep: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Id1 habe 
leider den Bericht des Berichten,tatters nicht gehört, 
weil ich zu dt'r gleichen Zeit in der Finanzausschuß
sitzung war, Ich kann mich also auf diesen Bericht nicht 
bezilc'hen. Ich will mich kurz fassen, entsprechend der 
i"elsung, die wir heute morgen vom Ältestenrat be
kommen haben, Aber trutzdf'm ist es notwendig. daß 
wir sehr wesentliche Punkte herausstellen. Der wesent
lichste Punkt, den ich hier henrns::-tellen möchte, ist der: 
,Nir fühlen uns als die h<'ruft:>nf'n Verti·eter· der Opfn 
des Faschismus. Wfr wc,llen für die Opfer deis Faschis
mus keinerlei Sonderre<'htf", sonde1·n wir wollen nichts. 
als daß die Opfer des Faschismus für die Opfer, die sie 
erlitten haben und zum Teil heute wieder erleiden, in 
die Rechte eingPset7.t werden, die ihnen nach allgE'mf'i
nen Rechtsgrundsätzen zustehen, Il'h denke insbeson
dere bei diesem Punkt an HRftentschädigung. Meine 
Damen und H.,.rr€'n! Haftentschädigung ist gar nictits 
Neues. Es glbt einen allgemeinen Rechtssat?., der sagt: 
.,,Ner unschuldig von Staats wego>n sE>iner Freiheit be
raubt wird, hat für diese FreihE'itsbl'rauhung einen An
spruch auf Entschädigung." Das gilt insbesonderf' dRnn, 
wenn zunächst einmal f>in Urteil - strafgerichtliches Ur
teil - rechtskräftig war und später in h'gendeinem Ver
fahren wieder aufgPhol:wn worden ist. So sind die gan
zen Entschädigungen, die in diesem Gesetz, diesem Wie
dergutmachungsgesetz - ich glaube, es "väre viel besst'r, 
man ' würde es grundsätzlich Wiedergutmachungsgesetz 
nennen und nicht diesen vet·sclwobenen Titei anwenden, 
den es jetzt hat, F.ntS<'hädigungsgesetz - alle diese For
derungen und alle diese Bewilligungen, die im Wieder
gutmachungsgesetz enthalt€'n sind, sind nichts anderes 
als die Anwendung allgemf'inf't' Recht:sgrundsätze; an
gewandt auf eine bel',ondere Kategorie - und zwar eine 
Kategorie, die 'eben der Nationalsozialismus geschaffen 
hat. ,~rir sind dankbar insht>sondere für die Sf'hr sorg
fältige Arbeit, die der Sozialpolitische Ausschuß bei der 
Umgestaltung des Gesetzes und der Neugestaltung der 
Gesetzesnovelle geleistet hat. Wir hätten gewünscht, 
daß sich alle die Bestrebungen des Sozialpolitischen 
Ausschusses auch im Hauptausschuß in der letzten Le
sung durchgesetzt hätten. Wil' hätten weiterhin ge
würu;cht, daß man ein g1·ößet·es Verständnis gehabt hätte 
für unsere Forderungen, daß die Personenverbände wie 
die Gewerkschaften, wie die Ordensgemeinschaften und 
alle die karitativen Verb~nde, die damals vom National
soziali!;m\ls unterdrückt, bekämpft und l>e:slohlen wor
den sind, endlich wieder wenigsten:- zu einem gewissen 
Teil in den Besitz ihrer Vermögen gekommen wioiren, 
damit sie mit diesem Vermögen nicht etwa irgendwelche 
persönlichen Dinge erfüllen können, sondern damit sie 
mit diesem Vermögen ihre Aufgaben, die sie im Inter
esse der' AUgemt:>inheit und fü1· die Allgemeinheit tun, 
auch tatsächlich vollführen können. Sehen Sie sich die 
Arbei'tergewerlcschaften an, sie dienen doch nicht nur 
letzten Endes, sondern sie dienen generell der Allge
meinheit. sehen Sie sich doch die Aufgaben der verschie
denen karitativen Verbände an - sie dienen doch gene
rell und immer der Allgemeinheit. Bei unserer allge
meinen Armut bleibt doch dem Staat nichts anderes 
übrig, als diese Verbände, diese Einrichtungen, auf ir
gendeine Art und Weise zu unterstützen, während wir 
hier die Möglichkeit gehabt hätten, in diesem Gesetz die
sen Verbänden einen Rechtsanspruch auf Wiedergut
machung zu geben. Es ist gescheite1·t aus rein for
malen Gründen. Man hat sich berufe n auf den Gleich
heitsgrundsatz. Wir sind auch heute noch im Zweifel 
darüber, ob der Gleichheitsgnindsatz hier tatsächlich 
zum Zuge kommt. Denn-es sind keine gleichartigen Ver
'hältnisse bei diesen Personengemeinschaften, wie wir 
sie in wu,erem Antrag gemeint 'haben, gegenüber dem 
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privaten Menschen, der meht' als 20 000 Mark verloren 
hat. Der Privatmann dient. zunächst einmal sich, diese 
Pcrsonengemeinscharten und Personengesellschaften 
dienen grundsätzlich nicht sid1, sondern sie dienen der 
Allgemeinheit. Also hier hat man meines Erachten:; Un
gleiches gleichgemacht, und man hat aur diese Art und 
Weise unseren Antrag begraben. 

Nun gut, wenn man ihn audl begraben hat, wir stellen 
Sie vor die Wahl, trotzdem zu entscheiden, und deshalb 
haben wir in der Drucksache II/1745 noch einmal zu 
Punkt 1 gesagt: Der Höchstbetni.g in§ :i5 Absatz l wird 
auf 75 000 festgesetzt. Sie werden kommen und sagen, 
das kann das Land nicht tragen. Wir überlassen es 
Ihnen, eine Formulierung zu flnden - wenn Sie dem zu
stimmen wollen -, daß es durchaus tragbar wird, denn 
möglich muß es auf irgendeine Art und Weise und ir
gendwann gemacht werden. 

Zu Punkt 2 haben wir ~inen neuen Antrag zu stellen, 
und zwar ergibt sich dieser aus den Schwierigkeiten, die 
bei dem Umlegungsaml in Worms sich vor kurzem ge
zeigt haben. Das Umlegungsamt in Worms hat Zusam
menlegungen und Siedlungen vorgenommen nicht nach 
der Umlegungsverordnung, nach der Reichsverordnung, 
sondern es stützt sich da auf hessisches Rech.t. Es. sind 
da Dinge vorgekommen, über die werden wir demnächst 
noch einmal berichten, aber der Antrag der Umlegungs
bchfüde bei dem Umlegungsgericht, diese Dinge ent
,eprcclK>nd § 41 Absatz 1 rückgängig zu machen, ist ab
gelehnt worden, weil man in Worms nicht umgelegt hat 
nach der Reichsumlegungsverordnung, sondern nach 
einem besonde1·en hessischen RezepL - möchte ich sagen 
-, es sind keine gesetzlichen Bestimmungen, aber man 
hat sie zu Gesetzesbestimmungen deklariert. Um der
artige o!fonbare Bcvoni:ugungen von Nationalsozialisten 
beseitigen zu können, um als.J die Umlegungsbchörde in 
die Lage zu versetzen, diese Dinge wieder in Ordnung 
zu bl"ingen, bitten wir Sie, zu beschließen, daß hinter das 
Wort „Umlegungsverordnung" eingefügt wird „bzw. den 
einschlägigen Landesvorschriften". Das ist eine Ab
wandlung gewesen. 

Punkt 3: Dieses Mal kommen wir wieder einmal auf 
das zurück, was seit Wochen schon Gegenstand der De
batte unter uns ist, daß die Haftentschädigung so schnell 
wie möglich, und zwar ganz bezahlt wird. Meine Damen 
und Herren, es ist doch wahrhaftig kein Zustand - seit 
1949 versprechen wir den Inhaftierten, daß wir die Haft
entschädigung zahlen, und erst jetzt beginnen wir· durch 
die verschiedenen Hemmnisse, die dem Inkrafttreten 
des Gesetzes entgegengesetzt woxden sind, damit, zu l;,c
schließen, daß die Haftentschädigung in gewissen Raten, 
zunäcllst l'-inmal bis 3000 Mark - ich gebe zu, daß ist eine 
Verbesserung gegenüber dem bisherigen Zustand -, .aber 
erst später bezahlt wird in weiteren späteren Raten. 

k.h bcfone noch einmal, wir wollen kein Vorrecht, wir 
wollen nur ein Recht. Sehen Sie sich doch einmal einen 
Menschen an, der unschuldig zwei Jahre im Zuchthaus 
gesessen halle und nun eine Haftentschädigung be
kommt, die wesentlich höher ist als unsere, ob der sich 
mit Ratenzahlungen abfinden läßt. Er denkt ja gar nicht 
daran, sondern er will das Geld, das ihm zusteht, haben, 
und zwar so!orl. Und hier sollen wir die Haftentschä
digung - das gilt !ür eine ganz erhebliche Personenzahl, 
die 6000, 8000 oder 10 000 DM zu belwmmcn haben - in 
Raten zahlen. Mit diesem Geld könnte sich so manches 
Opfel' des Faschismus eine ne11e Existenz gründen, wäh
rend sie heute zum Teil arbeitslos, zum Teil in vorüber
gehenden Stellungen sind. Würden wir die Leute in die 
Lage versetzen, mil der Haftentschädigung eine voll
kommene Existenz zu gründen, warden wir wahrhaftig 
Wertvolles scharren. Ich vergleiche das nur mit der Ka
pitalabfindung nach dem Kriegsbeschädigtengesetz. Zu 

------------------·--------···--·----- ··--·--··-· 

welchem Zweck hat man die Kapitalabfindung gegeben? 
Um dem Kriegsbeschädigten durch die Zusammenbal
lung von Renten aus verschiedenen Jahren die Möglich
keit zu geben, sich wieder vollkommen in das bürger
liche und Erwerbsleben einzugliedern. Und hier wollen 
Sie es verhindern. 

De;;halb bestehen wir au! unserem Antrag, daß die 
Entschädigung für die Ent:Giehung der Freiheit, wie in 
der Drucksache Il'1704 vorgesehen ist, so schnell wie 
möglich in vollem Umfange gezahlt wird. 

Erwähnen möchte ich noch einen Wunsch, den wir 
gern er:füllt gesehen hätten, und der den Vorschlägen 
des Sozialpolitischen Ausschusses entspricht. Weshalb 
sollen wir denn unsere Opfer des Faschismus, die Men
schen, die wahrhaftig unter den schwersten Umstände_n __ 
ihre Opfer gebracht haben und die 9esundheit haben 
lassen müssen, nicht endlich gleichstellen mit den 
Kriegsbeschädigten? Seit wann rechnet man die Kriegs
beschädigtenrente auf die Invalidenrente an? Hier hat 
man für den großen Kreis eine Sonderausnahme ge
rn.acht, und bei uns soll das nicht gelten. Ich 'finde es fUr 
ungerecht, daß man so handelt. Trotzdem, wir wollen 
in dieser Richtung keinen besonderen Antrag stellen, ich 
wollte das nur erwähnen. Deshalb bitten wir Sie, un
seren Antrag II/1745 anzunehmen. (Beifall bei der SPD.) 

Präsident: 
Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 

liegen nicht vor. Ich bitte um Iht· Einverständnis, daß 
ich zunächst en bloc abstimmen lasse über den Ande
rungsantrag II/1743 des Hauptausschusses. Widerspruch 
dagegen erhebt sich nicht. 

Wer dem Änderungsantrag Il/1743 des Hauptaus
schusses zustimmen will, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimmenthaltung. 

· Der Änderungsantrag ist mit Mehrheit angenommen. 

Meine Dan!t!n und Herren! Ich lasse nunmehr im ein
zelnen über den Antrag II,'1745 abstimmen, und zwar: 

1. Der Höchstbetrag in§ 45 Abs. 2 wird auf 75 000 DM 
festgesetzt. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhd..1ung der rechten Hand. Die Gegen
probe. 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Ziffer 2: In § 41 Abs. 1 Satz 1 wird 
hinter dem Wor't „Umlegungsverordnung" eingefügt: 
,,bzw. den einschlägigen Landesvorschriften". 

Wer diesem Änderungsantrag die Zustimmung geben 
will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die Ge
genprobe. · Stimmenthaltung. 

Der Antrag ist angenommen. 

Wir kommen zum Punkt 3: § 45 Abs. l Klasse I Zifrer 3 
erhält folgende Fassung: "Die Entschädigung für Ent
ziehung der Fl·eiheit (§ 29)". 

Wer diesem Antrag zustimmen will, bitte ich um Er
hebung der rechten Hand. Die Gegenprobe. Stimment~ 
haltung. 

Der Antrag ist abgelehnt. Nein, entschuldigen Sie, ich 
muß zunächst erst abzählen lassen. Also noch einmal: 
Wer dafür ist. Gegenprobe. Stimmenthaltung. 

Der Antrag ist abgt!lehnt. (Abg. Völker: Dürfen wir 
das Stimmverhältnis wissen?) 32:38! 

Wir kommen nun zur Einzelberatung. kh rure aur den 
Artikel I, II, III, IV, Einleitung und Überschrift. Wort
meldungen liegen nicht vor, ich schließe die Bespre-
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chung. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz 
in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich, sich vom Platze zu erheben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fesl 

Wir kommen zum Punkt 17 der Tagesordnung: Zweite 
end dritte Beratung eines Landesgesetzes i.ur Xnderung 
des Landesgesetzes über Wledergutmacbun,; natlonal
sozialistischen Unremts im öffentlid1en. Dlenst vom 
17. August 1949 - Drucksache 11/1727/1744. 

Die Beri<'hterstattung für den Hauptausschuß hat der 
Abgeordnete Ziegler. Ich erteile ihm das Wort. 

A b g. Z i e g l e r : 

Meine Damen und Herren! Sie haben soeben abge
st.imrnt über das sogenannte allgemeine Entschädigungs
geset7.: daneben besteht bekanntlich das ~pezielle Gesetz 
für die Beamten, das Beamtenwiedergutmachungsgesetz. 

lch möcllte dazu feststellen, daß beide Gesetze, das 
Ent&.ttädigungsgesetz wie das Beamtenwiedergutma
chungsgesetz, eine völlig getrennte Entwicklung haben . 
Das Beamtenwiedergutmachungsgesetz bildete sich aus 
dem Entwurf: Landesgesetz über Wiedergutmachung 
und Wiederbeschäftigung im öffentlichen Dienst. Sie 
wissen. daß dies damals - politistj1 gesehen - eine sehr 
ungleiche Zusammenstellung war, die dann getrennt 
worden ist, Das allgemeine Entschädigungsgesetz ent
wickelt~ sich aus dem Entwurf: Landesgesetz über die 
Ellt~chädigung der Opfer des Nationalsozialismus. der 
damals von den vier Fraktionen des Landtags ein
gereicht wut·de . In der Folgezeit trat nun, obwohl beide 
Gesetze sich selbständig entwickelt haben, eine Ver
quickung der beiden Gesetze ein. die auch heute noch 
.Schwierigkeiten macht. 

Kurz vor der Verabschiedung des Entschädigungs
gesetzes im Landtag im Juni 1949 vermochte das 
Justizministerium einen § 87a, der spätel'die Nummer 
88 erhielt, hereinzulancieren in den Text des Entschä
digungsgesetzes. Dieser § 88 sah seinerzeit Änderungen 
zum Beamtenwiedergutmachungsgesetz vor. Damit war 
in das aHgemeine Entschädigungsgesetz ein Fremd
körper gekonunen, nämlich, wie gesagt, das Änderungs
gesetz zu einem anderen Gesetz. 

Nunmehr hat sich von neuem die Notwendigkeit er.: 
geben. Änderungen zum Entschädigungsgesetz und zum 
Beamtenwi~ergutmachungsgesetz vorzunehmen. Die 
Regierung benutzte die Gelegenheit eines Änderungs
gesetzes zum allgemeinen Entschädigungsgesetz dazu, 
auch wieder über den ominösen § 88, Änderungen zum 
Beamtenwiedergutmachungsgesetz einzubringen. Da;; 
geschah durch die Vorlage Drucksache II/1673. 

Der Hauptausschuß hatte sich dann vor der Notwen
digkeit gesehen, besonders auch um Klarheit allmäh
lich in den gesamten Wiedergutmachungsgesetzgebungs
komplex zu bringen, eine Scheidung der Materie nun 
endgültig vorzunehmen. So kam es, daß einerseits in der 
Nr. II/1704, über die wir eben abgestimmt haben, die Än
derungen zum Entschädigungsgesetz erscheinen, da
gegen andererseits in Nummer II/1727 die Änderungen 
zum Beamtenwiedergut.machungsgesetz. 

Die Druckl-ache !1!1727 soll also zunächst hauptsäch
lich für unsere heutigen Beratungen in der 2. und 3. 
Lesung als Textgrundlage dienen. Ehe kh die wenigel'l 
Einzelheite n vortrage , welche die Drucksache II/1727 
enthält, wiil ich im voraus noch feststellen, daß zum 
Ziele der endgültigen Trennung der Gesetzesmaterien 
des Entschädigungsgesetzes und des Beamt-enwieder
gutmachungsgesetzes auch hier wi<:! beim Entschädi-

gungsgesetz, die Regierung ermächtigt sein soll, eine 
neue Fassung des Gesetzes vorzunehmen, Diese neue 
Fassung würde dann eine praktische Hilfe bd der 
Handhabung wid Anwendung des Gesf;!tzes darstellen. 

Die Gesetzestext~nterlagen selbst bleiben bestehen 
l. in dem ersten Beamtenwiedergutmachungsges.e lz, 

2. in den .Änderungen, wie sie der § 88 de~ a llgemeinen 
Entschädigungsgesetzes vorsieht, und 

3. in den Änderungen, wie Eie jetzt in der Drncksache 
IV-1727 vorgesehen sind - diese Drucksache wird 
noch einmal ergänzt durch eine weitere Drucksache, 
m . W. ist das die Drnck~.;ache II, 1744 -. 

Und nun zu den Einzelheiten in Drucksaclle JI/1727! 
Der neue Änderung~antrng Tl/1727 des Hauptausschus
ses bringt in Artikel I zunächst eine kleine Textumstel
lung. Der Abs. 3 des § 4 wird letzter Satz des Abs. ;.>,, 
weil er logischerweise sachlich zu Abs. 2 gehört. Es 
handelt sich dabei um die Aufzählung der verschiede
nen wiedergutmachungspllichtigen Behörden. Wieder
gutmachungspflichtig wird auch das Land dann, wenn 
der Geschädigte nach dem 8. Mai 1945 keine Verwen
dung mehr gefunden hat. Diese Festlegung wird also 
zu dem vorhergehenden Absatz hinzugezogen. Seither 
war diese Fe.:.tlegung ein einzelner Absatz für sich. 

In § 7 war der Absatz 2 bereits gemäß § 88 neu ein
gefügt. Er ist jetzt in IIi l 727 sachlich richtiger for
muliert und inhaltlkh klarer gefaßt. Die Fe;;tstellung, 
daß Beamte auf· Zeit wie Be-amte auf Lebenszeit zu 
behandeln sind, ist in diesem neuen Text nicht mehr 
enthalten. Die Bestimmung des § 13, die sich mit der
selben Sache befaßt, wird die sbe-züglich Rls au,.,reichend 
erachtet. Der Absatz 3 des § 7 w ird nach dem Text des 
§ 88 gelassen. Der Betrag 25 000 DM wird jedoch in 
Angleichung an den Höchstentschädigungssatz des Ab
satzes 2 § 45 des Entschädigungsgesetzes: au<.-h hier auf 
20 000 DM begrenzt. 

Nach § 12 Absatz 1 war die Wiedergutmachung ver
wirkt, wenn der Beamte nicht innerhalb drei Monaten 
nach der Aufforderung einen entsprerhenden Dienst 
wieder übernahm. Diese Bestimmung wird geändert. 
Der Beamte soll auch dann noch - jedenfalls wohl aus 
Billigkeit - wieder in den Genuß der Entscllädigung 
kommen, wie der Absatz 2 des li 7 vorsieht, zum Aus
gleich für den durch. die Entlassung oder vorzeitige 
Zurruhesetzung verursaclüen Verlust der Dienstbezüge. 

Dem § 16 des Gesetzes mit der Bezeichnung „An
gestellte und Arbeiter des öffentlichen Dienstes" wird 
ein neuer Absatz 4 hinzugefügt. Derselbe gleicht d1e 
Ansprüche der Angestellten auf Entschädigung und die 
Bestimmungen h ierüber sowie die der Arbeiter denen 
der Beamten in sinngemäßer Anwendung des § 7 Ab
salz 2 bis 3 an. 

In dem Artikel II trifft das Änderungsgesetz die Be
stimmung, daß es bei der gewährten Wiedergutmachung 
bewendet, auch wenn die neue Fassung keinen An
spruch mehr begründet, daß in diesem Falle anhän
gige Verfahren kostenfrei bleiben, und daß weiter fu r 
Anspl"ilche au.s der neuen Bestimmung die Ant ragsfrist 
erst mit dem Inkrafttret~m un:;eres Änderungsgesetzes 
II/1727 beginnt. 

In Artikel III findet sich de r begrü ßenswerte Antrag, 
<.len H errn Innenminister zu ermächtigen. die Neufas
sung des ganzen Gesetzes vorzunehmen und d ieselbe 
bekannt zu geben. 

Artikel IV endlich hebt die dem neuen T e xt ent
gegenstehenden Bestimmungen des § 88 des Ent~l'hiidi
gungsgesetzes auf wie die zweite Verordnung zum 
Beamtenwiedergutmachungsgesetz vom 19. Mai 1950. 
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Eine gerade heute noch beschlossene Änderung d..es 
Hauptausschusses betrifft die allgemeine Antragsfrist. 
Sie ist nunmehr in Angleichung an die Dauer der Frist 
Im Entschädigungsgesetz ebenfalls auf 18 Monate er
höht worden und die endgültige Fristbeendigung ist 
auf den 30. November 1951 festgestellt. . Diese letzte 
Sache finden Sie in der Drucksache II '1744. 

Mit seinen Vorschlägen will der Hauptausschuß er
reichen, daß das Beamtenwiedergutmachungsgesetz 
endlich die sich aus der Praxis heraus längst ergeben
den erforderlichen Verbesserungen erfährt. Er schlägt 
dcrn Hohen Hause vot", das Änderungsgesetz nach sei
nem Antrage II/1727 und !111744 heute in der zweiten 
und dritten Lesung anzunehmen. 

Präsident: 
Nach der Berichterstattung ist die Aussprache er

ö!!net. Der Beratung und Abstimmung liegen zu 
Grunde die Drucksachen ll/1727 und der Zusatzantrag 
II/1744. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schieder von der 
Kommunistischen Partei. 

A b g. S c h i e d e r : 
Meine Damen und Herren! Ich möchte hier nicht 

polemisieren allein dagegen, daß dieser neue Gesetzent
wurf außerhalb des bisherigen Rahmengesetzes zur 
Entschädigung der Opfer des Nationalsozialismus steht. 
Aber die Überschrift veranlaßt mich, auf eine beson
dere Lage der Gegenwart hinzuweisen. 

Wenn wir hier davon sprechen „Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts 1m öffentlichen Dienst", 
so ist man unwillkürlich gezwungen daran zu denken, 
daß der Personenkreis, der davon betroffen werden 
soll, heute bereits wieder betroffen ist, d. h. in einem 
Augenblick, in dem ein Gesetz endlich erscheint, um 
ein altes Unrecht gut zu machen, wird diesem Per
sonenkreis bereits ein neues Unrecht wieder zugefügt. 
Ich glaube, daß das wahrscheinlich mit einer der 
Gründe gewesen sein wird, diesen Teil aus dem Ge· 
samtrahmen herauszunehmen. 

Mein Gedanke, den ich hier zum Ausdruck bringen 
möchte, bezieht sich besonders auch auf einige mate
rielle Dinge. In § 7 Absatz 3 wird durch den neuen 
Änderungsantrag die Ziffer 25 000 durch 20 000 ersetzt. 
Wir sind der Meinung, daß man es bei dem ursprüng
lichen Betrag, d. h. bei 25 000 DM belassen soll und 
stellen im Bedarfsfall anheim, in dem übrigen größeren 
Rahmen die dort gegebenen Möglichkeiten auszubauen, 
ebenfalls 25 000 zu setzen. 

Ich et'laube mir, einen entsprechenden Abänderungs
antrag zu diesem Teil dem Herrn Präsidenten vor
zulegen. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Roth von der Sozial
demokratischen Partei. 

A bg. Roth: 

Meine Damen und Herren! Es ist leider allzu mensch
lich, daß Tatbestände, die nun einmal geschehen sind 
und von denen man sich eine längere Zeitspanne ent
fernt, nicht mehr den Eindruck hinterlassen wie zum 
Zeitpunkt des Ereignisses. Das kann man auch bei der 
Wertung dieses Gesetzes sagen. So wie beim allgemei
nen Entschädigungsgesetz sind ja auch hier Schwierig
keiten aufgetreten. 

Wenn man so recht hinhört, spricht man eigentlich 
heute schon viel weniget' von der Entschädigung der 
geschädigten Bediensteten det" öffentlichen Dienste, als 
vi<!lmehr von der Schadensbeseitigung der sogenannten 
Entrechteten, die ja nun schon beinahe eine Organi
sation geworden sind und von sich behaupten, daß sie 
eigentlich die wirklichen und wahren Geschädigten 
seien. Dadurch wird der Eindruck erweckt, als ob man 
nicht mehr wüßte, wie Zug um Zug von 1933 an die 
politische Diffamierung entstanden ist und ein Per
sonenkreis von Behördenbediensteten im Jahre 1933 
und in den folgenden Jahren aus ihrer Existenz ver· 
trieben wurde und demzufolge fortgesetzt nun weiter
hin auch Konsequenzen für die Nachwelt daraus ent
stehen. 

Wir halten es als Sozialdemokraten für unsere 
Pflicht, daß sowohl eine allgemeine Entschädigung in 
wirtschaftlicher und sonstiger Hinsicht eintreten muß, 
und daß auch die Bediensteten der öffentlichen Ver
waltung zu ihrem Recht kommen müssen. Wer sich be
müht, sich daran zu erinnern, wie im Jahre 1933 und 
nachher Beamte und Bedienstete aus ihren Ämtern 
verdrängt und die Existenz ihrer Familie aufs Spiel 
gesetzt wurde, der wird es wohl für berechtigt halten, 
daß durch eine Gesetzgebung deren Rer.:hte gewahrt 
werden und ihnen die entsprechende Ents<:hädigung 
gewährt wird. 

Deshalb stimmen wir auch der Drucksache II/1727 
und insbesondere dem Antrag des Hauptausschusses zu, 
die Frist für die Antragstellung entsprechend den 
Fristen des allgemeinen Entschädigungsgesetzes bis zum 
1. November 1951 zu verlängern. Wir glauben da
durch, noch jedem einzelnen ~schädigten die Möglich
keit zu geben, seine Ansprüche zu stellen. Wir hoffen 
weiter, daß durch die Neufassung des Gesetzes insbe
sondere auch unter Einbezug des § 88 des allgemeinen 
Entschädigungsgesetzes mehr Klarheit geschaffen und 
es so jedem einzelnen Geschädigten möglich sein wird, 
eine Ubersicht zu finden und seine Ansprüche klar er
kennen zu können. 

In diesem Sinne gestatten wir uns die Bitte, das 
Hohe Haus möge diesen Anderung~antrag sowie das 
Gesetz einstimmig annehmen. (Beifall bei der SPD.) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich rufe auf den Artikel I und lasse 
zunächst abstimmen über den Änderungsantrag, den 
der Abgeordnete Schieder soeben hiet' vot"getragen hat, 
die Summe von 20 000,- auf 25 000,- DM zu erhöhen. 
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
Erhebung der rechten Hand. - Die Gegenprobe! - Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Änderungs
antrag des Hauptausschusses - Drucksache II/ 1744 -
bezüglich Artikel I, daß die Zeit bis zum 30. Novembet" 
verlängert wird. Wer dem Antrag zustimmen will, den 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. - Ich stelle 
die einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf den Artikel II und lasse abstimmen über 
den Änderungsantrag des HauptausS(.nusses, daß der 
Absatz 3 in diesem Artikel gestrichen wird. Wer dem 
Antrag des Hauptausschusses seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um Erhebung der rechten Hand. -
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -

Bei vier Stimmenthaltungen angenommen. 
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Ich rufe auf den Artikel III und IV, Einleitung und 
Übers<.nrift. Wer dem Gesetz in z,,veiter Lesung seine 
Zustimmung geben wm, den bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. - Ich stelle die einstimmige An
nahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung,. Ich rufe auf die 
Artikel I, II, III und IV, Einleitung und Überscltrl!t. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Be
sprechung. Wi,r kommen zur Abstimmung. Wer dem 
Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. - Ich stelle 
die einstimmige Annahme des Gesetzes fest. 

Wir kommen zum Punkt 18 der Tagesordnung: Erste 
Beratung eines Landesgesetzes zur .i\'.nderung des La.n
desgesetzl"s über die Neufassung des Handwerksrecl1ts 
(Handwerksordnung) - Drucksache I1i1735. 

Der Altestenrat schlägt 1hnen vor, diesen Gesetzent
wurf dem Wirtschafts- und Wiederaufbauausschuß und 
dc>m Rechtsausschuß zu überweisen. Wjdersprucll er
hebt sich nkht. Es ist so heschlo:ssen . 

Wil' kommen zum Punkt 19 df'r Ta~esordmmg: Erste 
Beratung eines Landesgesetzes zur Ergänzung des Lan
desgesrtzes über die Feststellung des Haushaltsplanes 
für das Reclmungisj11.hr 1950 - Drucksache 11/11'34, 

DC'r Ältestenrat schlägt Ihnen vor. diesen Gesetzent
wurf dem Haushalts- und Finanzausschuß zu über
weisen. Widerspruch erhebt sich nicht. Es ist so be
:schlossen. 

Wir kommen zum Punkt 20 der Tagesordnung: An
trag der Fraktion der CDU betr. von der Besatzung be
schlagnalunte Wohnungen - Dnicksache II/1724. 

Wil'd das Wort zur besonderen Begründung ge
wiin~eht? kh stelle fest, daß dies nicht der Fall ist. Der 
Ältestenrat glaubt, daß wir über d iesen Antrag heute 
al>st.imme!1 können. Wer dem Antrag der Fraktion der 
CDU seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
Erhebung der rechten Ha nd. Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 21 der Ta~esordnung: An
h'ag dt>r Fraktion der FDP betr. Umsetzung von Flücht
lingen in landwlrtschaftliehen Wohnräumen - Druck
sache 11/1725. 

Der Altestenrat schlägt Ihnen vor, diesen Antrag dem 
Ausschuß für Sozialpolitik und Flüchtlingsfragen und 
dem Rechtsaus~chuß zu überweisen. Widerspruch da
gegen erhebt sich nicht. E~ ist so beschlossen. 

Vlir kommen zum Punkt 22 der Tagesordnung: Erste, 
zweite und dritte Beratung eines L.andesgeset7.es zur 
Änderung des Landesgesetzes zur Regelung des Finanz
ausgleichs zwischen Land und Gemeinden vom 27. Fe
bruar 1951 (GVB1. S. 39) - Drucksache 1/1738. 

Der Abgeordnete Hartmann hat das Wort. 

A b g. H a r t m a n n : 
Meine Damen und Herrenl Ich bitte, diesen Punkt zu

rückzustellen. Dazu wird vielleicht in einer halben 
Stunde eine ne ue Drui::ksache verteilt werden. Es ist 
eine Umformulierung der bereit s verteilten Druck
sache II/1738 notwendig, 

Präsident: 

Es ist der Antrag gestellt. worden, diese Beratung 
.:urückwMellen, da der Haushalts- und Finanzausschuß 

hierzu noch eine Anderungs.drurksache zur Verfügung 
stellt. Erhebt sich dagegen Widerspruch? - Zur Ge
schäftsordnung hal der Abgeordnete He11el von der 
SPD das Wort. 

A b g. Her t e l ; 

Ich bitte den Herrn Präsidenten. den heute morgen 
aus besonderen Gründen nicht behandelten Tagesord
nungspunkt 9 vorzuziehen und zu behandeln. 

Präsident: 

Es ist beantragt worden, den heute morgen zurück
gestellten Tagesordnungspunkt 9 zu behandeln. Wider 
spruch dagegen erhebt sich nkht. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum Punkt 
9 der Tagesordnung: Zweite und ddtte Beratung eines 
dritten Landesgei;;etzes :i:ur Änderung des Gemeinde
wahlgesetzes - Drucksache 11/1701. Die Berichterstat
tung hat der Hauptausschuß. Berichterstatter ist der 
Abgeordnete Heep. (Drucksache Il/1729'1741) Ich er
teile ihm das Wort. 

A bg. Heep : 

Meine Damen und Herren! Enii.:hrecken Sie nicht, 
wenn Sie die Drucksache Il!l 729 mit der ursprünglichen 
Regierungsvorlage vergleichen. Der Hauptausschuß hat 
gegen die Regieru ngsvol'lage grundsätzlich nichts We
sentliches einzuwenden gehabt, sondern er hat sich 
einer Bitte des Innenministeriums angeschlossen , wo
nach bei dieser Gelegenheit das Gemeindewahlgesetz 
in versclliedenen Punkten mit den übrigen Rechtsvor
schriften in Zusammenklang gebraeht werden soll; 
außerdem sind einige redaktionelle Andernngen vor
zunehmen. 

Ich sehe aber bei einer genaueren Durchsicht der 
Drucksache 1Vl729, daß dort ein Schreibfehler unter
laufen ist, und zwar insofern, als bei der Abänderung 
des § 2, wo es heißt: 

,,§ 2 Buchstabe b bis d erhält folgende Fassung:" 
tatsächlich der Buchstabe c vergessen worden ist. W ir 
haben nicht die Absicht gehabt, den Buchst.i.ben c zu 
streichen.. Er lautet: 

„Wer nach §§ 4 bis 7 der Landesverordnung zur 
politischen Säuberung im Lande Rheinland - Pfalz 
vom 17. April 1947 als Hauptschuldiger oder Be
lasteter gilt, solange noch keine rechtskräf tige Sä u
berungsentscheidung vorliegt, ist nicht wahlberech
tigt." 

Ich dar.f mir erlauben, Herr Präsident, Ihnen eine 
heute morgen fertiggestellte R<>rh'htigung zu dieser 
Drucksache zu übergeben. kh bitte, da!': zu berück
sichtigen. Sonst ist im wesentlichen die Regierungs
vorlage mit geringen redaktionellen Änderungen und 
Anpassung an das Verwaltungsgerichtsgesetz angenom
men worden. Ich kann micll darauf beschränken, Ihnen 
mitzuteilen, daß wir nt1r im§ 11 die f"rist zur Bekannt 
machung der StimmbezirkP - die früher 14 Tage war -
auf drei Tage verringert haben, und zwar nicht, wle 
E·s die Re~ierungsvodage sagt, auf drei Tage generell. 
sondern die Rekanntmachun~ muß am dritten Werk
tag vor der Wahl stattfinden. Wir haben diesf'r Vor
lage der Regierung zugestimmt. weil wir selbst der 
MPinung sind: je näher die Bekanr.tgabe der Stimm
bezirke und Wahllolrnle- am Wahltag liegt, desto prak
tischer ist es für die Bevö\kPruT>g. 

Desgleichen haben wir im § 18 Abs. 2 Satz l die 
Zahl 8 ersetzt durch: ,,Am achten Tage ist die Wähler
liste abzuschließen" mit den ent,~prechenden Vermer-
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ken. Im übrigen haben wir die Formvorschriften be
züglich der Wählerkartei an die Vorschriften des Lan
deswahlgesetz.es bzw. der Landeswahlordnung ange
glichen. 

Das Ist Im wesentlichen mit Ausnahme kleiner re
daktioneller Änderungen die Anderung, die im Haupt
ausschuß vorgenommen worden ist. Ich betone noch 
einmal, es ist sachlich keine Änderung vorgenommen 
worden, sondern es sind nur gewisse redaktionelle 
Änderungen bel'Ück!>-ichtigt worden. Der Hauptausschuß 
schlägt Ihnen vor, das Gesetz entsprechend der Druck
sache II/ 1729 anzunehmen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! ·Der Beratung liegen zu
grunde die Drucksache JI:1729 mit den redaktionellen 
Anderungen, die der Abgeordnete Heep soeben als Be
richterstatter bekanntgegeben hat. sowie der Ände
rungsantrag der CDU Drucksache U, 1741. Die Aus
sprache ist eröffnet. 

Der Abgeordnete Hermans von der CDU hat das 
Wort. (Abg. Hermans: Nein, ich habe mich nicht z.u 
Wort gemeldet!) Entschuldigen Sie, bitte! der Abgeord
nete Hertel von der SPD hat das Wort. 

A b g. H e r t C l : 

Meine Damen und Herren! Ich gestatte mir, vom 
Standpunkt unserer Fraktion aus zu dem CDU-Ab
änderungsantrag Drucksache II/ 1741 folgendes zu be
merken: Wir haben volles Verständnis dafür, daß die
ser Antrag gestellt wurde; er ist gewissermaßen die 
Konsequenz gewisser Bestimmungen, die im Bundes
wahl- und im Landeswahlgesetz festgelegt sind. Es 
wäre erwünscht, wenn die Parteien bei der Aufstellung 
ihrer Kandidaten für die kommunalen Parlamente den 
Gesichtspunkten Rechnung trügen, daß eigentlich kein 
Mensch sein eigent-r Kontrolleur sein kann. Das gilt 
vielleicht au! der kommunalen Ebene noch mehr als 
in den größeren Parlamenten des Limdes oder des 
Bundes. 

Wir würdigen diese Gesichtspunkte vollauf und sind 
trotzdem nicht frei von Hemmungen, dem Antrag zu
zustimmen, weil er gewissermaßen die im Dienst der 
Gemeinde stehenden Staatsbürger degradiert. Wer 
bei der Gemeinde arbeitet - mag er noch so sehr Inter
essen oder Fähigkeiten nachweisen, zur Verwaltung 
ö!fentlichet· Angelegenheiten geeignet zu sein -, hat 
innerhalb seines Heimatortes, mit dem er sowohl durch 
seine Herkunft wie auch durch seine Berufsarbeit ver
bunden ist, keine Gelegenheit, an der Regelung und 
Festlegung de-r Gesetze des gemeindlichen Lebens teil
zunehmen. 

Die sozialdemokratische Fraktion ist sonst gewohnt, 
durch Fraktionsbeschlüsse in geschlossene!' Form ihre 
Haltung zum Ausdruck zu bl'ingen; da aber in den 
letzten Wochen im Hinblick auf die herannahenden 
Wahlen von gewissen Kritikern des demokratisch
parlamentarischen Lebens immer wieder behauptet 
wird, daß die ganze parlamentarische Arbeit in Frak
tionsbeschlüssen erstarre, haben wir uns entschlossen, 
einmal ein gutes Beispiel zu geben (Heiterkeit) und 
bei der Abstimmung über diese Angelegenheit unseren 
Fraktionsmitgliedern die Abstimmung freigegeben. Es 
stimme jeder nach seinem Gewissen! 

Vizepräsidenl Ziegler: 

Der Abgeordnete Walters von der CDU hat das Wort. 

A b g, W o l t e r s : 

Meine Damen und Herren! Wenn die Fraktion der 
CDU diesen Antrag gestellt hat, so aus den gleichen 

Gründen, die der Abgeordnete Hertel soeben vorge
tragen hat. Es ist in einem demokratischen Staat un
möglich, daß einer sein eigener Kontrolleur sein kann, 
sondern wir müssen unter allen Umständen für eine 
reinliche Scheidung auch in den Stadtparlamenten 
Sorge tragen. 

Wenn wir zu einer derartigen Bestimmung gekom
men sind, so ist das nicht neu. Wir haben solche Be
stimmungen auch in der Sozialversicherung. Wir hab€n 
vor drei Jahren darum gekämpft, daß diese Bestim
mung in der Sozialversicherung verankert wurde im 
Selbstverwaltungsrecht. Nach uns".?rem Selbstverwal
tungsgesetz ist es nicht möglich, daß der Angestellte 
der Krankenkasse oder der Landewersicherungsanstalt 
weder im Ausschuß noch im Vorstand ist. Wir haben 
damals darum gekämpft - unter Führung des Ministe
rialrats Heinemann -, daß auch der Geschäftsführer 
einer Versicherungsanstalt nur als beratendes und nicht 
als bestimmendes Mitglied in die~en Gremien ver
treten ist. 

Wir glauben, daß wir mit dem von uns gestellten 
Antrag zur Stärkung des demokrafüchen Gedankens 
innerhalb der gesamten Bevölkerung beigetragen haben. 

Vizepräsident Ziegler. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowack von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Dr. Nowack : 

Wir begrüßen diesen Antr-tg, der einen Gedanken 
verwirklichen soll, den wir bei der seinerzeitigen Be
ratung des Gemeindewahlgesetzes schon mit allem 
Nachdruck vertreten haben, aber bei dem wir leider 
in der Minderheit und allein dastehend geblieben sind. 
Wir freuen uns, daß nun sozusagen in der Stille der 
Zeit die Erkenntnis auch anderswo gereift ist und zu 
der Geburt dieses Antrages geführt hat. (Abg. Dr. 
Zimmer: Das war damals gar nicht anders möglich!) 
Damals war das genau so gut möglich! (Zurufe von der 
CDU: Nein!) Ich sehe, daß sich inzwischen die Erkennt
nis doch nur sehr oberflächlich verbreitet hat, aber 
immerhtn, sie reicht hoffentlich aus, daß dieser Antrag 
zur Annahme gelangen wird. (Abg, Hertel: Zuneh
mende Rei!e!) Was im übrigen Kollege Hertel über 
die einmalige Freigabe vom Fraktionszwang gesagt hat, 
ist etwas, das wir bei uns nicht zu machen brauchen. 
Wir kennen einen Fraktionszwang grundsätzlich nicht 
und kommen dabei auch demokratisch ausgezeichnet 
zu Stuhl. (Heiterkeit.) 

Vizepräsident Ziegler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schicd<'I' von der KPD. 

A b g, S c h i e d e r : 

Meine Damen und Herren! Nachdem man heute vor 
Tisch keine Gelegenheit hatte, in eine Aussprache über 
den Rahmen der Jugendgesetzgebung zu kommen, 
möchte ic:;h nicht verfehlen, bei dieser Gelegenheit zum 
mindesten die Interessen der jungen Menschen wahr
zunehmen. Es ist zwar nicht das erste Mal und es wird 
auch wahrscheinlich nicht das letzte Mal sein, daß ich 
das tue. Wir sind der Meinung, daß es zur Drucksache 
II/1729 wiederum notwendig ist, hinzuweisen au! 
die Einschränkungen, die besonders heute, in der Nach
kriegszeit, für die jungen Menschen so unwürdig sind 
dadurch, daß wir immer noch bei der Wahlberechtigung 
beim 21. Lebensjahr und bei der Wählbarkeit beim :1.5. 
Lebensjahr liegen. Ich habe mir daher erlaubt, einen 
entsprechenden .Änderungsantrag dazu einzubringen. 
Meine Damen und Herren! Damit ist aber noch etwas 
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verbunden. Eine - nach unserer Auffassung - wirklich 
demokratische Forderung ist der Wegfall der Einschrän
kung des Wahlrechtes durch die Bindung an das Halb
jährige Seßhaftsein. Der Grundsatz, vor dem Gesetz 
sind alle gleich, kommt in dem SPD-Antrag, der Ja in 
der Drucksache IL'l 746 erneut in Erscheinung getreten 
ist, nicht klar zum Ausdruck . Wir sind der Meinung, 
daß man endlich abkommen soll von dieser Beschrän
kung mit der halbjährigen Ansässigkeit. Auch die 
Tatsache meine Herren von der SPD, daß jetzt vier 
Wochen 'bei den Flüchtlingen norh als Einschränkung 
gelten sollen, wird doch niemals diesem größeren Ge
danken ger~ht werden können. Es ist also viel zwet'k
mäßiger, wir schränken das Wahlrecht überhaupt nicht 
ein und lassen jeden, der tatsächlich seinen Wohnsitt. 
hier hat, auch zur Wahl zu, gleichgültig, ob das die 
Landtagswahlen oder Gemeindewahlen sind. Darüber 
hinaus möchte ich sagen, zu dem Antrag der CDU 
II/ 1741 können wir uns nicht bereit erklären. Eine 
solche Einschränkung hieße Preisgabe der demokra
tischen Rechte. denn es ist in einer Gemeinde bestimmt 
etwas anderes ~ls beispielsweise im Landtag. Aus diesem 
Grunde lehnen wir diesen Antrag ab, bitten aber das 
ganze Haus, sich endlich einmal zu dem großen Gedan
ken durchzuringen, den wir in diesem Abänderungs
antrag bringen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herr~n! W~itere Wortmeldungen 
liegen nicht vor'. Ich lasse zunächst über den Ände
rungsanti-ag II/1741 der CDU abstimmen. Wer dem 
Anderung::;antrag !Ii l 741 der CDU seine Zustilnmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe? Der Antrag ist angenommen. Ich 
la1,:;:e nunmehr abstimmen über den Änderungsantrag, 
den soeben der Abgeordnete Schieder verlesen hat, 
wonach also das Lebensalter von 21 auf 18 Jahre her
abgesetzt wird und daß tn jedem Falle die Wahl
berechtigung vorliegt, wenn der Betreffende seinen 
dauernden Wohnsitz im Lande Rheinland-Pfalz hat, 
und daß fe rner die Wählbarkeit von 25 auf 21 Jahre 
zurückvedegt wird. Wer dem Antrag der Kommunistl
&chen Partei zustimmen will, bille ich um Erhebung 
der rechten Hand. Die Gegenprobe'?' Der Antrag ist 
mit überwiegender Mehrheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herrenl Ich rnfe auf den Artikel 
r, II und III, Einleitung und Überschrift. Wer dem 
Gesetz in zweiter Lesung seine Zustimmung geben 
v,:ill, \)itt"" i<'h um Erhebung der rechten Hand. Die 
Ge genprobe? Stimmentha ltung? Das Gesetz ist ein
F>timmig angenommen. 

Wir kommen zur dritten Beratung. kh rufe auf Ar
tikel I, II und III, Einleitung und Überschrift. Wortmel
dungen liegen nicht vor, ich schließe die Besprechung. 
Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Gesetz in drit
tet· Beratung se ine Zustimmung geben will, bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. Ich stelle die einstimmige An
nahme fest. 

Wir gehen jetzt übe1· zum Punkt 23 der Tagesordnun~: 
Berichterstattung des Agrarpolitischen Ausschusses zum 
a) Antrag der Fraktion der CDU betr. DurchfQhrung 
der Bodenreform im Kreise Altenkird1en - Drucksache 
11/1624/1665 - Die Be richterstattung erfolgt durch den 
Vorsitzenden des Ausschusses, den Abgeordneten Diel. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Diel: 

Meine Damen und Herren' Der hier vorliegende 
Punkt der Tagesordnung ist einer von mehreren, die 
wir heute hier zu b<!h,rndeln haben über Bodenreform 

und Siedlung. Die Verhandlungen über Bodenreform 
und Siedlung sind ausgelö~t worden durch die Ange
legenheit Fürst von Hatzfeld. Um diese Angelegenheit, 
welche den Landtag und diE' Verwaltung mehrere .fahre 
lang beschäftigt hat, voranzutreiben, ist zunächst der 
Antrag der CDU II/ 1624 gestellt worden, der vom 
Land die Bereitstellung von 2 Millionen verlangt hat. 
Diese1· Antrag . ist im Agl'arpolitischen Ausschu!3 be
handelt worden und dabei ist seitens der Vertretung 
der landwirtschaftlichen Verwaltung wie auch der 
Finanzverwaltung zum Ausdruck gebracht worden, daß 
der Betrag von 2 Millionen in vollem Umfang nicht 
erforderlich sei; sondern daß man die vorliegenden 
Aufgaben durchführen könne mit erheblich geringeren 
von Abschnitt zu Ab:;chnitt bcrcitgei:;tellten Beträgen. 
Es hat daraufhin der Ag1·arpolitische Ausschuß in Ab
iinderuni des vot·llegenden Antrages den Antrag Druck-' 
sache lI/1665 beschlossen, der Ihnen gedruckt vorliegt 
und der die Bereitstelll.mg der erforderlichen Beträge 
verlangt. Ich darf im Namen des Agrarpolitischen Aus
schusses darum bitten, diesen Antrag Drucksache IL'l665 
anzunehmen. Es ist dann mit diesem Antrag, der mit 
der Regiel'ung ·verhandelt worden ist, das Problem 
noch ni~1; e,rl~t gewesen, weil sich alsdann noch, 
ohne daß zwischenzeitlich das Plenum des Landtags 
üuer diesen Antrag bereits entschieden hätte, bei der 
Finanzverwaltung die Überzeugung wach geworden, 
daß die Finanzierung von Landes wegen doch nicht 
erfolgen könni,,. Und so ist dann der Antrag II/1662 
der SPD gestellt worden, der eine Ahänderung des 
Bodenreformgesttzcs verlangt. Über diesen Antrag, 
meine Damen und He'rren, ist mehrfach verhandelt 
worden; u. a. hat der Agrarpolitische Ausschuß, nach
dem vorher eine Stellungnahme der Landwirtschafts
kammer eingeholt worden war, in einer stundenlangen 
Debatte über diesen Antrag verhandelt, ohne 7.U einem 
Ergebnis :r.u kommen. Es ist dann damals auf Antrag 
des Herrn Kollegen Beckenbach - wir haben das letzte 
Mal schon darüber gesprochen - der Vorschlag gPmflc-ht 
worden, die Beratungen auszusetzen und zwischenzeit
lich Gütever handlungen mit det' Fürst Hatzfeldschen 
Verwaltung einzuleiten und außerdem seitens des 
Kabinetts eine erneute Stellvngnahme herbeizuführen 
über die Bereitstellung erforderlk:ier Mitt<c?l. Der da
mals gestellte Antrag ist vom Au,;;schuß als zweck
mäßig anerkannt und einstimmig angenommen wor
den. Es ist dann zw1schen"Leitlich ~ wie Sie wissen, 
meine Dam~n und Herren, · hier im Plenum bereits in 
Verbindung mit einer Geschäftsordnung,;;deba tte üb{>r 
diese Verhandlungen kurz ge!,prochen worden, und es 

1 sollte das Problem wenige Tage nach dieser Plenar-

1

. verhandlung in der darnuf folgenden Verhandlung des 
Agrarpolitisch!:!~ .Ausschusses erledigt werden. Zu dieser 
Verhandlung des Agra:rpolitischen Ausschusses sollte 

1 
das Ergebnis der Güteverhandlungen vorgelegt wet'
dcn. Es ist bei der letzten Verhandlung hier im Ple-
num dem Agrarpolitischen Ausschuß und seinem Vor
sitzenden ein gewisser Vorwur-f gemacht worden, daß 
die Verhandlungen nicht hinreichend schnell voran
getrieben worden seien bzw., daß nicht der Ausschuß 
bereits darüber erneut verhandelt hätte. Ich habe mir 
erlaubt, damals darauf hinzuweisen, daß eine solche 
erneute Verhandlung nicht den Rechten eines Aus
schußvorsitzenden entsprochen hätte, sondern daß zu
nächsf einmal de r Beschluß des Ausschusses durchzu
führen war. Ich habe dann kurz nachdem als Vor
sitzender des Ausschusses bei der Landeskultur verwal
tung RUckfrage gehalten, wie we it die Güteverhand
lungen mit der Hatzfeldschen Vet·waltung gediehen 
seien. Ich habe dann die Auskunft bekommen, daß 
solche Güteverhandlungen weder stattgefunden hät ten 
noch auch ein Termin über die Abhaltung ~olcher Ver-
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handlungen vereinbart sei. Das war fünf Tage vor 
der vorgesehenen Verhandlung des Agrarpolit!schen 
Ausschusses. Ich habe dann, meine Damen und Her
ren, im Interesse der Sache unmittelbar eingegriffen in 
der Eigenschaft als Vorsitzender des Agrarpolitischen 
Ausschusses, obwohl - was ich hier ausdrücklich be
tonen möchte - die Durchführung der Güteverhand
lung nicht eine Angelegenheit der Legislative, sondern 
der Exekutive war. Ich habe aber geglaubt, es ver
antworten zu können, trotzdem in den Gang de1· Ver
handlungen einzugreifen und die beiden Vertragspart
net zu einer Güteverhandlung für den 19. Februar 1951 
hier nach Koblenz einzuladen. Diese Güteverhand
lung hat stattgefunden, und ich habe zu Beginn der 
Besprechungen ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
es an sich Sache der beiden Vertragspartner - also der 
Hatzfeldschen Verwaltung und der Exekutive - war, 
solche Verhandlungen zu führen, nicht aber Aufgabe 
der Legislative, und habe darum ausdrücklich die 
Frage gestellt, ob die beiden Vertragspartner meine 
Vermittlung als erwünscht ansehen würden. Das ist 
von beiden Teilen bejaht worden, und es haben dann 
diese Besprechungen stattgeEunden, die zunächst sehr 
schwierig waren, aber dann nach etwa 2t/2 Stunden zu 
einer abschließenden Vereinbarung führten, welche in 
einer besonderen Niederschrift, die später dem Agrar
politischen Ausschuß vorgelegt wurde, festgehalten 
worden ist. Das Ergebnis dieser Güteverhandlungen 
ist dann am 20. Februar dem Haushalts- und Finanz
ausschuß vorgetragen worden, wen bei diesen Güte
verhandlungen eine Gesamtzahlung von 500 000 Mark 
vorgesehen ist, von welcher 200 000 bis 300 000 Mark 
durch die Übernehmer und der Restbetrng durch das 
Land aufzubringen sind. Ich habe bei dem Bericht, 
den ich mir erlaubte, dem Haushalts- und Fir1anzaus
schuß zu erstatten, als vorsichtiger Mann nicht mit 
dem Maximalbetrag von 300 000 Mark der Siedler, 
sondern mit 200 000 Mark gerechnet, und deshalb dem 
Agrarpolitischen Ausschuß vorgetragen, daß mit einer 
Zahlung von 300 000 Mark zu rechnen sei, die zur 
Hälfte bis zum 1. Juli 1951 und zur anderen Hälfte bis 
zum 1. Oktober 1951 aufgebracht werden müssen. Der 
Haushalts- und Finanzausschuß hat mit Befriedigung 
von diesen Mitteilungen Kenntnis genommen, for
mell beschäftigt hat er sich nochmals mit der Frage 
in einer späteren Sitzung. Es ist dann am 21. Februar 
über diese Güteverhandlungen' und ihr Ergebnis dem 
Agrarpolitischen Ausschuß berichtet worden, und es 
waren alle Partden einheitlich der Auffassung, daß 
das Ergebnis dieser Verhandlungen zu begrüßen sei. Es 
waren die beiden Fraktionen darüber hinaus so freund
lich, den Vorsitzenden des Agrarpolitischen Ausschus
ses zu belobigen. (Abg. Feller: Eigenlob stinkt!) Nein, 
ich habe mich ja nicht selbst belobt, sondern nur fest
gestellt, verehrtester Herr Feller. naß die F['aktionen 
des Ausschusses die Freundlichkeit gehabt hätten,' den 
Ausschußvorsitzenden zu belobigen, und ich glaube, 
Herr Kollege Feller, ich darf das hier erwähnen, ohne 
daß man mich deshalb des Eigenlob~s zeihen kann. 
Der Agrarpolitische Ausschuß hat sich dann mit den 
Einzelheiten bcschä!tigt, und er ist schließlich dann 
zu einem Beschluß gekommen, der getrennt zur Ab
stimmung kam, und der in seinem ersten Abschnitt 
wie folgt lautet: 

,,Das in dem vorliegenden Vermerk des Ministe
riums für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten 
niedergelegte Ergebnis der am 19. Februar 1951 in 
Koblenz stattgefundenen Güteverhandlungen der. 
Landeskulturverwaltung mit den Vertretern der 
Fürstin von Hatzfeld über die Abgabe der land
wirtschaftlichen Nutzflächen wird gebilligt." 

Das Abstimmungsergebnis war sieben mit „Ja" und 
vier waren Enthaltungsstimmen. Ich darf feststellen, 
es bestand zwischen den Parteien vollkommene Ein
mütigkeit darüber, daß diese Vereinbarnng gelungen 
war. Die Kollegen der SPD haben nach meiner Erin
nerung - Herr Kollege, ich bitte mich zu berichtigen, 
wenn ich es nicht richtig wiedergebe - erklärt, sie seien 
mit der Vereinbarung einverstanden, sie möchten sich 
nur nicht aussprechen für die Zahlung eines Betrages 
an die Fürst v. Hatzfeldsche Verwaltung {Abg. Becken
bach: Bevor nicht der Finanzminister das der Regie
rung zusagt!) Ich nehme auch das zur Kenntnis, ver
ehrtester Herr Kollege, es war mir im Moment nicht 
gegenwärtig. Ich darf nur feststellen, Herr Kollege 
Beckenbach, daß Ihre Zustimmung später erfolgt ist, 
und darf demnach wohl annehmen, daß Sie also in 
Kenntnis dieser späteren Zustimmung auch diesem 
ersten Teil ihre Zustimmung erteilt hätten, so daß in 
diesem Fall es sich um eine einstimmige Billigung ge
handelt hätte. Mit demselben Abstimmungsergebnis 
wurde dann der von der SPD vorgelegte Antrag auf 
Änderung des Landesgesetzes über die Bodenreform 
als erledigt erklärt, und ich habe dem Hohen Hause 
im Auftrag des Agrarpolitischen Ausschusses vorzu
schlagen, auch hier in diesem Sinne den Antrag der 
SPD als erledigt zu erklären. Im zweiten Teil der 
Beschlußfassung heißt es folgendermaßen: 

„Der Agrarpolifüche Ausschuß billigt die bisher 
von der Landeskulturverwaltung in der Boden
reformsache Hatzfeld getroffenen Maßnahmen, ins
besondere die Einschaltung der Landsiedlung Rhein
land-Pfalz GmbH. als Siedlungsträger. 

Bei der Durchführung des Siedlungsverfahrens 
sind alle Besiedlungsmaßnahmen wie Meliorationen, 
Wasserversorgung, Wegebau, Gehöftebau usw. zu 
unterlassen. Die Landsiedlung hat sich also im 
wesentlichen auf die Übereignung der Siedlungs
flächen auf die Siedler zu beschränken. 

Im übrigen ist das Siedlungsverfahren nach den 
Grundsätzen und den Verfahren der geltenden 
Siedlungsgesetzgebung beschleunigt durchzuführen." · 

Soweit, meine Damen und Herren, der Beschluß des 
Agrarpolitischen Ausschusses, den ich hier dem Land
tag bekanntgebe. Ich darf nebenbei erwähnen - es 
gehört an sich ja nicht zur Beschlußfassung, aber im
merhin ist es für den Landtag von Interesse -, daß 
zwischendurch der Verein „Eigene Scholle", der sich 
mehrfach in Denkschriften an die Fraktionen dieses 
Hauses gewendet ha}, in einem Schreiben seine Zu
stimmung zu der getroffenen Vereinbarung ausdrück
lich ausgesprochen hat. Und nun, meine Damen und 
Herren, ist dann in Verbindung sowohl mit dieser 
Frage wie mit anderen in den folgenden Punkten 
der Tagesordnung noch behandelten Antl'ägen eine 
Meinungsverschiedenheit entstanden zwischen den 
Fraktionen über die Art des Verfahrens, das bei der 
Bodenreform innegehalten werden soll. Während von 
seiten der Fraktion der CDU die Heranziehung u. a. 
von Staatsländereien verlangt wurde, ist seitens der 
Fraktion der SPD gegenüber diesem Antrag der CDU 
die Forderung erhoben worden, daß nicht nur Staats
land, sondern gegebenenfalls a 11 e in Betracht kom
menden Grundeigentümer herangezogen werden müß
ten. U. a. ist dabei besonders betont worden die Her
anziehung von Kirchenland. 

Während von der Fraktion der CDU u. a. die Her
anziehung von Staatsländereien verlangt wurde, ist 
seitens der Fraktion der SPD gegenüber diesem An
trag die Forderung erhoben worden, daß nicht nur 
Staatsland,sondern gegebenenfalls alle in Betracht kom-
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men<i,:.n Grundstück!'.eigent.ümer heran~ezogen werden 
müßten; u. a. ist dabel besonders die Heranziehung 
,·on Kirchenland betont worden. Es hat sich dann auf 
Antrag der CDU der Agrarpolitische Ausschuß mit 
der Frage beschäftigt, nach welchen Grundsät7.en ... 

P r ä s i den t (unterbrechend): 

Herr Kollege Die!, dm·f ich Sie einmal nnterhrechen. 
Ich rlaube, das gehört nicht hierhin! 

A h g, D i el: 

Doch, Nr. IV 1717 ist schon richtig. Es ist, verehrte
ster Herr Präsident, zwec-kmäßig, rl~ß er mit anderen 
Punkten verbunden werden muß. Das ist aber nicht 
geschehen. F:s st~ht auf der Tagesordnung so, daß es 
bei diesem Punkt verhandelt werden muß; ich muß 
es deshalb zum Vortrag bringen. 

M,:.in,:. namPn und Herren! Im Agrarpolilischen Aus
schuB ist dann die an sich grundsätzlich berechtigte 
Forderung des Herrn Kollegen Beckenbach behandelt 
worden: daß gleiches Re<:"ht gelten solle für alle, daß 
die Gleichheit vor dem Gesetz aurn bei der Behand
lung dieser Frage durchgesetzt werden muß. So ist 
dann der Antrag entstanden, der Ihnen in der Druck
sache II 'l 717 vorliegt, der diesen Grundsatz der Gleicll
heit alle vor dem Gesetz Gelt.ung verschaffen soll. 

Ich darf die Damen und Herren bitten, neben den 
anderen Anträgen, die ich bereits behandelt habe, auch 
diesen Antrag des Agrarpolitischen Ausschusses, Druck
, ache II/1717, anzunehm~'n . 

Präs l den t: 
Meine Dame n· und Herren! Nach der Berichtel'stat

tung ist die Aullsprache eröffnet. Ich würde dem Hau.se 
vol'Schlagen, daß wir die Anträge II.' 1624, Il/1665 und 
ebenfalls II/1662 als erledigt betrachten, daß also alle 
dl'ei Anträge, wenn das Haus dem Antrage des Herrn 
BNichterstatter s ,:ustimmt, als übe rholt zu betrach
ten sind. (Abgeordneter Die ! fCDUJ : Nicht dod\! 
De r Antrag II/1665 nicht. Der Antrag, der die B ereit
stellung der erforderlichen Mittel fordert, bezieht sich 
nicht nur auf die Hatzfeldsche VP.rwaltung, sondern 
auf die Bodenreform und Siedlang generell!) Dann 
würden die Anträge II/1624 und II/1669 als erledigt z;u 
betrachten sein; über die Anträge II!1665 und IL'l 717 
müs~en wir abstirnmt:n. (Abgeordneter Diel [CDU] : 
g:c;nz recht)) Die Aussprache ist eröffnet. Das Wort h f1t 
d e r Abgeordnet.P Bed<enbach von der SPD. 

Abg. Beckenbach: 

Meine Damen und Herren! Nachdem das Boden
re[ormgeset7. vor zwei Jahren und 4 Monaten erlas..~en 
worden ist. exerzieren wir hier den ersten Fall seiner 
Reali::ierung in dem Bestreben , auf gütliche Art und 
Weise d en landwirtschaftlich nutzbaren Grundbesitz, 
d er von der Fürstin H ~t.zf:>ld a 1.1f der Ba sis d es Boden
re fonngesetzes abz ug,c;nen ist, zu ver~iedeln. 

Nachdem die Fürstin Hatzfeld es verstanden hat, 
das Landwirtschaftsministerium und seine Kulturab
teilung zwei .Jahre an der Nase herumzuführen, nach
dem, wit> d er Berichterstatter des Agrarpolitischen 
Aussc-hu8ses fest.gestellt hat, auch jetzt die Kulturab
teilung des Landwirt.llrhaftsmini,;teriumc: nicht in der 
Lage war, eine gütliche Einigung herbeizuführen und 
r:-r s t unser verehrte r Herr Vors itzender des Agrar
politischen Ausschusses mit seiner, schöpferischen Phan
ti5ie es fertiggebracht h~t (Heiterkeit!), eine Basis 
zu finden, daß eine gütliche Emigung möglich war, 
treten wir dieser Frage nun näher. Wir haben aus 

dem Bericht gehört, daß meine Parteifreunde aud1 im 
Agrarpolitischen Ausschuß dieser Bestrebung zuge
stimmt haben und daß wir auch den ersten Tei.l der 
Ausführungen gebilligt haben insofern, als wir diese 
gütliche· Vereinbarung akzeptiert haben. Aber, da nun 
der Agrarpolittsche AusschulS in Verfolg dieser Ver
handlungen den Beschluß gefaßt hat, üuer diese Maß
nahme der F.igenLumsübereignung keine Mit.tPl zur 
Vel'fügung rn ~teilen zur Fo1·rif'rn ng der Siedlungs
aufgaben, slnd uns, da wir rfü, Dinge im Wildenbur
ger Land kennen, außerordentl ich große Bed,:.nkcn 
entstanden. Es sind minde,,tens :W bis 22 Höfe in dem 
Rah,;n~ t!le.1!, .:ß~e.µ±ls der Hat~~ldschen Gütet·be:,;itzer 
vorhanden, deren Baulichkeiten so schlecht sind , daß 

. die Kulturabteilung des LandwiI'l~chaftsministcr iums 
zur Wiede1·h~rstellung 700 000 DM angesetzt hatte. 

Diese Aufgaben d,:.r Rfmovierung der Gcbüude sollen 
nicht vorgenommen werden. Es i.~t weite rhin von der 
Kulturverwaltung des Landwirtsch a ftsministel'iurns 
festgestellt :worden, daß 300 000 .DM aufzuwenden wä
ren für die Wasserführung und 200 000 DM für den 
Wegebau, denn diese 20 bis 22 Güter hängen ja 
eigentlich pra ktisch in der Luft, wenn die Übereig
nung stattgefunden ha t. Sie wären in keine1· Weise in 
der Lage, aus eigenen Mitteln die al!ernotwendigst.e n 
Renovjerungen der Gebäi1de und die Meiiorationsar
beiten, die im entferntesten notwendig sind, zu einer 
ertr,:igreichen Gi?!<>IBlt.ung <ler Höfe aufzuwenden. Und 
weil der Agrarpoliti~me Aui;sC'htiR diPsen Beschluß ge
faßt hat, ist uns die Zustim mung zu der gütlichen 

. Regelung eigenUich recht bi.tter geWQrden. Abc1· frulz
d em , n ach e iner erneuten Aussp raC'he mit d em Ver 
treter d er Siedltmg::ig{'mPin>'C'h::i ft. .,Neue Scholle" ist 
uns versichert. worden. daß die Leute einmal froh 
wären, wenn sie wieder in den Besitz des Bodens 
kämen, und dann von Fall Z\t Fall die Landesregie
rung torpedieren wfü·den, damit dle Mite~ bereitge
stellt würden. Wie die Konsequenz dieser Torpedie
rung aussehen wird, müssen wir abwarten . Aber es 
liegt nicht im Sinne des Bodi>nr eformgese tzes, wenn 
man n\/,r Mittel bereitstellt, um die Eigen tumsüber
tragimg vornehmen zu können, sondern der Zweck 
des Budenreformgesetzes ist der, den arbeitenden Men
schen neben der Übereignung des Grund und Bodens 
das Wohnen auf dem Lande lebenswert :.:u mache\! und 
weiter die Rentabilität. des übere ignden Grund und 
Bodens zu steigern. Diese Ge währ sche int uns in die~er 
Methode nicht hinreichend gegeben. 

Was nun den zweiten Teil des Berichtes des Vor 
sitzenden des Agrarpoli tischen Ausschusses anlangt, 
so möcht.e ich noch einmal m eine Bezeiehnung von 
vorhin wiederholen - ich habe sie heute im Laufe des 
'l'ages schon einmal gebraucht -, hier beginnt nun die 
schöpferi<;che Phant"l?-Sie 11niaNe;; VE:'rehrte n Herrn Vo1·
gr.setzt,:.n (H ... i1 e1·kt•it.!} Voi·~itzendcn - ich ha be immf'r 
Herrn Vorsitzenden Diel als Vorgesetzten b etrach te t, 
bei uns verneinende n Mitglied er de s Ausschusses hat 
er sich im mer so benommen ! - (Heiterke it '). Ich ;;a ge, 
mm begin nt d ie schöpfe rische Phantasie unseres Her rn 
Vorsitzenden Formen anzlmtc•hmen, die - ich will ni<'ht 
sagen - gC!meingefährlich stnd , ;ibC't' doch unsere ge
setzliche Basis, wie sie besteht, in einem Maße nedro
hen, die bedenklich sind. Denn der Antrag rI/1717 be
sagt nicht mehr und ntmt w eniger, als daß das Boden 
reformgesetz in seine n Grundsäl7.en aufgehohen wird; 
der Artikel IT des Bodenreformgesetzes be!-t.immt. d :iß 
nur private natill'liche Pe rsonen und private juristi
sche P ersonen :r.ur Landahgabe auf der Basis dieses 
~setzes heranzuziehen sind. In dem Antrag rr: 1717 
heißt es nun neben der Betonung des Gleichheits
prinzips, das wir in der letzten Zeit so oft gehört ha
ben bei der Behandlung der Intendanturweinfrage, 
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im Absatz 2: ,,Zur Verwirklichung dieses Grund
satzes fordert der Landtag, daß nicht nur juristische 
und natürliche Personen des ,privaten Rechts·, son
dern auch juristische P.ersonen des ,öffentlichen Rechts' 
in gleicher Weise landabgabepflichtig sind." 

Wir stellen uns das in der Praxis so vor: Das Land 
Rheinland-Pfalz hat zirka 210 000 ha Land, davon 
191 000 ha Wald. Nicht allein nur die 20 000 ha Land 
des Staates Rheinland-Pfalz werden dann genau so 
behandelt wie 20 000 ha Land eines Privatbesitzers; es 
muß auch, denn das Land Rheinland-Pfalz ist ein Be~ 
sitzer, die Fürstin Hatzfeld oder sonst jemand, der im 
Rahmen des Landes Grundstücke liegen hat, wird als 
ein Besitzer betrachtet und wird auch so behandelt. 
Sie werden dann zur Bodenreform nach Maßgabe des 
Gesetzes herangezogen. Das Land hätte demnach nur 
das Recht, zu verlangen, im Rahm':ln des Emheitswer
tes von 150 000 DM 150 ha Land für sich zu verlangen 
und der Wald würde dann genau so behandelt werden 
wie der Forstbesitz der Privatpersonen; denn wenn 
Land und Privatpersonen vor dem Gesetz gleichge
stellt werden, wirkt das Bodenreformgesetz dem Staat 
gegenüber genau so, wie es einem Privatbesitzer ge
genüber wirkt. Das ist die Gefahr, die damit .offen
sichtlich geworden ist, und d<1s zeichnet für uns auch 
die Hintergründe, die unseren allverehrten Herrn Vor
sitzenden bewegen, den Schwerpunkt der Bodenre
!ormbewegung auf dem Rücken des Besitzers, des 
Staates, auszutragen. Dss ist genau derselbe Ton den 
wir schon einmal 1919 und 1920 im Preußischen Land
tag gehört haben, auch im Reichstag, vielleicht hat der 
Herr Kollege Diel von dort verschiedene Praktiken 
mitgebracht, die jetzt hier in unserem Lande prakti
ziert werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn Sie 
glauben, dadurch die Demokratie zu sanktionieren, und 
glauben, dadurch einen demokratischen Staatsaufbau 
zu fördern und dadurch die demokratische Rechtsver
fassung, und zwar In un.~erem Staate hier zu sichern 
und zu festigen, dann werden Sie sich einer Illusion 
hinfeben. Ich stehe auf dem Standpunkt, und mit mir 
meine politischen Freunde: maßgebend für die Ver
ankerung der Demokratie des demokratischen Staates 
wird sein, die Maßstäbe, nach denen das Bodenreform
gesetz verwirklicht wird, und die Maßstäbe, nach de
nen das Wiedergutmachungsgesetz verwirklicht wird. 
Unser Her!' Justizminister ist ja nicht da; er hat in 
der vorherigen Sitzung treffend seinen ablehnenden 
Standpunkt begründet gegenüber der Erhöhung der 
Wiedergu tmachungsgrenze für Personenvereinigungen. 
Es gehört nicht hierher, es liegt aber auf derselben 
Linie. Auch da hat man praktiziert, daß diejenigen, 
die die Opfer gebracht haben in der Zeit, wo kein 
Recht mehr bestand, nicht zu ihrem• Recht kommen 
können. Auf 'der Basis der Bodenreform und der über
führung des uns so in geringem Maße zur Verfügung 
stehenden Grund und Bodens in die Hände des be
sten Wirtes, schlagen wir genau wieder Wege und Me
thoden ein, wie sie im Preußischen Landtag und in der 
Weimarer Republik angewendet wurden. Der Herr 
Ministerpräsident Braun hatte sich 1918 zum Ziele ge
setzt, daß die acht Millionen ha landwirtschaftlich 
nutzbaren Bodens in Preußen, die in den Händen von 
Besitzern über 500 ha waren, in zehn Jahren auf 
Grund des Reichssiedlungsgesetzes zu versiedeln. Auf 
Grund der Aktion, die ähnlich derjenigen ist, wie 
Herr Diel sie einleiten will, sind es ganze 360 000 ha 
geworden, die Herr Braun bis i.um Jahre 1928 ver
siedeln konnte in ganze 212 000 Betriebe. Was daraus 
geworden ist, haben Sie gesehen. Die Antwort ist im 
Osten gefallen. Wenn damals nur ein Funke mehr All
gemeinverständnis und soziales Empfinden bei den 

Kreisen vorhanden gewesen wäre, die auch das Reichs
siedlungsgesetz hintertrieben haben, wäre es jetzt 
nicht notwendig zu schreien über die unrationelle Bo
denreform in der Ostzone; dann wären die Herren, 
die damals auf ihrem Herr-im-Hause-Standpunkt be
harrt haben, die damals in sturer Verfechtung des 
Eigenbesitzes, des Großbesitzes, die Verhältnisse her
beigefübrt haben, die nach 1933 und nach 1945 ge
kommen sind, dann wäre die Entwicklung nicht so ge'
laufen, wie sie gelaufen ist. Wenn wir jetzt in unserem 
Lande dasselbe exerzieren wollen, werden wir ein Re
sultat erhalten, das in der Form und Auswirkung 
noch , ganz andere Formen zeigen wird. Wir werden 
nicht davon freizusprechen sein - besonders der kom
menden Generation gegenüber - in dem gefährlichen 
Augenblick unserer Geschichte unsere Schuldigkeit 
nicht getan zu haben. (Beifall bei der SPD.) · 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Griesbeck von der 
Kommunistischen Arbeitsgemeinschaft. 

Ab g. Gries b e C k: 

Meine Damen und Herren! Mein Vorredner, Herr 
Kollege Beckenbach, hat sich eben an die Rechte des 
Hauses gewandt und sehr ernste Worte gesprochen. 
Ich möchte aber feststellen, daß trotz dieser Tatsache. 
er und seine Fraktion b isher die ganze Zeit mit der 
Rechten Arm in Arm ging. Es ist unmöglich, das haben 
wir schon vor zwei Jahren festgestellt, auf diese Art 
und Weise, wie es hier versucht wird, l?ine Boden
reform durchzuführen. Was wir hier bestenfalls fertig
bekommen werden, ist eine kleine Veränderung des 
Bodenbesitzes durch Umsiedlung und Umschichtung, 
also etwas ähnliches, was in früheren Zeiten die Sied
lerverbände vorgenommen haben, was Aufgabe der 
Siedlerverbände war. Aber eine wirkliche Boden
reform, die auf Grund der · unerhörten gesellschaft
lichen Schäden der vergangenen Jahrzehnte dringend 
erforderlich war, die kann man nicht mit schönen 
Worten, an die Landh:mgrigen gewandt. und nicht mit 
Flehen und Bitten an die Landbesitzer durchführen. 
Die Bodenreform muß mit eisP.rnem Willen von der je
weiligen Regierung durchgeführt werden, und sie kann 
nur darin bestehen, daß man denen, die das Land vor 
Jahrhunderten oder noch längerer Zeit mit Gewalt an
sieh gebracht haben, ebenso wieder ruhig, wenn nötig 
mit ~walt abnimmt, um es den seinerzeitigen Ver
triebenen bzw. ihren Nachfolgern wieder in die Hand 
zu geben. Denn Tausende von Kleinlandwirten, Hun
derte von Umsiedlern, die man hier aufgenommen hat 
und denen man seit Jahr und Tag Abhilfe ihrer Ar
beitsnöte durch Siedlung verspricht, warten nOch im
mer auf die Einlösung des ihnen gegebemen Verspre
chens. Wenn sie darauf warten, meine Damen und 
Herren, werden sie wahrscheinlich alt und grau wer
den. Es scheint aber, daß man hier gar nicht die Ab
sicht hat, den Leuten zu helfen, denn während man 
auf der einen Seite um ganz kleine Siedlungsbestre
bungen und Siedlungsmanipulationen feilscht, geht 
man auf der anderen Seite hin unct hetzt die Umsied
ler in Ver'sammlungen wieder in einen neuen Krieg. 
Ich habe es erlebt, daß ein Sprecher den Leuten er
klärt hat, daß die Stunde bald kommen wird, wo si(' 
von neuem wieder marschieren werden; er hoffe, daß 
sie alle laut Ja rufen würden, wenn der Ruf an sie er
gehen würde und daß die Stunde X dann nicht mehr 
ferne sein wird, wo man unter dem alten Banner ge
gen den Osten marschiert. 
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Sie sehen also hier die Zwiespältigkeit der Politik, 
die bei uns in der Bunderepublik getrieben wird, vor 
allem aber auch den unverantwortlichen Mißbrauch 
mit dem guten Willen der Umsiedler. 

Wir haben schon erklärt , d~ß es so, wie Sie es vor
haben, nicht geht. Es ist unmöglicll, daß man jetzt das 
knappe Geld, das Sie, wenn ich so sagen soll, aus un
serem ln,irgeldlosen Staate Rheinland-Pfalz der Fürstin 
Hatzfeld zum Geschenk machen wollen, den Leuten, 
die das Land bearbeiten und Früchte und Nahrung 
Nzeugen sollen, vorenthält und ihnen keinen Pfennig 
zu ihrer Unterstützung an die Hand gibt. 

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß diese 1,9 Mil
lionen, die zunächst die Fürstin Hatzfeld bekommen 
~011. an die Siedler gegeben werden müssen. Ich er
innere an das Beispiel, das die Deutsche Demokra
tische Republik gegeben hat. Dort haben dle Siedler, 
die das Land an sich nahmen, lceinen Pfennig 7.U be
zahlen brauchen, und die Darleh€n. die man zur Er
richtung der Höfe gab, wurden bis zur Stunde zum 
größten Teil wieder gestrichen. Auf solche Weise hat 
man einen zuverlässigen, zufriedenen Stamm von 
Landwirten geschaffen, die nun auch in der Lage sind, 
so zu produzieren, daß sie davon existieren können. 

Meine Damen und Herren! Wir brauchen keine 
Siedlungsanstrengungen zur Vertuschung irgendwel
c...'1er Sprünge und Risse in unserem Gefüge. Wir brau
c.'hen keine Fürstenabfindung auf neue Art und mit 
Peuen Methoden, was wir bt-auchen. ist. eine Iloden
reform, die denen, die das Land unbedingt h;ibt>n mü~
sen, auch die Möglichkeit gibt. sich dort zu halten und 
dort leben zu können. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Diel von der CDU. 

A bg. D i el: 

Meine Damen und Herren! Nur noch ein paar kurze 
Worte zur Sache. Wenn der sehr verehrte Herr Kollege 
Beck{'nbach den Vorsitzenden des Agrarpolitischen 
Ausschusses als seinen Vorgesetzten bezeich.>1et, dann 
ist das eine Ehrung, die ich ki>.um in Anspruch zu 
nehmen wage (Heiterkeit). Herr Kollege Beckenbach, 
Sie haben von der schöpferischen Phantasie des Aus·
schußvorsitzenden gesprochen. Meine Damen und Her-
1·en ! Wenn die schöpferische Phantasie des Ausschuß
vorsitzenden es zuwege gebrad1t hat, in einer zweiein
halbstündigen Güteverhandlung das zu erreicllen, was 
vorher in zweijährigen Bemühungen der Landeskul
turvetwaltung nicht gelungen i:"t, dann kann die schöp
fedsche Phantasie nicht ganz so schlecht sein. 

Im übrigen, verehrtest~r Her r Kollege Beckenbad1 
(Abg. Völker: Die Kulturverwaltung hat versagt!), wenn 
Sie von sctiöpferiscller Phantasie sprechen in Verbin
dung mit dem notwendig gewordenen Antrag - Druck
sad,e II:1717, dann <l'lrf ich daran erinnern, daß in 
einer früheren Tagung des Parlaments, als ich von den 
sozialen Pflichten des St1111tf>:" ges:prochen habe und die 
Forderung namens meiner Freunde aufsrelltf>, daß der 
Staat in der sozialen Tat allen anderen voranzugehen 
habe, von dem verehrten Kollegen Lorenz von der 
Heram:iehung des Kircheneigentums gesprochC'n wor
den ist. Es ist noch deutlicher und drastischer, sehr 
,·crchrter Herr Ko!l-ege Beckenbach, von Ihnen in der 
Au:-schußsitzung von der Notwendigkeit gesprochen 
worden, daß man der Tat des Staates die Tat der 
Kir{:ht! zur Seite stellen müsse. 

-~·---- ·-·------

Es -war also keine schöpferische Phantasie, welche 
mich veranlaßt hat, im Namen meiner politischen 
Freunde einen Antrag einzubringen, der gleiches Recht 
und gleiche Pflichten für alle verlangt. Und nun, ver
ehrter Herr Kollege Beckenbach, muß ich zur histo
rischen Wahrheit hi-er etwas über die Verhandlungen 
des Agrarpolit.ischen Ausschusses in einer früheren 
Sitzung vortragen. In einer früheren Sitzung ist - und 
zwar vor allem veranlaßt durch die Forderungen der 
„Freien Scholle" und die eingel1t:nde Erörterung über 
die Beträge, welche die Landeskulturverwaltung für 
die Dur<:b.führung von Siedlungsarbeiten in dem Teil 
eines einzigen Kreises bereitgei:t.ellt h1'11-te - ·ron fast 
allen Mitgliedern des Ausschus~es - wenn ich mich 
recht entsinne, Herr Kollege Beckenbach, auch von 
Ihnel'I selbst - der Standpunkt vertreten worden, daß 
es unmöglich sei, bei der Verteilung der Staatsmittel 
mehr als die Hälfte des für diesen Zweck verfügbaren 
Betrages nur -für den Teil eines einzigen Kreises ein
zusetzea, während in weiten Teilen des Landes, in 
der Eifel, im Hunsrück und im Saargl'enzgebiet für 
solche Zwecke nicllts mehr übrig bliebe. 

Es ist deshalb schnn damals die Forderung erhoben 
worden, daß, unbeschadet der Möglichkeit der be
schleunigten üöcrführung von Grund und Boden in 
das Eigentum der Pächter, die übrigen Maßnahmen in 
gleicher Art durchgeführt werden müßten wie im 
ganzen Land. Sie werden sich, sehr verehrter Herr 
Kollege Beckenbach, erinnern. Der stenographische Be
richt über die Verhandlungen des Ausschuses weist. es 
nach, daß damals der Vorsitzende des Agrarpolitischen 
Ausschusses der einzige war, der den Standpunkt ver
trat, daß der Staat, wenn er schon mit einer solchen 
Aufgabe beschäftigt sei, an bestimmt<?n Elendszustän
den nicht vorbei.gehen kenne und daß man del,;halb 
Verständnis haben müsse, wenn die Landeskulturver
waltung den Standpunkt vertrete, daß sie in Verbin
dung mit der Übercign'ung von Grund und Boden an 
Pächter oder Neusiedler auch das in Ordnung bringen 
müsse - Herr Minister, Ihre Herren werden es Ihnen 
berichtet haben -, was nach der Meinung der Verwal
tung unbedingt notwendig sei. 

Sle ·werden sich aber erinnern, verehrtester Herr 
Kollege' Beckenbach, daß in diesem Fall die Autorität 
des Ausschu!:ivorsitzenden versagt hat, daß damals der 
ganze Ausschuß, den Vorsitzenden im Stich gelassen 
hat. Herr Kollege Heep! Stimmt es oder stimmt es 
nicht? Sie werden zugeben, daß es so gewesen ist. Es 
ist damals auf meinen dringenden Wunsch von einer 
sofortigen Abstimmung abgesehen worden. Es ist aber 
dann die gleiche Frage erneut zur Debatt<' gf>s!t>llt wor
den, als wir uns mit der abschließ~nden ErlP<iigung 
des Problems beschäftigten. Genau so ist es gewesen . 

• 
Und nun, verehrter Herr Kollege Beckenbach, sind 

wir darin einer Meinung - die ich auch seiner;,:eit ver
treten habe -. daß wir die~c Ding<;> im Bezirk von 
Altenkirchen, mit denen wir uns jetzt be;;chäftigen, 
nicht einfach :-ich selbst übcthssen können. Die Frage 
ist lediglich die, in welchem Tempo und Zeitpunkt 
wir die Maßnahmen durchfiihr~P. die eines Tages 
durchgeführt werden müssen. Mit dieser Frage wir<! 
sich der Agrarpolitische Ausschuß noch beschäftigen 
müssen. Es wird davon abhängen, in welchem Umfang 
wir der Landeskulturverwaltung Mittel flüssig ma
chen. Wir werden bei einem der folgenden Punkte auf 
diese spezielle Frage noch zu sprPchen kommen. 

Wenn wir unter Berück~ichtigung der Notlage unse
res Landes - die es uns nicht f>rmiiglkht. aus den 
normalen Mitteln des Etats die erforderlichen Gelder 
hierfür ;,:u entnehmen - durch andere Methoden die 
notwendigen Mittel bereit~tellen und sie der Landes-
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kulturverwaUung und der Siedlungs--GmbH. überge
ben, dann wird und muß es möglich sein, neben der 
Fortsetzung der Bodenreform bei den Fürsten zu 
Wied, Prinz Ahrenberg und all den anderen auch die 
Maßnahmen zur Schaffung der Siedlung durchzu
führen. 

So war der Sinn der Verhandlungen, die wir ge
führt haben. Wenn wir demnächst - wie ich hoffe, 
recht bald - Eigentum aus dem Fürsi-Hatzfeldschen 
Besitz an die jetzigen Pächter und künftigen Eigen
tümer überführen, dann wollen wir das Ziel, die Lage 
dieser Pächter zu verbessern, nicht aus den Augen · 
lassen. Wir werden uns aber im Zeitpunkt und Tempo 
den Mitteln anpassen müssen, die dem Herrn Minister 
für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten zur Verfü
gung stehen .. 

Präsident: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt von 
der SPD. 

Ab g. Schmidt: 

Meine Damen und Herren! In der hier zur Erörte
rung stehenden Frage kommt es weniger auf die schöp
ferische Phantasie über die sozialen Pflichten des 
Staates an als ~arauf, ob man bei dem Versud1, die 
Bodenreform zu verwirklichen, mit dem Herzen dabei 
ist. Ich habe mich vorhin der Debatte erinnert, die wir 
vor Jahren in diesem Hause über die Bodenreform 
führten. Es ist mir auch noch im Gedächtnis - ich darf 
das Haus ebenfalls daran erinnern -, in welcher Stel
lung slch damals der Herr Kollege Die! zur Boden
reform befand. 

Es ist vielleicht bezeichnend für die politische Ent
wicklung, daß Herr Diel heu\e zu dieser Frage der 
einzige Sprecher der CDU geworden ist, während er 
damals innerhalb seiner eigenen Fraktion gegenüber 
der Bodenrefo1mfrage auf erhebliche Opposition stieß, 
und mir bekannt ist, daß er sich in vielen Fragen da
mals in der Minderheit befand. 

Wir müssen die Warnung unseres Kollegen Becken
bach, durch das jetzige Vorgehen die Bodenreform zu 
torpedieren, nochmals klar und eindeutig unterstrei
chen. Wenn die Bodenreform abgeleitet werden soll 
auf Enteignungsmaßnahmen zur Lasten des Staates, 
dann ist das keine Bodenreform mehr, sondern dann 
ist das eine Maßnahme, die man zu allerletzt in Angriff 
nehmen darf. 

Zunächst einige Feststellungen zu den Anträgen. Ich 
bin erstaunt, daß der Herr Landwirtschaftsminister zu 
dem Antrag IIi l715 noch nicht die Erklärung abgege
ben hat, zu der er meines Erachtens in der Lage ist. 
Das, was hier der Vorsitzende des Agrarpolitischen 
Ausschusses beantragt, ist nach meinen Kenntnissen 
bereits durch Anordnungen der Kulturabteilung des 
Landwirtschaftsministe1'iums längst erledigt. 

P r ä s i d e n t (unterbrechend): 

Wir sind noch nicht soweit, das kommt beim nächsten 
Punkt: 

A b g. S c h m i d t ; 
Gut. ZumAntragII/1717 möchte ich sagen, daß die Ver

einbal'ungen zwischen der „Freien Scholle" und der Für
stin Hatzfeld - wo der verehrte Herr Kollege Dlel Pate 
gestanden hat - für mich nur erklärlich sind aus der Be
fürchtung der jetzigen Pächter, wenigstens in letzter 
Minute zu versuchen, zu retten, was noch zu retten ist, 
bevor überhaupt die ganze Bodenreform in den Eimer 

geht! (Abg. Die!: Hört, hört!) Ohne diese Furcht der 
Siedler wäre die vorliegende Vereinbarung unverständ
lich. Wenn mit der vorliegenden Vereinbarung - der 
ich persönlich zustimme aus den Gründen, daß man 
damit wenigstens einen Anfang einleiten soll - aller
dings schon ein Schlußpunkt gesetzt sein sollte, dann 
wäre das eine Beseitigung des Gesetzes in einer Art, 
die eines Tages wieder eine klare politische Reaktion 
auslösen müßte (sehr richtig! bei der SPD.), und zwar 
eine politische Reaktion, wie sie wiederholt gegenüber 
dem Großgrundbesitz in Erscheinung trat. 

Bei dem Antrag ll.11717, wo der Kollege Diel ver
sucht, die Bodenreform in erster Linie auf den Staats
besitz abzulenken, muß man zunächst einmal grund
sätzlich feststellen, daß es zwischen d<:m Wesen des 
Staatsbesitzes und dem Wesen des Privatbesitzes einen 
E:rheblichen, und zwar grundsätzlichen Unterschied 
gibt. Der private Grundbesitz war seit Jahrhunderten 
geeignet, die von den privaten Grundherren abhängi
gen kleinbäuerlichen Betriebsinhaber nicht nur wirt
schaftlich und damit sozial, sondern auch politisch in 
ein Abhängigkeitsverhältnis zu bringen. (Sehr richtig! 
bei der SPD.) Dieses wirtschafUiche, soziale und poli
tische Abhängigkeitsverhältnis zu beseitigen, war und 
ist und bleibt ein Ziel der Bodenreform: Jede Bestre
bung, die an dieser Zielsetzung vorbeigeht, ist nicht nur 
eine Dienstleistung für die Et·haltung des Großgrund· 
bes{tzes, sondern auch eine Dienstleistung gegen die 
Demokratie zugunsten der antidemokratischen Kräfte. 
Der staatliche Grundbesitz, der in einem demokra
tischen Staat unter der Kontrolle des Staates steht, 
kann bei einer verantwortlichen Staats!ühl'ung nie 
diese politische und soziale Wirkung haben. Es ist dem 
Landwirtschaftsminister als Aufsichtsbehörde zu jeder 
Zeit möglich, solche staatlichen Betriebspächter, die 
antisoziale Tendenzen gegenüber ihren Mitarbeitern 
bekunden, von ihren Betrieben zu entfernen. Eine 
solche Kontrolle von oben fehlt gegenüber den privaten 
Eigentümernj sie fehlt aber auch hirn;ichUich der Be
triebswirtschaft in vollem Umfange. 

Schauen Sie sich doch einmal die betrieblichen Ver
hältnisse in dem Gebiet des Fürsten von Hatzfeld an, 
und Sie werden, wenn Sie ehrlich sind, selbst erkennen 
müssen, daß hier unbedingt eine Änderung aus den 
verschiedensten Gründen, von denen ich einige an
gedeutet habe, erfolgen muß. Ich sage es ganz offen: 
ich bedauere die Pächter, die auf Grund der hier vor
liegenden Vereinbarung keine andere Grundlage für 
ihre Zukunft finden als das Land, das sie jetzt im 
Wege der Vereinbarung übernehmen müssen. Sie wer
den nie aus einem Armutsverhältnis herauskommen; 
denn die fürstliche Gutsverwaltung hat schon vor Jahr
hunderten dafür gesorgt, daß die Betriebsflächen, die 
landwirtschaftlich wertvoll waren, den früheren Be
sitzern abgenommen und in die Waldwirtschaft über
geführt wurden. 

Wenn die sogenannte Siedlungsgemeinschaft „Freie 
Scholle" aus ihrer Not heraus eine solche Vereinbarung, 
wie sie hier skizziert wurde, herbeigeführt hat., Herr 
Kollege Diel, dann fürchte ich, daß die größte Anzahl 
der Mitglieder der getroffenen Vereinbarung eines Ta
ges sehr skeptisch gegenüben,tehen wird. Deshalb nach 
wie vor das Drängen der sozialdemokratischen Frak
tion, in der Frage der Aufsiedlung des privaten Groß
grundbesitzes mit Methoden vorwärtszukommen, die 
unseren Siedlern Aussicht auf eine Lebensmöglichkeit 
geben. 

Eine andere Frage muß beachtet werden. \Yenn ich 
mir den Katalog zu Ihrem Antrag II[17l7 ansehe, dann 
könnte man den Eindruck gewinnen, als ob Sie, Herr 
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Kollege Die!, das größte Verständnis für die verschie
denen öffentlichen Bedürfnisse hätten. Wenn Sie aber 
ein solch großes Verständnis für die verschiedensten 
öffentlichen Bedürfnisse haben, dann muß der Grund
satz. gewahrt werden, daß der öffentliche Besitz. hier 
nicht ohne weiteres angegriffen werden darf. 

Denn der öffentliche Besitz bietet schlechthin die letzte 
Reserve zu einer Disposition im Grundstücksvcrk<'hr, 
l.w:;uuders auch für die Bauwirtschaft, die, wenn wir 
sie beseitigen helfen. eines Tagt::s gerade in der von 
mir jetzt zuletzt angesprochenen Frage jede Möglich
keit nimmt, auf den Grundstücksverk.ehr irgendwie 
preisregulierend oder sonstwie freigabereguherend zu 
wirken. Wir wissen, daß es auch in den kleinsten 
Dörfern - um hier ein Beispiel zu nennen - dem 
privaten Mann nicht möglich ist, auch ein kleines 
Baugrundstück zu finden. und wir freuen uns ge
radezu, auch bei uns im Westerwald staatlichen Streu
besitz zu haben und drängen bei dem Staat darauf, in 
solchen Fällen von skh aus, wenn nicht anders, dann 
im Tauschverfahren, die Bauwirtschaft för<iern zu 
helfen, indem der Grundstücksverkehr locker gemacht 
wird. Es gibt eine Reihe anderer Gründe. Darf ich Sie 
daran erinnern, daß gerade im Westerwald, wo wir 
den Domänenstreubesitz haben, es Tausende von klein
bäuerlichen Familien gibt, die zwar nicht die Real
lasten der Übereignung aufbringen können, die aus 
den verschiPdensten Gründen eine solche Übereig
nung nicht akzeptieren, weil ihr wirtschaftliches Wan
derprinzip ja dabei angesprochen wird, die aber froh 
sind, wenn sie von Staats wegen bestimmte Gebiets
flächen pachten können. Alle diese Dinge werden dabei 
angesprochen und würden bei Durchführung des Diel
Antrages beseitigt werden Wir warnen vor dem Ver
such, hier die Bodenreform durch den Vorschlag des 
Herrn Kollegen Diel zu torpedieren. Herr Kollege Diel, 
Sie haben bereits vor Jahren bei der Beratung ihre 
grundsätzliche Abneigung gegen eine Bodenreform zu 
Lasten des Großgrundbesitzes zu erkennen gegeben. 
(Abg, Diel: Das ist ein Irrtum!) Ich erinnere mich der 
Debatte in der Auseinandersetzung in diesem Land
tage sehr gut. Daß Sie heute versuchen, durch einen 
sehr großen Eifer in Nebenfragen (Abg. Diel: Sie ir
ren!) die Dinge auf die staatliche Ebene abzulenken, 
ist bezeichnend und wird von uns entschieden abg~
lehnt. (Bravo-Rufe und Beifall bei der SPD.) 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Feller von der KPD. 

A bg. Feller: 

Meine Damen und Herren! Das „Bodenreformgesetz" 
wurde vor drei Jahren beschlossen. Sie wissen, daß wir 
als einzige Partei es damals abgelehnt haben. Das, was 
uns heute als „Lex Diel und Hatzfeld" serviert wird, 
bestätigt nachträgli.eh noch einmal - außer vielen an
deren Gründen -, daß diese sogenannte Bodenreform 
nur ein großes Geschäft für die Großgrundbesitzer in 
unserem Land wird. Es wurde hier schon darauf hin
gewiei;en, daß man nicht nur dt:r Fürstin Hatzfeld 
rund zwei Millionen zur Verfügung stellen will, daß 
eine halbe Million anbezahlt werden soll noch in die
sem Jahr in zwei Raten am 1. Juli und 1. Oktober, 
sondern der Kollege Diel, der ja der Vorkämpfer für 
diese neue Fürstenabfindung ist, hat ja schon offen 
durchblicken lassen, daß das nur ein Schulbeispiel 
werden soll dafür, daß auch die anderen Junker in 
unserem Lande - man hat sie aufgezählt - nach dem
selben Beispiel eine Abfindung bl!kommen sollen. Wenn 
Sie sich mm <lie1'!e „Lex Hatzfeld-Diel" vornehmen, 
dann sehen Sie, daß das gar kein Grund ist - auch 
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nicht für den Kollegen Beckenbach - hier große Ver
beugungen zu machen vor der sogenannten „schöpferi
schen Phantasie" des Herrn Diel, denn diese Phanta
sie hat zuwege gebracht - wie ich schon erwähnte -, daß 
Millionen in die Taschen der Großgrundherren gezau
bert werden, und zwar aus den Steuermitteln der Ar
beiter und Bauern sowie Büt'ger dieses Landes, wo es 
sonst immer und überall an Mitteln fehlt, um wichtige 
und wertvolle soziale Einrichtungen zu unterhalten, zu 
entwickeln und zu fördern. Hier heißt es auch in Ab
satz 2 dieser „Lex Dlel-Hatzfeld": 

.,Auf Befragung der Vertreter der Landeskultur
behörde, ob die Hatzfeldsche Verwaltung nicht auf 
eine Ackerabfindung vollkommen verzichten könne, 
weil in dem Forstbesitz rodungswürdige Flächen 
vorhanden seien, ~'Urde erwidert, daß nach dem 
Urteil der Hatzfeldschen Verwaltung innerhalb 
der Forstflächen ein rodungswürdiger Boden über
haupt nicht vorhanden sei, !-O daß aus diesem 
Grunde die Hatz!eldsche Verwaltung auf der Be
lassung landwirtschaftlicher Nut?.flächen bestehen 
müsse." 

Bestehen müsse! Sie sehen hier also den alten Jun
ker-Machtstandpunkt, wir bestehen auf unserem alten 
junkerlichen Vorrecht, und was der Landtag beschließt 
in der Regel, interessiert uns weiter nicht , nur daß er 
vielle~cht die Mittel bewilligt für unsere Fürstenabfin
dung, um unsere Geschäfte zu machen. 

Ich kann mir ersparen, auf einige andere Punkte 
noch einzugehen, aber es gibt da noch etwas, was man 
doch erwähnen muß, und zwar als Punkt 5 dieser 
„Lex Diel-Hati:feld": ,.Als Tag der Übergabe gilt der 
1. April 195L Mit diesem Tag gehen die Rechte und 
Pflichten aus den Pachtverträgen auf die Landsiedlung 
über. Mit dem Tag der Übergabe wird die Fürst-Hatz
feldsche Verwaltung von allen etwaigen Ansprüchen 
der Pächter hinsichtlich ihrer eigenen Leistungen bei 
Gebäudeerrichtungen und Gebäudeinstandsetwngen 
freigestellt." Da!:> lteißt, diese fürstliche Verwaltung hat 
mit dieser Geschichte nichts meh1· zu tun. Wenn die 
Pächter oder Siedler etwas wollen, dann sollen sie sich 
in diesem Falle am Land schadlos halten, das ja dafür 
eintritt. Aber, meine Damen und Herren, es wurde 
auf diese· halbe Million bereits mehrfach hingewiesen, 
es ist n.ur sehr bedauerlich, daß die sozialdl;'mokrati
sche Fraktion ihren eigenen Antrag auch in diesem 
Falle hat fallen lassen, in dem ursprünglich vorge
sehen war, daß nur 10 bis 15 v. H. Anzahlung geleistet 
werden sollen. Aber neuerdings sieht es so aus. als 
wenn Sie die Zustimmung geben würden 7.U einer An
zahlung von rund 28 v. H., also eine Fürstenabfindung 
in dieser Höhe, und daß Sie damit dieses Geschäft erst 
erm~glichen. Ich glaube, die anderen Punkte, daß die 
Fürstin Hatzfeld dann die Versorgung ihrer Ange
stellten durch PenslonsrentenverträgE.> auch dem Lande 
bzw. der Landesbank übedäßt, zeigt weiter das wahre 
unsoziale Gesicht dieser reaktionären Junkn. 

In diesem Zusammenhang ü,t es vielleicht aut'h wich
tig, darauf hinzuweisen, daß die Bau- und Bodenbank, 
die für Siedlungszwecke geschaffen wurde, bisher 
200 000 Mark verpulvert hat rein für Verwaltungs
zwecke. Sle sehen, daß es ?!so g?r nicht auf einige 
Hunderttausend Mark ankommt. Hier wird a\1~ dem 
Vollen geschöpft, um eine Bodenreform, eine große, 
fortschrittlich demokratische T.dee. zu eint>r Siedlungs
aktion zu degradieren. Und es ist sehr bedauerlich, daß 
auch der Kollege Beckenbach, der einmal Gelegenhdt 
hatte, die· Anfänge einer wirklich fortschrittlichen de
mokratisch'cn Bodenreform in der damaligen O;;tzone, 
der heutigen Deutschen Demokratischen Republik, zu 
sehen, sich darauf beruft, was damals die preußische 
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Regierung aus der Bodenreform in der Weimarer Zeit 
gemacht hat, nämlich eine reine Siedlungsaktion. Wir 
sind nicht der Meinung, daß das Problem der demo
kratischen Bodenreform durchgeführt werden kann 
durch Degradierung zu einer Siedlungsaktion. Wir 
wissen, daß schon in anderen Ländern diese demo
kratische Maßnahme, die noch keine sozialistische 
Maßnahme ist, durchgeführt wurde, ~ls eine großzü
gige Enteignung der Junker stattgefunden hat. Es 
wurde damit nur ein Jahrhunderte altes Unrecht wie
der gut gemacht, das Land den Bauern bzw. den Ge
meinden wieder zurückzugeben, das ihnen im Mittel
alter von den Vorfahren der heutigen Junker, den 
Raub- und Strauchrittern, genommen worden war. 
Wir sehen darin auch - wie das hier angedeutet wurde 
durch den Staatssekretär Schmidt - ein politisches Pro
blem. Nicht nur eine soziale Notwendigkeit, um den 
Umsiedlern, den Opfern des zweiten Weltkrieges, zu 
helfen, um ihnen Land zu geben, sie auf eine eigene 
Scholle zu setzen, sondern wir wissen, daß auch in der 
Vergangenheit, in den Zeiten des Umschwunges und 
der demokratischen Umwälzung I918 und auch 1933 an 
allen Wendepunkten der Geschichte gerade die Junker 
eine Hauptstütze der Reaktion waren und auch heute 
die Hauptstützen der in- und ausländischen Kriegs
treiber sind. Deshalb wenden wir uns auch aus poli
tischen Gründen dagegen, daß man diese Hauptstützen 
der Reaktion und der Kriegsvorbereitung noch finan
ziell unterstützt, daß man ihnen die sauer verdienten 
Steuergroschen, die den Werktätigen abgezogen und 
ausgepreßt werden, in den Rachen wirft. Dagegen 
wenden wir uns, und wir sagen be,~onders auch hier: 
Es gab schon einmal vor einem Vierteljahrhundert, 
1925, eine große demokratische Aktionseinheit. Das 
war eine Aktion gegen die Fürstenabfindung, das war 
ein Muster und ein Beispiel für die Aktionseinheit 
zwischen SPD und KPD, wo damals fast 13 Millionen 
Arbeiter und Bauern und Bürger sich bereit erklärt 
haben, den Fürsten eine letzte und endgültige ge
rechte demokratische „Abfindung" zu geben. Wirglau
ben, daß, wenn heute die beiden Parteien der SPD und 
KPD zusammenstehen würden, und vor allem auch die 
Gewerkschaften mit ihrer Millionenorganisation - wir 
haben hier ja Protestschreiben der Gewerkschaften 
aus dem Kreis Altenkirchen, Sie haben sie alle be
kommen -, wenn .die Gewerkschaften mit ihren fünf 
Mlllionen Mitgliedern allein in Westdeutschland sich 
mit den beiden Parteien der SPD und KPD in einer 
gemeinsamen Aktionseinheit einsetzen würden, dann 
würde auch bei uns die demokratische Bodenreform 
durchgeführt, so wie sie in der DDR bereits Wirk
lichkeit wurde. Und es ist ein Irrtum, Herr Kollege 
Beckenbach, daß die Bodenreform dort unrentabel 
durchgeführt wurde. Denn es ist heute der. Beweis 
dafür erbracht durch die Erfolge, daß diese demokrati
sche Bodenreform in der Deutschen Demokratischen 
Republik richtig ist, daß über eine halbe Million Fami
lien, Umsiedler, drei Millionen ha Land bekommen 
haben. (Glocke des Präsidenten.) 

Präsident; 
Die Redezeit ist abgelaufen; Herr Abgeordneter ... 

Ab g, Fe 11 er: 
. . . noch eine Minute -, daß sie Kr~ite bekommen 

haben und daß die Friedens-Hektarerträge erreicht 
sind. Das ist der beste Beweis dafür, daß die Boden
reform gelungen ist und zum · vollen Erfolg geführt 
wurde, und daß im Fünfjahresplan auch die Friedens
Hektarerträge noch um weitP.re 25 v. H. gesteigert 
werden, das ist doch ein Beweis dafür, daß die Boden
reform auch bei uns erfolgreich durchgeführt werden 
kann. 

Präsident; 
Herr Abgeordneter Feller, die Redezeit ist abge

laufen. 
Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 

zur Abstimmung. Zunächst der Antrag II/1624 wird 
als erledigt betrachtet. Widerspruch erhebt sich nicht. 

Der Antrag II/1662 wird als erledigt betrachtet. 
Widerspruch erhebt sich nicht. 

Wer dem Antrag II/ 1665 seine Zustimmung geben 
will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe? Der Antrag ist mit Mehrheit angenom
men. 

Wir kommen nunmehr zu dem Antrag 11/1717 des 
Agrarpolitischen Ausschusses. Wer dem Antrag Il/1717 
des Agrarpolitischen Ausschusses seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 
Die Gegenprobe? Der Antrag ist mit Mehrheit ange
nommen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zum Punkt :?\I der Tagesordnung. Ich darf noch vorher 
berichten, daß im Laufe der Debatte von den einzel
nen Rednern die Punkte 24 und 25 teilweise schon mit
behandelt worden sind. Ich möchte deshalb bitten, bei 
der Beratung dieser Tagesordnungspunkte Wieder
holungen zu vermeiden. Ber!l•hterstattung des Agrar
politischen Ausschusses zum Antrag der Fraktion der 
CDU betreffend Förderung der Siedlung - Drucksame 
11/1702. - Zunächst die Berichterstattung durch den 
Abgeordneten Diel - D1·ucksache Il'l 715 

Abg. Diel: 
Meine Damen und Herren! Der Herr Präsident hat 

völlig recht, es kann deshalb dieser Punkt kurz be
handelt werden. Der Punkt ist entstanden auf Grund 
einer Eingabe, die von den Bürgern der Gemeinde 
Gebhardshain und Fensdorf vorgelegt worden ist. In 
dieser Eingabe ist darauf Bezug genommen, daß in 
der Zeit des nationalsozialistischen Regimes in Geb
hardshain und Fensdorf Kleinbauern 700 Morgen Land 
weggenommen worden sind mit dem Ziel der Bildung 
von NS-Erbhöfen. Dieses Land ist übergeführt worden 
in den Besitz des „Rheinischen Heims". Zur Bildung 
der NS-Erbhöfe ist es nicht gekommen, und es wird 
nunmehr verlangt, diesen Grund und Boden an die 
früperen Eigentümer oder sonstige Interessenten zu
rückzuführen. Der Agrarpolitische Ausschuß hat in 
Umformulierung des vorliegenden Antrags dem Land
tag folgenden Antrag vorgelegt: 

,.Der Landtag wolle beschließen: 
1. Die Landesregierung wird ersucht, mit dem „Rhei

nischen Helm" sowie den Gemeinden Gebhardshain 
und Fensdorf unverzüglich Verhandlungen aufzu
nehmen mlt dem Ziel, die in den genannten Ge
meinden durch das „Rheinische Heim" in Anspruch 
genommenen und an.gerodeten Landflächen den 
früheren Eigentümern und anderen Interessenten 
im Sinne der Bodenreform :z:ur Verfügung zu stel
len. 

2. Bei der Verwertung der Flächen ist in erster Linie 
der Landbedarf der nicht lebensfähigen landwirt
schaftlichen Kleinbetriebe zu befriedigen. Nicht
rodungswürdige Flächen sind den früheren Eigen
tümern oder den Gemeinden zurückzugeben . 

3. In gleicher Weise sollen die übrigen im Lande 
Rheinland-Pfalz gelegenen Siedlungsgrundstücke 
des „Rheinischen Heims" ungesäumt der Besiedlung 
zugeführt werden. 

4. Die ·Landeskulturverwaltung hat innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten dem Agrarpolitischen Aus- , 
schuß über die bis dahin getroffenen Maßnahmen 
Bericht zu erstatten." 
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Meine Damen und Herren! Ich muß nun, damit kein 
Mißverständnis entsteht, in der Ziffer l die Worte „im 
Sinne der Bodenreform" mit wenigen Sätzen erläutern. 
Die Bodenreform setzt für den Ubergang bestimmte 
Ent.sd1ädigungen fest bzw. bestimmte Grundsätze der 
Eni,;chä<Hgung. Diese Grund~ätze können· keine An
wendung finden gegenüber der Gemeinde Gebhards
hain, verehrtester Herr Minister. wenn ich im Augen
blick um ihre Aufmerksamkeit bitten darf! Bei der 
Wegnahme de1· Grundstücke in Gebhardshain haben es 
die damaligen Besitzer abgelehnt, die für sie vorgese
hene Geldentschädigung in Empfang zu nehmen. Diese 
Gt!ldentsC'hädigung ist deshalb deponiert worden, und 
es wird darum bei der Rückgabe der Grundstücke an 
die früheren Eigentümer in Gebhardshain eine Geld
erstattung nach meiner Auffassung nicht verlangt wer
den können, sondern das Land wird in diesem Falle 
Anspruch zu erheben haben auf die deponierten Gelder. 

Präsident: 

Als Vertreter der Regierung hat Herr Oberregierungs
rat Hahn vom Ministerium für Landwirtschaft, Wein
bau und Forsten das Wort. 

Oberregierungsrat Hahn: 

Meine Damen und Herren! Die 1''L·age der Enteignung 
der Siedlungsflächen in Gebhardshain beschäftigt die 
Landesregierung, in.sbe:;ondere die Landeskulturabtei
lung, nun seit 1945. Der Tatbestand ist, daß die 
Enteignung dieser Flächen nach unserer Auffassung 
rechts gültig auf Grund des Reichss iedlungsgesetzes von 
1919 erfolgt ist. Ich darf darauf hinweisen, daß wir im 
Bodenreformgesetz eine ä hnliche Bestimmung haben, 
wonach Heckenwald wie Ödland behandelt wird und 
auch für Bodenreformzwecke zur Verfügung gestellt 
werden soll. Wir fanden 1945 ein Gelände von 400 Mor
gen get'odet vor, 300 Morgen waren noch nicht gerodet. 
Wir haben zunächst versud1t, auf dem Wege der güt
lichen Einigung den Leuten :w ilu·em vermeintlichen 
Recht zu verhelfen dadurch, <:laß wir ihnen das Land 
angeboten haben für die iandwiJ·tsc·ha ftliche Nutzung, 
soweit dort Kleinbetriebe waren, und haben gesagt. 
daß die Flächen, die noch Wald waren, den Gemeinden 
oder den Haubergsgenossenschaften zurückgegeben 
werden sollen. Wir haben die Dinge dann weiter in der 
Fol'm gefördert und sind zu der Erklärung gekommen, 
daß der Gemeinde ln.w. den Haubergsgenossenschaften, 
die damals enteignet worden sind, alle diejenigen Flä
C'hen, die im Interesse der Wasserversorgung der Ge
meinde erhalten bleiben müssen, zurückgegeben wer
den, außerdem diejenigen WaldfläC"hen, die voraussicht
lich keinen besonders guten Bodi:n versprechen. Von 
den Restflikhen von 100 ha sind etwa 50 ha heute 
pachtweise an die Landwirte der umliegenden Döc-fer 
in Gebhardshain, Fensdorf und Steineherg abgegeben. 
Die übrige Fläche ist landwirtschaftlich genutzt und 
,vird augenblick!iC'h W('iter versiedelt. Es ist möglich. 
auf dieser Fläche s-echs Bau ernhöfe anzuset1.,en, Wir 
stimmen ~eitens der Landeskulturverwaltung dem An
tl'ag zu, weil er in det· Richtung der Maßnahmen liegt, 
die wir auch bisher schon getroffen haben. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Die! von der CDU. 

Abg. D iel : 

Nur eine kurze Bemerkung: De1· Schlußsatz, verehr
tester Herr Oberregierungsrat, erledigt meine Beden
ken, weil sie in dem Schlußsatz dem Antrag zustim-

men. Ich möclite nur bemerken, es ist unerheblich, in 
welcher Form die Übereignung früher erfolgt ist und 
ob man sie als reehtsverbindlich ansieht oder nicht. Der 
i -audtas. muß meiner Meinung nach beschließen, daß 
diese Fläcl)en d'.enjenigen Interessenten und Eigen
tümern, · die die Rückgabe verlangen. auch wieder zu
rüclcgegeben werden. 

Präsident : 

Das Wort hat der Abgeordnete Beckenbach. von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Beckenbach : 

Meine Damen und Herren! Bei diesem Projekt dreht 
es sich um eine Sache, die an sich schon erledigt ist. 
Herr Oberregierungsrat Hahn hat natürlich n icht die 
erschöpfenden Äußerungen wied4rrgegeben, die Herr 
Dr. Gries uns im AgrarpoUtischen Ausschuß gem11C"ht 
hat. Nach.dem Herr Kollege Diel seinen Antrag II/1702 
im Agrarpolitischen Ausschuß vorgetragen hatte, halte 

, ich den V'ettreter der Kulturabteilung gebeten, dazu 
Stellung z.u nehmen. Herr Dr. Gries hat erklärt: Seit 
1945 verhandelt die Kulturabteilung des Landwirt
schaftsmini,Gterlums mit dem „Rheinische n Heim" 

',:wecks Übernahme eines Teils des Gesamtareals, das 
noch im Besitz des „Rheinischen Heims„ ist, was auf 
Grund des Reichssiedlungsgesetzes vor 1933 schon fest
gestellt wurde, Herr Gries hat e rklärt, die Landes.
kult.urabteilung bzw. die Landsiedlung übernimmt von 
dem Gesamtareal 704 ha Land für den Gesamipn:is von 
617 000 DM. Dafür ist das „Rheinische Heim " gehalten, 
die in der Versiedlung befindlichen zehn oder neun 
Siedlungsverfahren, die schon bald abgeschlossen sind, 
abzuschließen. Darunter fallen auch die Flächen in 
Fensdorf und Gebhardshain. Es ist die G esamtrfäche, 
mit der sich der Antrag II,'1705 befaßt, bere its in Be
arbeitung und wird in absehbaL'er Zeit erledigt werden. 
Ich sehe nicht ein, daß der Landtag noch einmal einen 
Beschluß faßt über einen Antrag, der sich. beschäftigt 
mit einer Verwaltungsanordnung, die bis_jetzt von dem 
Ministerium für Landwirtsd1aft zufriedenstellend in 
Angriff genommen wur:-de und in absehbarer Zeit ei·
Jed.i.gt wird. 

Wir beantragen ans diesem Grunde: durch die Re
gierungserklärung ist der Antrag rr11515 als erledigt 
zu betrachten. (Abgeordneter Die! (CDU]: Ich be~tehe 
auf Abstimmung!) 

Präsident : 

Das Wort hat de1• Abgeordnete Feller von der KPD. 

Ab g. Fe 11 er: 

Meine Damen und Herren! Der Kollege Beckenbach 
hat sachlich recht. Aber ich glaube, es SL'hadet nichts, 
wenn man vielleidlt den Antrag der CDU in einer er
weiterten Form annehmen könnte, und zwar wollte it.:h 
ihn nicht nur beschränkt sehen auf den vorliegenden 
Fall, sondern ihn dadurdl erweitern, daß wir einen 
ähnlichen Fall z. B. in Ludwigshafen haben. kh sl'h lage 
vor, den § 3 - ich werde es noch begründen - folgen
dermaßen lauten zu Jassen: .,In gleicher Weise sollen die 
übrigen im Lande Rheinland-Pfalz gelegenen Sied
lungsgrundstiicke des „Rheinische n Heims'; ungesäumt 
der Besiedlung zugeführt werd<'n sowie die Mittel fü r 
die Bruchsiedlung in Ludwigshafen wr Verfügung zu 
stellen." 

Warum sage ich das? Diese Elendssiedlung wurde 
1935 in der Hitlerzeit geschaffen, und zwar in einer 
Lage, die von vornherein die Siedler zu einem Elends-
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leben und -dasein verurteilte. Heute ist es so, daß auf 
Grund der Besichtigung, die wir dort vorgenommen 
haben und einer Siedlungsversammlung, die Wohnun
gen sich dort in einem Zustand befinden, daß man sagen 
müßte, man kann nicht einmal dort Tiere richtig unter
bringen. Das ist die Bruchsiedlung in Ludwigshafen, 
in der größten Stadt des Landes, die einmal als „Adolf
Hitler-Siedlung" geschaf!en wurde, so wie sie im 
Volksmund genannt wurde. Aber die Zustände, daß es 
dort keine Decken gibt, die Wände nicht verputzt, 
keine Fußböden vorhanden, keine hygienischen An
lagen da sind und die Menschen ihre Bedürfnisse 
draußen Irgendwo auf dem Acker verrichten müssen, 
kein Wasser da ist, in den Wohnungen keine Beleuchtung 
ist, die Straßen unbeleuchtet sind, die Frauen und Mäd
chen nicht wagen, abends auf die Straße zu gehen in die
ser Elendssiedlung, das alles müßte uns verpflichten, die
sem Stiefkind von Ludwigshafen, das zugleich ein 
Schandfleck fül' unser Land geworden ist, zu helfen. Man 
kann die Menschen dort nicht von oben herunter, wie es 
teilweise von einzelnen Leuten· geschehen ist, von oben 
herunter als asoziale Elemente betrachten. Im Gegen
teil. Bei der Siedlerversammlung, wo die Stadtverwal
tung eingeladen war, hat einer der Stadträte, der einer 
anderen Partei angehört, gesagt, daiß er sich bei diesen 
Menschen sehr wohl fühlt, aber doch etwas geschehen 
muß. Der Oberbürgermeister von Ludwigshafen hat 
am Freitag eine Delegation empfangen, die aus der 
Siedlerversammlung heraus gewählt worden war. Er 
hat erklärt, daß ihm nicht die nötigen Mitl.el zur Ver
fügung stehen. Ich glaube, es könnte hier, wenn schon 
einmal die Siedlerfrage besprochen wird, ein gutes 
Werk auch für die größt~ Stadt im Lande getan wer
den, für Ludwigshafen, daß Sie auch Mittel bereit stel
len; dann wären wir bereit, auch diesem CDU.:.Antrag 
zuzustimmen, wobei wir daran erinnern, daß wir bei 
Gelegenheit der Siedlungspolitik schon einmal in dem 
Sofo1·thilfeprog1·amm ein 7·Punkte-Programm ein
gebracht haben, das abt'r leider bis h~ute noch nicht 
zur Beratung gestellt wurde. 

Präsident; 
Das Wort hat der Abgeordnete Heller von der CDU. 

Abg. Heller: 

Meine Damen und Herren! Was der Kollege Feller 
augenblicklich über die Siedlung in Ludwigshafen aus
geführt hat, müssen wir unterstreichen. Es ist eine 
Elendssiedlung; es hat aber nichts mit dem Antrag 
II/1715 zu tun und kann nach meiner Meinung auch 
absolut nicht damit in Verbindung gebracht werden. 
Daß dort Abhilfe zu schaffen ist von seiten der Stadt, 
darüber besteht für uns alle kein Zweifel. Diese Sied
lung ist damals entstanden, nie gedacht als Dauersied
lung, sondern gedacht als Behelfswohnungen, bedingt 
durch die Kriegsereignisse. Darüber brauchen wir uns 
nicht viel zu unterhalten, denn es war bisher nicht 
möglich, die Leute anderwärts unterzubringen. 

kh bin der festen Überzeugung, wenn man den Leu
tE'n anbieten wollte, sie möchten dieses Gelände als 
Eigentum betrachten, dab sie gar nicht daran inter
essiert sind, da ohne Gas, ohne Wasser, ohne Kanalisa
tion auf die Dauer niemand wohnen will! 

Präsident: 
Der Abgeordnete Lorenz von der SPD hat das Wort. 

A b g. L o r e n z : 
Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Heller 

hat schon Bezug genommen auf die Ausführungen des 

Herrn Feiler wegen der Siedlung in Ludwigshafen. Ich 
muß hie1· nochmals erklären: Die Zustände, die dort 
vorherrschen, sind katastrophal. Hier handelt es sich 
aber nicht um eine Heimstättensiedlung, sondern wie 
Herr Kollege Heller erklärte, um eine aus der Not der 
Zeit herausgewachsene, als Übergangssiedlung gedachte 
und heute zu einer Beständigkeit gewordene Siedlung. 
Der Bauausschuß des Stadtrats von Ludwigshafen hat 
sich mit der Angelegenheit schon befaßt. Es ist eine 
rern kommunale Angelegenheit, und wir verwahren 
uns dagegen, daß kommunalpolitische Angelegenheiten 
hier im Landtag behandelt werden. (Abgeordneter Fel
ler [KPD]: Aber der Oberbürgermeister von Ludwigs
hafen hat keine Mittel!) 

Präsident: 

Ich lasse nunmehr abstimmen über den Ergänzungs
antrag des Abgeordneten Feiler zur Drucksache II.'1715. 
Wer dem Ergänzungsantrag des Abgeordneten Feiler 
seine Zustimmung geben will, bitte kh um Erhebung 
der rechten Hand. Die Gegenprobe. 

Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu dem Antrag des Agrar
politiS<'hen Ausschusses IL'l715. Wer dem Antrag des 
Agrarpolitischen Ausschusses in Drucksache II/1715 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. 

Das ist die Mehrheit. Die Gegenprobe. Der Antrag 
ist angenommen. 

Wir kommen zum Punkt 25 der Tagesordnung: Be
richterstattung des Agrarpolltischen Ausschusses zum 
Urantrag der Fraktion der CDU betr. Zurverfügung· 
stellung von Siedlungsland - Drucksache 11/1658 und 
II/1'716. - Als B~richterstatter hat der Abgeordnete Die! 
das Wort. 

A bg. D iel: 

Meme Damen und Herren! Wir kommen damit an 
den letzten heute zur Debatte stehenden Punkt, der sich 

.auf Bodenreform und Siedlung bezieht, und zwar um 
die Bereitstellung von Staatsländereien. Bei diesen 
Staatsländereien - ich brauche den Antrag wohl nicht 
zu verlesen • h_andelt es sich in der Hauptsache um 
Streulandbesitz, und zwar um einen Streulandbesitz, 
der 

1. einen sehr ansehnlichen Umfang bei.itzt und 
2. wie die Mitglieder des Haushalts- und Finanz

ausschusses wissen, dem Lande nichts bl'ingt. 

Es handelt sich allein im Gebiet des Regierungs
bezirks Montabaur um eine Fläche von 7600 Morgen, 
die gegenwärtig verpachtet ist an Kleinlandwirte und 
Arbeiter. Es entspricht nach un-;erer Auffassung, so, 
wie sie im Agrarpolitischen Ausschuß zum Ausdruck 
kam, den Grundsätzen der gesamten Bodenreform und 
Siedlungspolitik, wenn diese Ländereien ungesäumt in 
den Besitz der Pächter oder etwa anderer Interessenten 
kommen. Ich möchte annehmen, daß man darüber nicht 
viele Worte zu machen braucht, und daß das Haus 
ohne weiteres von der Zweckmäßigkeit dieses Antrags 
überzeugt ist. 

Ich darf aber besonders noch hinweisen auf den Ab
satz 4, den der Agrarpotitische Ausschuß dem ursprüng
lichen Antrag der CDU hinzugefügt hat und der sich 
beschäftigt mit der Bereitstellung der notwendigen Mit
tel. Ich habe bereits vorhin in Verbindung mit an
deren Fragen darauf hingewiesen, daß wir aus Mitteln 
des normalen Etats bei der Finanznot unseres Landes 
die Gelder nicht entnehmen können, welche wir für 
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eine möglichst rasche Vorantreibung der Bodenreform 
und Siedlung gebrauchen. Wir wollen, nachdem wir 
den ersten Akt vollzogen haben, verehrter Herr Kol
lege Schmidt, ungesäumt mit dem zweiten beginnen 
und den dritten folgen lassen. Aber dazu brauchen wir 
Geld. Und das Geld können wir aus Mitteln des nor
malen Etats nicht nehmen. (Zuruf von der SPD: Ist 
das eine Beriehterstattung? Das ist Ihre Meinung!) 
Nein, ich gebe die Meinung des Agrarpolitischen Aus
schusses wieder. (Zuruf von der SPD: Ihre eigene!) 
Nein, den BeSt:hluß. 

Präsident (unterbrechend): 

Die Berichterstattung erstreckt sid1 auch auf den Än
derungsantrag in Drucksache II/ 1716 des Agrarpoliti
schen Ausschusses, der Ihnen zugegangen ist. 

A bg. Die l: 

Meine Damen und Herren! Ich hatw darauf hingewie
sen, daß der Agrarpolitische Ausschuß in Ziff. 4 eine Er
gänzung des ursprünglichen CDU-Antrages vorgenom
men hat. Ist das Berichterstattung, Herr Kollege Völker. 
oder nicht? Und daß nach dem Stundfmnkt der Mehrheit 
des ,Agrarpolitischen Ausschusses die Bereitstellung der 
Mittel, welche wir in Zukunft für Bodenreform und 
Siedlung gebrauchen, da wir Mittel aus dem Etat nicht 
tntnehmen können, wie Sie das wissen, Herr Kollege 
Völker, daß wir sie bereit stellen wollen für die Ver
füißerung des Landbesitzes, dessen BP.reitstellung ver
langt wird. kh darf die Ziffer vortragen, sie l~utet: 
Der nach Ziffer l der Besiedlung zuzuführende staats
eigene Grundbesitz ist an nie Landsie,dlnng Rheinland
Pfalz GmbH. in Koblenz zu ein"m verbilligten Preise 
abzugeben. Der Kaufpreis ist mit einer neuen Stamm
einlage des Staats bei der Landsiedlung Rheinland
Pfalz GmbH., unter entsprechf'nder Et'höhung des 
Stammkapitals der Gesellschaft, zu verrechnen. (Ab
geordneter Beckenbach [SPD1: Der Ausverkauf des 
Landes Rheinland-Pfalz beginnt!) Wenn Sie wollen, 
verehrter Herr Kollege Beckenbach. nenmm Sie es 
einen Ausverkauf des Landes Rheinland-Pfalz: Die 
Mehl'heit des Agrarpolitischen Aus8chusses war der 
Meinung, daß so verfahren werden soll. Und ich habe 
im Auftrnge der Mehrheit des Agrarpolitischen Aus
schusses diesen Antrag dem Plenum vorzuleii;en. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmidt von der 
Fraktion der SPD. 

A b g , S c h m i d t : 

Meine Damen und Hen en! · D0.r Herr Kollege Diel 
setzt seinen Erfolg, den el' vorhin zur Abstimmung 
I.' 1717 errungen hat. bereits jetzt in die erste Tat um. 
Es folgt der erste Schlag gegen den staatlichen Grund
besitz, den man dann als Bodenreform bezeichnet. Er 
be[l;ründet den Vorschlag damit, daß der hier ange
sprochene Grundbesitz an bisherige Pämter oder son
stige Interessenten über~igrn~t werden soll. Der Zufall 
hat uns gerade in die!len Tagen a•.is der Gemeinde Holz
appel im Regierungsbezirk Montah1;1ur ~in('n „sonsti
gen" Interessenten auf den Tisch gespielt. In der frag
lichen Gemeinde befinden sich rund 140 Morgen staat
lichen Grundbesitzes als Streube~itz. Dieser Besitz i!::t 
:,eit Jahren an die Arb,>iter und Kleinbauern verpaC'h
tet. Und nunmehr Ist vor wenig!'n Tagen ein sonstiger 
rnteressent aufgetaucht (7.uruf: Woher!), der einen 
kleinen Gutsbetrieb von 91 Morgen. glaube ich, sind es, 
gepachtet hat, diesen Betrieb nicht als ausreichende 
Wirt;;chaft.~grundlage betrachtet und nunmehr bei der 
Domänenverwaltung in Montabaur den Versuch macht, 

als sonstiger Interessent den hi:-herigen Pächtern eine 
Menge von 40 Morgen abzunehmen, die ohne Zweifel 
dem sonstigen Interessenter, ~i der Durchführung der 
Bodenreform nach Art des Herrn Diel in aller Kürze 
in Eigentum überantwortet würden. Die kleinen Bc1u
ern waren damit um die Möglichkeit gekommen, die
sen Grundbesitz wie seit Jahrhunderten wieder in 
Pacht zu nehmen und zu bewirtschaften. Also Boden
reform nach dem Rezept des Herrn Kollege Diel, wir 
danken sehr dafür. 

Im üb1;igen darf ich darauf hinwdsen, daß es sic-h 
bei diese~ Päc:hlt!r, nach un..el'en Informationen, um 
t:inen Mann handelt, der die Voraussetzungen für die 
Führung eines solchen landwlrtschartlichen Betriebes 
nicht in vollem Umfange abgibt - ich verlasse mich 
hier nur auf Informationen -, der aber wenigstens 
nicht zu denen aehört, die bisher im Lande Rheinland
Pfa1z 'als Candwirt tätig waren, der auch nicht zu den 
echten Siedlern und Flüchtlingen gehört, sondern der 
seine guten verwandtschaftlichen Beziehungen zu einem 
Reichen unseres Landes· benutzt hat, um sich hier seß
haft zu machen. Das sind also die „sonstigen" Kauf
willigen. 

Jetzt aber noch ein Wort, wj.e sich die Dinge aus
wirken werden. Man muß die kleinbäuerliche Gegend 
kennen, Herr Kollege Diel. kh weiß nicht, wie Sie 
landwirtschaftlich von den Dingen angesprochen wer
den außerhalb Ihres Weinbaue;. Der staatliche Streu
besitz, der ebenso wie der Gemeindebesitz bei uns im 
Regierungsbezirk Montabaur als Rest ehemaliger Ge
meinschaftsverwaltung und Gemeinschaftssinn zurück
geblieben ist, dient den Ärmsten der Armeri als Grund
lage für den Aufbau einer neuen Existenz. Wenn 
irgend so e!n armer Teuff'l - ich selbst sprerhe hier 
aus eigener Erfahrung aus den Jahrei: nach 1933 - in 
einer Gemeinde aufta•.1cht, wenn er sonsten seine Exi
stenz verloren hat und einen kleinen Eigenbesitz hat, 
dann geht er zur Gemeinde oder zum Staate und ver
sucht diesen .'~:igenbesitz z~ ergä!jlzen, indem er öffent
liches Land 'fonzupachtet. Auf Gr'Jnd des hinzugepach-
1.eten "öffentlichen Landes baut er sich dann oftmals 
eine bescheidene, aber eine E:x:ist<'nz auf. Diese Grund
lage kann jahrzehntelang für eine Familie ausreichend 
sein. In der Regel geht aber die Entyvicklung so, daß 
nach einer gewissen Periode der Pächter in der ·Lage 
ist, den Pachtgrundbesitz wieder zurückzugt!ben und 
dann wieder Ärmere auf das gleiche Verfahren zurück
greifen. Das, was Sie hier wolle!l, ist die Beseitigung 
dieses Vorgangs und ist ein Schlag gegen den armen 
Mann in unserem Bezirk. (Beifall bei <ler SPD.) 

Präsiden .t: 

Der Hei:-r Minister Stübinger hat das Wort. 

St a a ·t s mini s t e r S t ü b i n g r;! r : 
Meine Damen und Herren! Die Verhältnisse des 

staatlichen Streubesitzes in Nass:m stnd so schwieri~. 
daß ich glaube, daß wir heute über die von Herrn Diel 
im Namen des Agrarpo!itischen Ausschusses vorge
tragenen Richtlinien von hier aus nicht entscheiden 
können. Wir haben uns gerade in der allerjüngsten Zeit 
mit der Lnndeskulturverwaltung eingehend mit den 
dortigen Besitzverhältnissen beschäftigt. Und ich muß 
sagen, es fällt mir im Augenblick von seiten der Regie
rung scllwe1·, eine klare Entscheidung im Sinne Diel oder 
auch im Sinne Schmidt nach dieser oder jener Richtun~ 
von hiey aus, bevor wir die Dinge restlos geklärt ha
ben, zu treffen. 

Ich bitte daher das hohe Hat'.~, den Antrag hrute 
nochmals zurückzustellen. 
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Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Diel. 

Ab g. Die l: 

Ich darf mir dann den Vorschlag erlauben, daß die
ser Antrag dem Agrarpolitischen Ausschuß nochmals 
zurückgegeben wird, um dann in der nächsten, für 
Montag vorgesehenen Sitzung nochmals darüber zu 
verhandeln. Vielleicht ist die Landeskulturver.waltung 
Ihres Ministeriums, Herr Minister, in der Lage, bis 
zu diesem Termin zu den Einzelheiten Stellung zu neh
men und wk alsdann die Frage in der nächsten Sitzung 
des Landtages nochmals zur Beratung stellen. (Abgeord
neter Cronenbold [SPD]: So eilt das nicht!) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete Becken
bach hat noch einmal das Wort. 

Abg. Beckenbach: 

Meine Damen und Herren! Ich mache einen ·anderen 
Vorschlag. Wir haben uns auch die Zustände im Hatz
!eldschen Gebiet angesehen und gesehen, in welchen 
Elendsverhältnissen da die Bauern wohnen. 

Ich mache den Vorschlag, der Agrarpolitische Au"
schuß beau!tragt eine Kommission von 4, 5 oder je nach
dem 6 Mitgliedern und in -Gemeinschaft mit der Kul
turverwaltung des Ministeriums werden die Verhält
nisse, die hier besprochen werden, in Augenschein ge
nommen, um dem Agrarpolitischen Ausschuß Gelegen
heit zu geben, sich selbst ein Urteil zu bilden. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Beckenbach, es . wir-d zweck
mäßiger sein, wenn derartige Beschlüsse in den Aus
schüssen gefaßt werden. Der Abgeordnete Dr. Zimmer 
hat das Wort. 

Abg. Dr. Zimmer: 

Ich möchte beantragen, daß der Minister und der 
Agrarpolitische Ausschuß eine Stellungnahme des Re
gierungspräsidenten von Montabaur zu dieser Frage 
einholen. Der Regierungspräsident weiß über diese 
Frage sehr genau Bescheid (Heiterkeit), und ich glaube, 
dann wird sich die Uberweisung· dieser Sache erübri
gen. Es ist hier nicht der Platz, diese Stellungnahme 
wiederzugeben. (Heiterkeit.) 

Präsident: 

Wir sind davon überzeugt, Herr Dr. Zimmer, daß der 
Regierungspräsident darüber informiert ist. 

A b g. B e c k e n b a c h ; 

Ich scltlage vor, daß auch die Landwirtschaftskam
mer des Bez.irks Koblenz einen Bericht über diese 
Frage gibt; denn es ist im Bodenreformgesetz ver
ankert, daß bei Zwel!elsfragen die zuständige Kammer 
i:u einem Gutachten aufgefordert wird. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Wir werden es so ma
chen, daß die Anregungen, die hier gegeben worden 
sind, im Ausschuß behandelt werden, der dann die 
entsprechenden Beschlüsse faßt. Das Haus ist damit 
einverstanden: Zurückverweisung an den Agrarpoliti
schen .ausschuß, mit der Bitte um Berücksichtigung 
der hier vorgeschlagenen Wünsche und Einholung. der 
Gutachten. • 

1, 

1 

Wir kommen zum Punkt 26 der Tagesordnung: 
Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. fort
~esetzte Erhöhung der Preise für Baustoffe - Drudi.
saclle II/1697. - Zur Begründung hat der Abgeordnete 
Hertel das Wort. 

Ab g. H e r t e 1 : 

Meine Damen und Herren! Die Erstellung von Woh
nungen ist das dringlichste Problem. Das wird von 
allen Seiten anerkannt. Wir dürfen mit Genugtuung 
au! das abgelaufene Baujahr blicken, in dem auf der 
Grundlage des Bundeswohnungsgesetze$ in der Bundes
republik 240 000 Wohnungen erstem wurden. Dabei 
:.ei nicht verschwiegen. daß unser kleines Land mit 
drei Millionen Einwohnern - dem 16. Teil der Be
völkerung der Bundesrepublik - immerhin den zehn
ten Teil der erstellten Wohnungen für sich in Anspruch 
nehmen kann. 

Es gilt, diese erfreuliche Entwicklung in ihrer Fort
setzung zu sichern. Dazu gehört, daß man rechtzeitig 
all die Schwierigkeiten erkennt, die der Aktivität des 
sozialen Wohnungsbaues im Wege steht.?n. Die Fort
setzung muß auch deswegen erzwungen werden, weil 
durch die eingewiesenen Umsiedler eine zunehmende 
Spannung au! . dem Gebiet de~ Wohnungswesens zu 
verzeichnen ist. Wir müssen die Schwierigkeiten, die 
bereits jetzt beim Beginn des Baujahres sichtbar sind, 
erkennen und nach Maßgabe der uns zur Verfügung 
stehenden Mittel und Kraft entsprechende Gegenwir
kungen schaffe'n. 

Eine bedauerlich(' Tatsache der Hemmung des Woh
nungsbaues besteht schon darin, daß die Mittel für 
die erststelligen Hypotheken so gut wie völlig fehlen, 
und daß die vorhandenen Gelder durch Zinssteigerung 
außerordentlich verteuert sind. Diese Verteuerung ist 
deswegen doppelt unangenehm, weil gleichzeitig in den 
letzten Monaten durch eine kaum 'mehr für möglich 
gehaltene Welle von Preissteigerungen bei allen maß
gebenden Baustoffen eine Baukostenverteuerung dazu 
kommt. Sie wird je nach Lage der versch.ledenen Orte 
in unserem Land auf 15 bis 20 v. H. geschätzt. Wer 
weiß, wie groß die Schwierigkeiten in den vergan
genen Jahren schon waren, wn die Mitte! aufzubringen, 
der wird die ungeheure Bedeutung dieser Preis
steigerung und ihre . Auswirkungen voll erkennen. 

Es gibt Städte in unserem Land, wo die erstellten 
Wohnungen bei voriöichtiger: Berechnung der aus den 
Baukosten sich ergebenden Miden trotz des herrschen
den Wohnungselends kaum mi::hr vermietbar sind. 
Wenn in Zukunft infolge Baukostenstei,gerung die Mie
ten noch höher werden und die Zinsherau!setzungen 
bei den erststelligen Hypotheken die Mitti>l für den 
Kapitaldienst noch stärker in Erscheinung treten las
sen, 9ann könnte bald der Fall eintl'oeten, daß wir wohl 
Wohnungen bauen, aber niemand mehr in der Lage ist 
auf Grund der jetzigen Einkommen, diese Wohnungen 
zu beziehen .. Deswegen liegt hier ein Problem vor, 
das uns alle angeht und um das wir uns kümmern 
müssen. 

In der heutigen Diskussion über die St~igerung der 
Preise für Baustoffe wurde schon darauf hingewiesen, 
daß Steine, Erde und Zement am stärksten vom Koh
lenmangel betroffen sind. Es ist eine eige~artige Sache 
- die darf hier auch einmal festgestellt werden -: wir 
haben wohl die freie Wirtschaft, die Preise pendeln 
sich aus nach dem Gesetz von Angebot und Nachfrage, 
und trotzdem gibt es einen Schwarzen Markt! Wer 
Kohle in seinem Betrieb braucht, der kann sie in jeder 
beliebigen Menge bekommen, wenn er bereit ist, übt!l' 
den festgesetzten Durchschnittspreis etwas hinzuzuzah-
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len. Das wäre einer besonderen Untersuchung wert. 
(Zuruf: Wo gibt es die?) Viele Firmen, Brauereien 
usw., decken so, urn ihren Betrieb fortsetzen zu kön
nen, zeitweilig bis zu einem Drittel ihren Bedarf. Auch 
die Kaiserslauterner Betriebe sind direkt darauf an
gewiesen un<l gezwungen, auf '1.i-esem unsympathischen 
und innerhalb der freien Wirtschaft etwas merkwür-

• digen und außergewöhnlichen Weg ihren Kohlebedarf 
zu decken, damit sie überhaup~ in Betrieb bleiben 
können. (Abg. Dr. Nowack: Bei Kohle ist keine freie 
Wirtschaft!) Die w2r ~bcr von jeher! Vor einem Vier
teljahr hat man noch sovid Kohle lrnufen können wie 
man wollte. Es hätte sich jeder mit Hausbrand ein
deL-ken können, wenn er Geld gehabt hätte. 

Unter diesen Umständen muU die aus allen diesen 
Mißlichkeiten sich ergebende Preissteigerung bt!:son
ders beachtet werden. Im Vordergrund steht die Tat
sache , daß die aus Metall angefertigten Zubehörteile 
beim Bauen Aufschläge in den l~t?:ten Monaten erfa~
ren haben - Wasserleitungsrohre, Abfallroh(e, Arrna
turPn URW. -, die 100 v. H. übersteigen! Wenn das auch 
keine entscheidenden Bestandteile des Bauens sind, 
aber an sich die allgemeine Tendenz zur Pr-eissteige
rung vorliegt, dann übt eine Verdoppelung des Preises 
füi- diese Teile einen wesentlichen Einfluß auf die ge
samten R<1ukosten aus. 

,Jetzt kommt noch etwas, was unsere Staat.s1·egierung 
selbst angeht. Bei den letzten Holzversteigerungen 
wurden Preise euielt, die im Intere!'se des Fi~lms seh1· 
erfreulich sind, Preise für Holz, di€ oftmals bis zt.1 
60 v. H. über dem lagen - es kam darauf an, um was 
es sich handelte -, was im vorigen Jahr erlöst wurde. 
Diese Preissteigerung auf einem so bescheidenen Ge
biet und der damit verbundene Mehrerlös für die 
Staatskasse hat aber eine sehr unangenehme Neben
erscheinung : das ist die Steigerung für das Bauholz, 
ob das Gebälk oder Fußboden ist, alles wird heute mit 
20, 25 und 30 v . H. Aufschlag bezahlt. 

Was soll ich darauf verzichten, die bedauerliche Tat
sad1e fei;tzustellen, daß in dieser Situation, wo man 
sich nicht an die Preise gebunden fühlt, auch der 
Grossist und jeder. der damit zu tun hat, versucht, 
noch ein entsprechendes Geschäft zu machen. Die Preis
steigerung beträgt in <len meisten Fällen das Drei- und 
Vierfache dessen, was der Lohn gerechtfertigt erschei..,. 
nen läßt. Insbesondere beim Holz tritt die~e Preis
sleigl':'rung doppelt unangenehm m Erscheinung. 

Meine Damen und Herren! kh habe bereits auf die 
unangenehme Steigerung der Mieten hingewiesen. Es 
bestehen Richtsät?:e von 85, 90 und 95 Pfg. pro Quadrat- , 
meter. Wenn eine solche Miete zugrunde gelegt wird, 
dann kann man sich nk-ht wundern, wenn in Zukunft 
der Wohnungsbau erlahmt, so daß die .zur Verfügung 
stehenden Arbeitskräfte und auch die Roh- und Bau
stoffe gar nicht mehr voll ausgenutzt werden köhnen. 
Wir wissen, daß die Landesregierung im Rahmen ihre1· 
Zuständigkeit auf die Dinge keinen entscheidenden 
Einfluß auszuüben vermag, Wir haben aber unsere 
Anfrage gestellt, um allen Mitgliedern des Hohen Hau
ses ~legenheit zu geben, die Auffassung der Landes
regierung auf diesem Gebiete zu hören. Es kann kei
neswegs länger ruhig zugesehen werden, daß sich die 
Dinge weiter so entv,rickein und dadurch ein Rückgang 
in der Bautätigkeit eintritt. 

Es wäre auch denkbar, daß die Landesregierung auf 
dem Wege über den Bundesrat entsprechenden Einfluß 
ausüben würde, um der hier sich anbahnenden Ent
wicklung entgegen zu treten. kh bitte Sie ;llle, mit mir 
davon überzeugt zu sein, daß es sich hier um eine 
Frage handelt, die zu gleicher Zeit ein soziales und ein 

' r 
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politisches Problem ist, weil die ganzen Spannungen, 
unter denen unser Volk lebt, niemal!, behoben werden 
können, wenn wir nicht in systematilicher, nie ab
reißender Neubautätigkeit dafür sorgen, daß die gröb
sten Formen des Wöhnungselendes überwunden wer
den. (Beifall bei der SPD.) 

Präsident: 
Die Beao.twortu.Qg der Großen Anfrage erfolgt durch 

den Herrn Staatssekretär Dr. Stelnlein. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Staatssekretär Dr. Stein l ein; 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zunächst 

ist es erfreulich, feststellen zu dürfen, <iRß die Landes
regierung mit Ihnen in dem Bestrebt>n übereinstimmt, 
das Wohnungsba1,1programm mit allen Mitteln zu för
dern, und daß die Erklärung des Herrn Abgeordneten 
Hertel eingangs· auch die bisherigen Erfolge in dieser 
Hinsicht feststellte und er hervorhob, daß das Land 
Rheinland-P!alz mit 10 v. H. an dem bisherigen Auf
bauprogramm beteiligt ist. Das ist immerhin ein Er
folg, der sich bei den Schwierigkeiten, die heute dem 
Wiederaufbau entgegenstehen, sehen lass~n kann. 

Von dieser Tatsache ausgehend, erkennen wir ganz 
klar und besonders . besorgt auch die Hindernisse, die 
nunmehr der Fortsetzung unser~r Bestrebungen ent
gegenstehen. Wir sehen das ständige Ansteigen der 
Preise, wir sehen die Unmöglichkeit, ihm auf allen 
Sektoren entgegenzutreten und verkennen durchaus 
nicht die Beschränkungen, die uns auferlegt sind durch 
die gesetzlich unzureichenden Bestimmungen in der 
Verfolgung der Prnissünder. 

Aber gerAde diese Erkenntnisse veranlassen uns. mit 
besonderer Sachlichkeit einmal der Preissteigerung 
selbst nachzugehen, um die e<'hten Preissteigerungen 
klAr zu erkennen und sie dann den PreisverstöBen 
gegenüberzustellen, gegen die wir· vorzugehen in der 
Lage sind; denn gegen die echten Preisstei.~erungen 
etwas zu ~nternehmen, ist praktisch aussichtslos, weil 
sie teils vom Weltmarkt her hervorgerufen und 
zum anderen Teil im innerdeutst:ht>n Markt durch die 
von der Bundesregierung geschaffenen Preiserhöhun
gen bedingt sind. 

Wenn ich vom Weltmarkt ausgl:'h e, dann fange ich 
mit dem Beispiel an, das Herr Abgeordneter Hertel 
vorgetragen hat, indem er zunächst die sogenannten 
Zubehörteile aus Buntmetallen besonders hervorhob 
und darlegte, daß sich hier Pre1s;;teigerun~en um 100 
v. H. vollzogen haben Gerade dieser Artikel ist es 
aber aueh. den wir im v.:esentli.chen importieren müs
sen und der auf dem Weltmarkt seine größten Preis
steigerungen zur Zeit - mit Ausnahme von Häuten 
und Leder - zu verzeichnen hat. (Abg. Völker: Wasser
leitungsl''ohre!) Wasserleitungsroht·e, Blei und Bunt
metalle sind um über 101 v. H. gestiegen. (Abg. Schlick: 
Wasserleitungsrohre sind nicht so entscheidend gestie
gen, sondern Wf'sentlich geringer!) Ich kann mich auf 
den Preis von Wasserleitungsrohren nicht be,;innen; 
darauf war 'foh nicht V<lrbereitet. Im allgemeinen sind 
die Buntmetalle Zinn, Zink, Blei usw. doch im wesent
lichen gestiegen und haben auf dem Weltmarkt eine 
Steigerung von 101 v. H. erfahren, so. daß also irgend
ein R'.'aufmann 'dazu übergehen kann. gestützt auf diese 
Preisstci~rungen, seine eigenen Wasserleitungsrohre 
tmter diE'Rf' Sr::irte zu subsumieren, um einen unge
rechtfertigtt:!n Preis zu verfangen. Falls die Wasser
leitungsrohre nicht unter diese Gruppe fallen , ist natür
lich dieser PrcisverstoU unberechtigt. Aber im allge
meinen sind gerade die Buntmetalle gestiegen, und 
zwar sehr erheblich, und bedingen dadurch auch eine 
wesentli~he Et·hühung der Zubt:hörtdle bei Bauten. 
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Im innerdeutschen Markt ist die Situaiion noch 
schwieriger, weil wir hier auf ungefähr sämt
lichen Sektoren, die mit . der Preisbildung zusammen
hängen, Preissteigerungen in sehr großem Umfange 
zu verzeichnen haben. Wenn ich nur daran erinnere, 
daß die Tariferhöhung für den Transport der 
Baustoffe au! Grund einer Anordnung mit Wirkung 
vom 1. Januar 1951 um 17 v. H. gestiegen ist, daß die 
Lohne1·höhungen im Schnitt etwa 10 v. H. betragen, 
daß der Kohlepreis eine Steigel'ung um etwa 16 v. H. 
erfahren hat, daß die Eisenpreise um 10 bis 12 v. H. 
erhöht worden sind und daß das Nadelholz im Preis ge
setzlich um 8 v. H. erhöht wul'de, was beim Schnitt
holz eine Erhöhung von 40 bis 50 v. H. ausmacht -, 
wenn ich also alle diese Faktoren einmal an meinem 
Auge vorüberziehen lasse, dann ist unschwer zu er- · 
kennen, daß sich in ihrer Komposition auch zugleich 
die Grundlage einer echt~n Preis~teigerung verwirk
lichen muß. Und diese Dinge können wfr nicht ab
änd~rn ! Wir müssen sie in ~au! nehmen als die Folge
erscheinung aller jener Tatsachen, die wir am eigenen 
Leibe verspüren mußten, und aller jener Erscheinun
gen, denen wir in Zukunft noch entgegengehen. 

Ich darf noch etwas hinzufügen. Eine wesentliche 
Verteuerung kommt auch durch den Kohlenmangel. 
Ich habe es bedauert, daß heute morgen nicht - meiner 
Anregung entsprechend - beide Themen zugleich be
handelt werden durften; denn es hätte sich dann die 
Möglichkeit ergeben, bei der Debatte ü/ecr den Koh
lenmangel zugleich auf die Schwierigkeiten hinzuwei
sen, die sich bei der Preissteigerung zeigen. Tatsache 
ist, daß eine ganze Menge unserer Betriebe, wie ich 
heute morgen darlegen durfte, nicht mit voller Kapazi
tät arbeitet. Wenn nun ein Betrieb sein Produktions
volumen nicht ausnützen kann, seine Kosten im ge
wünschten und erforderlichen Umfang aber nicht sen
ken darf oder dazu nicht in der Lage ist, weil er den 
Betrieb doch immerhin erhalten möchte, dann ent
steht zwangsläufig für ihn ein überhöhter Unkosten
satz, der sich in irgendeiner Form auf den Preis aus
wirken muß. 

Dabei brauche ich gar nicht einmal von der soge
nannten grauen Kohle zu sprechen; allein aus der Tat
sache, daß der Betrieb aufrechterhalten bleibi, aber 
durch den Mangel an Kohle nicht in der Lage ist, einen 
Umsatz zu schaffen, der seinen Bestand rechtfertigt, 
ergibt sich eine Verlagerung der Unkosten auf den 
Preis, der in diesem Fall auch nach den gesetzlichen 
Bestimmungen erhöht werden kann: denn der Preis 
ist ja nach dem Wirtschaftsstrafrecht, § 19, so zu bil
den, daß er die Unkosten in sich auffängt und eine an
gemessene Verdienstspanne sichert. Diese Unkosten 
sind, wenn ich das Verhältnis zwischen Produktions~ 
volumen und tatsächlichen Unkosten nehme, dann um . 
so höher, wenn die Kapazität des Unternehmens ge
ringer ist, also auch ein Moment, das hier berücksich
tigt werden muß und das sich in fortschreitender Ent
wicklung immer welter schwierig gestaltet. Solange 
die Kohlenfrage nicht zufriedenstellend so gelöst wer
den kann, daß sie unserem gesteigerten Produktions
index in vollem Umfange genügt, sola:r;i.ge werden wir 
dieses schwierige Moment des Mißverhältnisses zwi
schen Kapazitätsmöglichkeit und tatsächlicher Pro
duktion in Kauf nehmen müssen. Wenn man zurück
denkt an das Jahr 1948, al:; zum ersten Male die Frage 
der deutschen Produktionsmöglichkeiten auf inter
nationaler Grundlage erörtert wurde, und dabei in 
Erwägunp: zieht, daß die Amerikaner, bevor sie den 
Marshallplan in Kraft setzten, · von uns Pläne verlang
ten, die das Endziel h3tten, die deutsche Produktion 
am 30. Juni 1952 in Höhe von 120 v. H. der Produk
tion des Jahres 1936 zu sehen, und wenn man nun be-

denkt, daß wir heute schon einen Produktionsindex 
von durchschnittlich 1,35 v. H. erreicht haben, das Jahr 
1952 aber noch nicht zu erreichen in der Lage gewesen 
sind, dann ist ohne weiteres klar, daß dieser gesteiger
ten Produktion auch entsprechend eine gesteigerte 
Kohlenförderung, ein erhöhter Kohlenve1·brnuch, gegen
über gestellt werden muß, um sie aufrecht zu erhalten. 
Diese Lücke zwischen der hundertprozentigen För
derung und der 135prozentigen Produktion wird uns 
auch dann noch beschäftigen, wenn wir tatsächlich in 

• unserer Kohlenförderung unabhängig von den Export
lieferungen usw. sein werden. Alle die'>c Dinge sind 
aber auf den weiteren Gang unseres Preisgefüges von 
außerordentlicher Bedeutung, und es sind außerdem -
ich bin Herrn Abgeordnett,n Hertel dankbar, daß er 
das hervorgehoben hat - Zustände und Bewe,gungen, 
die auf Landesebene nicht abgefangen werden können, 
sondern der wirtschaftspolitischen Linie der Bundes
regierung vorbehalten werden müssen. Was aber die 
Möglichkeiten anbelangt, auf der Ebene der Landes
regierung hier Einhalt zu gebieten, so finden wir da 
in erster Linie die Tätigkeit der Preisüberwachungs
stellen, die - wie ich schon einmal an anderer Stelle 
hier auszuführen die ~hre hatte - doch nur dann in 
Funktion gesetzt werden kfümen. wenn eine entspre
chende Anzeige vorliegt oder wenn auf Grund einer 
Initiativprü!ung Verstöße festgestellt werden. Ich habe 
bei dieser Gelegenheit darauf hingewiesen, wie schwer 
es ist, bei diesen gesteigerten Komponenkn der Preis
bildung einen Preisverstoß im Einzelfall festzustellen. 

Mit besonderer Genugtuung kann erwähnt werden, 
daß in der Bimsindustrie die Preise sich nicht in der 
eben geschilderten Form fortentwickelt haben, sondern 
in einem Umfang geblieben sind, der diese Preis
steigerung aufgefangen hat. Wir ~ind trotzdem mit den 
Preisüberwachungsstellen beschäftigt, auch hier, weil 
es den größten Sektor der Baustoffindustrie bildet, 
einmal die Kalkulationen zu überprüfen und vielleicht 
dann dort den einen oder anderen Weg zu einer Ver
billigung zu finden. 

Zum zweiten hat die Landesregierung versucht, 
durch eine Maßnahme im Einverständnis mit dem Mi
nisterium für Finanzen und Wiederaufbau hier Abhilfe 
zu schaffen, und zwar durch einen Erlaß vom 25. Fe
bruar 1951, in welchem vorgeschrieben ist, daß bei 
Neubauten mit mehr als fünf Wohnungen gewisse 
Normmaße eingehalten werden müssen, um dadurch 
zu erreichen, daß die Produktion in bestimmten Nor

. men ~usammen mit bestimmten Verbilligungsfakt0ren 
sich vollziehen kann, und die Kostendegi·essionen, die 
hierdurch entstehen, zugunsten des Abnehmers, des 
Käufers, ausgenutzt werden können. In dieser Ver
ordnung ist weiter vorgeschrieben, daß durch einen 
geordneten Wettbewerb, der auf der Grundlage der 
vollen Anwendung der VOB, der Verdingungsordnung, 
erfolgen soll, im Ausleseverfahren die Preise gegen
einander abgewogen werden müssen. E~ soll also hier 
auch versucht werden, durch strenge Überwachung der 
VOB-Bedingungen zu verhindern, daß der eine Kon
kurrent den anderen in irgendeiner Form in der Preis
gestaltung überfordert und dadurch eine Preiserhöhung 
herbeiführt. Soweit nun noch die Bauvorhaben be
einträchtigt werden durch die Maßnahmen, welche die 
Besatzungsbehörde vorzunehmen beabsichtigt, so kann 
hier heute und an dieser Stelle deshalb irgend etwas 
Konkretes noch nicht gesagt werden, weil der gesamte 
Plan dieser Maßnahmen noch nicht vorliegt. Aber 
elnes wird erreicht werden müssen, nämlich daß, wenn 
diese Besatzungsbauten durchgeführt werden, der auf 
die Baustofförderung entfallende Kohlenbedarf aus 
der Exportquote gesichert werden muß - zum minde
sten uns angerechnet werden soll, damit auf diese 
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Weise ein zusätzlicher Verbrauch des uns je~zt noch 
verbleibenden Restes vermieden wird. Auf diese Weise · 
wollen wir . bei der Bundesregierung vorstellig werden, 
um eine größere Kontingentierung unserer Zivilquote 
im Kohlenve1·brauch zu erreichen und damit Lücken 
auszufüllen, die heute durch das bestehende und von 
mir geschilderte Mißverhältnis zwischen Kapazitäts
möglichkeit und Produktionsmöglichkeit durch nicht 
ausgenutzte Kapazität vorhanden sind. Auf dieser 
Grundlage, die in einem entsprechenden Antrag an die 
Bundesregierung verwirklicht werden soll, hoffen wir• 
weiterhin, im Rahm~n der der Landesregierung ge
gebenen Möglichkeiten Abhilfe zu i;:chaffen. 

Aber meine Damen und Herren. das Pmblem ist 
einmal da. Die Schwier4lkeiten häufen sich, und ich 
bin nicht so optimistisch, daß ich heute schon erklären 
wollte, die Preise bleiben in dieser Form, wie sie jetzt 
bestehen. Und wenn wir diese Feststellung nicht tref
fen können, dann bleibt uns auf der Landesebene nur 
die Möglkhkdt, gegen diejenigen vorzugehen, die einen 
Verstoß gegen die gesetzliche Preisregelung begehen, 
und es ist nicht alles ein Verstoß, was heute im er
höhten Prei:s zum Ausdruck kommt. Das glaube ich 
Ihnen dargelegt zu haben. Sie~dürfen aber versichert 
sein, daß wir in allen den Fällen, in denen irgendein 
Verstoß gem<"\det wird, mit den uns gesetzlich zu
stehenden Mitteln vorgehen werden. (Abg. Hertel: Der 
Holzpreis!} Gerade der Holzpnds ist um 8 v. H. erhöht 
worden. Um den Holzpreis zu regulieren oder noch 
senken zu könnE>n, haben wir einmal versucht, durch 
Vct'lu111dlungen mit den Wakfüe~itzern - und ZWqr 
dem öffentlich-staatlichen und gemeindlichen sowie 
<lern privaten Waldbesitz - einerseits und mit den Un
ternehmen der holzverarbeitenden Industrien und den 
Sägewerksbesitzern andererseits ein Abkommen zu 
treffen, das eine verbilligte Anlieferung des Holzes ge
währleisten soll. Die gemeindlichim Waldbesitzer sind 
mit einer solchen Regelung in keiner Weise einver
~tanden, und sie sind nicht dazu zu zwingen. Sie er
klären, wir haben heute die Gelegenheit, unser Holz 
zum sogenannten Wuchergrenzpreis, der ja festgesetzt 
worden ist, zu verkaufen, unsere Gemeindefinanzen 
auf diese Weil'le z11 saniPrPn, 1.mn wir denken gar nicht 
d aran, uns in irgendeiner Form in diesen Bestrebungen 
hindern zu lassen, Und dadurch, Herr Abgeordneter 
Hertel, ist es im Augenblick auch gar nicht möglich. 
F.influH zu gewin.-ien. Die eim.ige Einwirkungsmöglich
kEit besteht. bei den Staatsforsten, - aber dazu kann 
ich mich nicht §ußern, weil der Herr Landwirtsclu1rts
niinisler für diese Finanzierung zuständig ist. 

Präsident: 
Meine Damen und R~rren! Nach der Beantwortung 

dieser Großen Anfrage ist der· Punkt der Tagesord
ming als erledigt zu Letrachten. Wird die Aussprache 
dat'übcr eröffnet? (Zuruf: Nein!) Die Aussprache wird 
nicht eriiffnet. Zur Geschäftsordnung der Abgeordnete 
Schlick. 

Abg. Schlick: 

kh mi.ichte feststellen, daß die Große Anfrage nal'h 
m einer Ansicht mehr auf die Frage hinzielt, wie künf
tig der soziale Wohnungsbau finanziert werden soll. 
Diese Frag;e ist hier in keiner Weise beantwortet wor
den. 

Prä s i <l e n t : 
Meine Damen und Herren, es ist der Antrag gestellt 

worden , die Aussprache zu eröffnen. Wer dem Antrag 
wstimmen will, bitte ich um Erhd)Ung der rechten 
Hand. E s reicht nicht, es gehörc.n dazu 16 Abgeord
nete. 

Wir kommen zum Punkt 27 der Tagesordnung: An
tr&& der Fraktion der CDU betJ.". Verwendung von Na
tunn:rksteinen bei Bauvorhaben fm Lande Rheinland
Pfalz - Drucksache ll/1706. Zur Begründung des An
trages hat der Abgeordnete Junglas von der CDU das 
Wort. 

Ab g; J un·gl a s: 

Meine sehr geehrten Damen und Hen-en ! Wir haben 
soehen etwas vom Bauen gehört, von Kosten, von Ma
terial, und wir haben heute morgen schon einmal ge
hört, daß unser Land Rheinland-Pfalz ein Land der 
Steine und :Erden ist. In unserem Lande ist eines der 
wichtigsten und wohl das älteste Handwerk, das der 

· Steinmetzen und der älteste Industriezweig die Natur
werkstcinindustrie. In Rheiiüand-Pfalz liegen insbe

. sonde1"e die Basalt-Lava-Vorkommen im Mayener Ge
biet, die Tuffsteine im Mayener und Brohltalgebiet, 

· und die Rotsandsteinvorkommen im Trierer und die 
Rot- und Buntsandstei,nvorkommen im Pfälzer Gebiet. 
Es ist unzweifelhaft, daß diese Industriezweige sehr 
alt. sehr beachtlich und für den Umfang und das Vor
handensein der Städte und Dörfer ihl'er Bereiche aus
schlaggebend gewesen sind. Städte, wie beispielsweise 
Mayen, wären ohne ihre Basalt-Lava-Industrie in ihrer 
Größe und in ihrem Umfang nicht denkbar. Ich brr.u
che nicht darauf hinzuweisen, wie weit gerade die 
rheini:.ch-p!äkische Naturwerksteinindustrie mit ihren 
Arbeiten im Umkreise gewirkt hut. Hunderte von Kilo
metem entfernt treffen wir die Arbeit dieser Stein
metzen. 

Der Berufsstand hat außerordE<ntlich gelitten in Ver
folg des letzten Krieges, insbesondere ?.ber in der Zeit 
von 1928 bis jetzt. In die~er Zeit ist der Berufsstand 
sehr geschädigt worden aus dem Grunde, weil wenig 
oder gar nicht gebaut worden h,t oder Bauvorhaben 
durchgeführt. word~n sind - wie der Westwall -, wo 
lediglich Zement und Beton verbout wurden und un
sere heimische Industrie stark ins Hintertrefft>n ge
kommen ist. Unser heutiger Antrag bezweckt 

erstens, in Fortsetzung der auf der Bundesebene 
bereits den Ländern vorgeschlagenen B€rücksichtigung 
der Natu1·we1·ksteinindustrie auch im Landtag von 
Rheinland-Pfalz die Angele-genh<:'H noch einmal zur 
Sprache zu bringen, weil' in unserem Lande die Werk
steinindustrie zu Hause id, mit der Bitte, nicht nur 
das Land selbst möge bei seinen Arbeitsvergebungen 
dafür sorgen, daß bei seinen Bauten Rücksicht auf die 
Notlage der We1·ksteinindustrie genommen wird, son
dern auch, daß sonstige B<1uinteressenten mehr als 
bisher auf das Vorhandensein der Werksteinindustrie 
h~n.ii:rwi~~ffl1 4,nd <lie Aufmerk:,mmkeii auf ihre Schwie
rigkeiten gelenkt wird. 

Das zweite. was meine Fraktion mit dem AntrRg 
~reichen wollt<", ü•t der Hinweis auf die Tatsache. daß 
d.iea~ Industriegruppe hinsichtlich ih!'er Facharbeiter 
allmählich im Ausstet·ben begriffen ist. Im Hinblick 
auf die Tat~ache. daß von 1930 :1b so ~ut wie kein 
Nachwuchs mehr herangezogen w~rden konnte, weil 
es den Anschein hatte. als ob rliese Industrie infolge 
~chlechter Berücksichtigung einginge, ist heute der 
Fachat'beitcrmangel schQn recht fühlbar. Wenn ich 
Ihnen da die Zahlen aus der Stadt Mayen n,;>nn1>. so 
zu dem Zwe<'k<", darzutun , wie ,üeh dol't die Verhält
ni!::se geändert haben . Währ~nd früher in der Basalt
Lava-Industrie in der Stadt May;,n und näehslt't' Um
gebung 3500 Arbeitskräfte beschäftigt wal'en, sind 
heute nur noch rund 1100 tätig, In der Tuffstein
industrie waren früher rund 1201), heute nur noch 700 
beschäftigt, im Schie[erbel'gbau früher 900, heute 600. 
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Ich möchte hier noch bemerken, wenn wir von Werk
steinen sprechen, dann ist damit auch unsere Schiefer
industrie gemeint. kh dürfte da gerade, weil wir in 
Koblenz sind, auch dem Herrn Staatssekretär Schmidt 
sagen - ich weiß, er ist an der umgekehrten Entwick
lung unschuldig! -, daß Koblenz früher für unsere 
rheinische Schieferindustrie ein sogenanntes Parade
stück war, ein Propagandastück, weil hier die Dächer 
alle mit Schiefer gedeckt waren! Auch Frankfurt war 
eine solche Stadt, die beachtlich war, und noch die eine 
oder andere, die für uns, wenn wir den Schiefer an• 
preisen wollten, als Reklame vorgestellt wurde. Aber 
im Laufe der letzten paar Jahre ist auch hier, speziell 
bei den Besatzungsbauten - für die wir uns zwar nicht 
verantwortlich fühlen - mit Dachpfannen, mit Ziegeln, 
gearbeitet worden. Es kann sein, daß beim Schiefer
dach das, was meine Vorredner vom P·reis gesagt ha
ben, in etwa zutrifft, weil bei dieser Bedachungsart 
Bretter notwendig sind, die als Mangelware galten und 
teuer sind. Aber ich glaube, man muß auch folgendes 
berück~ichtigen; Gerade bei den Dachziegeln wird der 
Grundstoff Kohle in großem Umfange gebraucht, wäh
rend man beim Schiefer wenig braucht, außer der 
menschlichen Arbeitskraft. Und Material ist in großem 
Umfang vorhanden Genau dasselbe trifft auch zu für 
die übrige Naturwerksteinindustrie. Hier ist das Ma
terial ebenfalls reichlich vorhanden. Irgend etwas, 
was uns im übrigen an Rohstoffen fehlen würde, wird 
dort nicht gebraucht. Es werden weder Dinge, die 
sonst verwandt werden, noch Devisen gebraucht. Der 
Steinmetzberuf und die Naturstemindustri~ sind her
vorragend lohnintens1v. Sie sind b€ide inzwischen ra
tionalisiert und techni::;ch vervollkommnet, und es be
steht meines Erachtens die MöglichkP-it, gegenüber den 
früheren Verhältnissen, wo man mit schweren Blöcken 
arlwitete und ganze Häuser aus Natursteinen herge
stellt wurden, den Naturwerkstein auch noch in dem 
kleinsten Wohnhaus anzuwenden. Es müßte der Ver
such unternommen werden, daß bei den allgemeinen 
Bauvorhaben mehr als bii,,her die Umrahmung von 
Fenstern und Türen sowie Treppenstufen aus Natur
stein Verwendung finden. Das ist nicht nur allein im 
Interesse des Naturwerksteinbetriebes erforderlich, 
sondern auch bei der vielfach jetzt angewandten Bau
weise. Man sieht das ja bei den neuen Siedlungsbau
ten, da ist ein Haus wie das andere (Abg. Hertel: Typi
siert!) - typisiert, ganz richtig, die Formen sind diesel
ben, aber ich glaube, wenn wir ·diese Fot·men etwas be
leben könnten mit Einfassungen von dunkelblauem 
Basaltlava oder hellgelbem Tuff oder buntem Sand
stein, dann würde auch das 'ganze Baubild etwas 
freundlicher und lebhafter werden. Und teurer 
brauchte es dann nicht zu sein, wenn diese Aufträge 
als genormte gleichmäßig erteilt würden. Wenn diese 
Verwendung im allgemeinen einen etwas größeren 
Umfang annähme, wenn von der Landesregierung aus 
- ich unterstelle, daß sie das für ihre eigenen Aufgaben 
schon getan hat - vielleicht an sämtliche Bauträger 
bis nach unten, auch an die Siedlungsunternehmen, der 
Wunsch ausgesprochen würde, man möchte doch bei 
der Vergebung von Arbeiten diese Möglichkeit, typi
sierte Fensterumrahmungen, Türumrahmungen, Trep
penstufen aus Naturwerkstein berücksichtigen, dann 
glaube ich wäre unser Antrag, den wir heute gestellt 
haben, schon ein Erfolg für die Industrie. Man könnte 
dann damit rechnen, daß sowohl auf der einen Seite 
der Industrie Arbeit zugeführt würde, auf der ande
ren Seite würde meines Erachtens für viele Eltern 
auch die Möglichkeit gegeben, einen Sohn wieder 
Steinhauer, Steinmetz oder Schieferspalter werden zu 
lassen, wenn die Aussicht besteht, daß dieser Beruf 
sich wieder lohnt. · 

Das, meine ver'ehrten Damen und Herren, waren die 
Gründe, die uns veranlaßt haben, diesen Antrag zu 
stellen, und ich bitte Sie, diesen anzunehmen. (Beifall 
bei der CDU.) 

Präsident: 

Das Wort hat Herr Staatssekretär Schmidt. 

Staatssekretär Schmidt; 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht der An
nahme des vorliegenden Antrages widersprechen. Da 
aber die Landesregierung, d. h. das Ministerium für 
Finanzen und Wiederaufbau, wiederholt angesprochen 
wurde, darf ich den Herrn Kollegen Junglas darauf 
hinwei5en, daß die Frage der Verwendung von Natur
steinen im Bauen aufs eng-;te mit dem allgemeinen 
Wirtschaftsstand zusammenhängt. Naturstein wurde 
früher im wesentlichen von den Bauherren verwandt, 
die im Bauen selbst eine gewisse Repräsentation zum 
Ausdruck bringen wollten, d. h. zusätzliches Kapital zu1· 
Verfügung hatten, um ihrem Bau einen besonders 
schönen Ausdruck zu geben. Auch die privaten Bau
herren, die früher also wesentlich auf den Naturstein 
zurückgriffen, sind heute bei den hohen Baukosten 
und bei der Schwierigkeit der Kapitalbildung gehalten, 
sich mit den billigen Baustoffen zu begnügen. Der 
Natursteinindustrie wird erst dann wieder wirksam 
geholfen werden können - und ihr kann nur ständig 
vom privaten Sektor her geholfen werden -, wenn die 
Kapitalvoraussetzungen für das Bauen besser sind als 
zur Zeit. Das soll die Landesregierung nicht der Ver
pflichtung entheben, sich der Natursteinindui;trie zu 
erinnern. Ich darf darauf verweisen, daß das Wieder
aufbauministerium bei Durchführung des Besatzungs
bauvorhabens in Koblenz versucht hat, der Naturstein
industrie erstmalig wieder einen g1·ößeren Auftrag 
zukommen zu lassen. Wir hatten diesen Versuch kaum 
gestartet, wurden wir von der Bundesregierung in 
Bonn als der finanzierenden Stelle darauf aufmerk
sam gemacht, daß wir uns diesen Luxus nicht leisten 
dürften, und wir mußten yon unserer Planung Ab
stand nehmen, so daß heute die schöne rote Einfas
sung an den Zirkelbauten, die durch ihre Farbierung 
Sandstein vortäuschen könnten, lediglich ein Verputz 
darstellen, während im übrigen der Naturstein, den 
wir hierfür gedacht hatten, wegfallen mußte. Die 
finanzielle Frage ist natürlich auch bei allen anderen 
Bauvorhaben des Landes gegeben. Aueh hier sind wir 
durch die Senkung der Mit.tel gehalten, nach der Preis
frage zu sehen. Ich darf darauf hinweisen, daß wir 
vor 11/ ; Jahren im öffentlichen Bauvorhaben noch 
monatlich 1 Million DM zur Verfügung hatten, wäh
rend in den letzten Monaten diese Summe auf ~onat
lich 250 000 DM abgesunken ist und diese 250 000 DM 

_ i;ich bei kleinen Bauvorhaben erschöpfen, so daß eine 
wesentliche Förderung im Augenblick von uns aus lei
der nicht möglich ist. Ich schlage aber dem Herrn Ab
geordneten Junglas vor, daß wir seine Anregung, die 
Frage, welche kostengenormte Naturbau,;teine auswer
fen würden, prüfen werden, und wenn es möglich ist, 
werden wir diese Anregung gerne in die Tat umsetzen. 

Präsident; 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß ich zu
nächst über diesen Antrag abstimmen lassen kann. 
Wer dem Antrag II/1706 seine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zum Punkt 28 der Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Landesgesetzes zur Änderung 

• 
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und Ergänzung des Sportwettgesetzes - Drucksache 
11/1700 und 11/1740. Die Berichterstattung für den 
Haushalts- und Finanzausschuß hat der Abgeordnete 
Hartmann. 

Ab g. Hartmann: 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und Fi
nanzaw,i;chuß hat sich mit dieser Drucksache in seiner 
Sitzung vom 20. Februar 1951 beschäftigt und hat an 
diesem Tage einen Beschluß gefaßt des Inhalts, daß 
die Güteverhandlungen zur Beilegung der Streitigkei
ten bezüglich der Gewerbesteuerpflicht durch die Stadt 
bzw. die Toto-GmbH. vor Verabschiedung des Gesetzes 
durchgeführt sein sollten. Wie der Herr Ministerpräsi
dent mitgeteilt hat. stehen diese Verhandlungen vor 
dem Abschluß, sind aber heute noch nicht abgeschlos
sen. so daß die zweite und dritte Lesung heute noch 
nicht stattfinden kann, 

Namens des Ausschusses beantrage ich daher, die 
Sat'he vorläufig von der Tagesordnung abzusetzen bis 
zur nächsten Landtagssitzung. 

Präsident: 

kh darf vielleicht vorschlagen, Herr Abgeordneter 
Hartmann, daß wir die zweite Beratung des Gesetzes 
dul'chführen. Das Wort hat der Ahgffirdnete Hermans. 

Ab g. Her man s: 

Ich darf zur Geschäftsordnung vielleicht vorschlagen, 
die zweite Beratung durchzuführen und dabei auch die 
inzwischen gestellten Änderungsanträge möglichst zu 
berücksichtigen, damit sie in der Ausschußberatung 
vorhanden sind. 

Präsident: 

Das Wort hat der Herr Ministerpräsident. 

Ministerpräsident Altmeier: 

M{'ine Damen und Herren! Es handelt sich bei die
sem GeisPtz um zwei Dinge, 
1. um die Erhöhung der Abgabe11 zugunsten des 

Landes, 
2. um die auszusprechende Steuerfreiheit auf ver

schiedenen Gi:!bieten und 

a. um die Frage der Rückwirkung. 

Was die Rückwirkung anbetrifft, die in erster Linie 
die Stadt Koblenz angeht, so war unsererseits auch 
im Ministerrat der Vorst'hlag gemacht woi·den.. in 
tiner Rückspra0ie mit der Stadt Koblenz die Frage der 
Gewerbesteuerzahlung für die vergangene Zeit fried
lich zu klären. Es ist eine Zweifelsfrage, die gegebe
nenfalls nach dt'!r heutigen Sachlage an den Fitianz
ge richten iiUSgetragen werden müßte. ob die Gewerbe
~tf'u<"r fl'eiheit h t>~\f'ht. oc1er ob sie nicht besteht. Wir 
hatten deshalb, wenn die rückwirkende Erhöhung der 
Mehreinna hmen ab 1. November 1950 und die rück
w irkende Gewerbesteuerfreiheit bis zum Beginn des 
Sporttotos l!J49 im Gesetz verankert werden soll, im 
Ministet-rat die Meinung, es sollte möglich sein, vorher 
mit der Stadt Koblenz ein Arrangement he1:bcizufüh
ren, das eine friedliche Regelung darstellt und insoweit 
keine R~-hte nimmt. Ich habe dafür meine Vermittler
dienste a ngeboten, und ich muß feststellen, daß bisher 
eine derartige friedliche Verständigung nicht he l'bc i
geführt werden konnte. 

Deshalb nehme ich an. daß der Herr Kollege Hart
mann die Frage der Vertagung noch einmal hier an
geregt hat. Es WRrf.' dem Haus dabei anheim.gestellt, 

in die Vertagung einzuwilligen oder aber in die 
zweite Beratung des Gesetzes einzutreten und die d r itte 
Beratung zurückzustellen. Ich persönlich möchte mei
nen, daß wir heute noch einmal dem Vorschlag des 
Haushalts- und Finanzausschusses folgen und die Ver
tagung aussprechen sollten. 

Präsident: 

Ich schlage also vor, ohne Aussp1·ache in die zweite Be
ratung einzutreten und dann die Vorlage in den Haus
halts- und Finanzausschuß zurückzuverweisen, um ge
gebenenfalls in der nächsten Landtagssitzung die 
dritte Beratung durchzuführen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wohlleben. 

Abg, W'<>hlleben: . 
Es liegt noch ein Antrag der CDU Drucksache IU1740 

vor. Ich müchte doch, bevor die Sache an den Ausschuß 
verwiesen wird, eineJ.1 kleinen Ergänzungsantrag vor
schlagen, der lautet: 

,,Der Landtag wolle beschließen: 

In dem Änderungsantrag zur Drucksache II/ 1740 
wird hinter dem Wort „Sozialzweck " eingefügt: ,,ins
besondere zur Förderung von Schulturnen und Sport" ." 

Präsident: 

Ich schlage Ihnen vor. daß wir diesen Antrag. den 
der Abgeordnete Wohlleben gestellt hat, obwohl er noch 
nicht gedruckt vorliegt, dem Haushalts- und Finanzaus
schuß zur Beratung überweisen. 

Ich lasse zunächst abstimmen über den Änderungs
antrag in Drucksache liil740. Wer dem Änderungs
antrag II/1740 zustimmen will . . . Der Abgeordnete 
Dr. Boden hat das Wort. 

A b g. D r. B o d e n : 

Wenn In d!e Beratung und damit auch in die Be
gründung unseres Abänderungsvorschlages eingetreten 
werden soll, muß ich ums Wort bitten. 

Präsident: 

Er wird ja dem Ausschuß mitübeX'wiesen. 

Abgeordneter H _erman!' : 

Es 'brau<;ht nicht mehr zu geschehen, als daß durch 
Beschluß de" Hauses festgestel!t wird, daß der Antrag 
II/1740 mit dem soeben gei,tellten 7.ul'atzantrag der 
Fraktion der FDP ebenfalls in der zweiten Beratung 
dem Haushalts- und Finan2.flu si::ch11ß noch einmal über
wlesf'n wird. 

Präsident : 

Es ... ;s~ .9~ 4,ntrag gestellt worden, die beiden An
träge :.z:ur nochmaligen Beratu.i;i.g dem Haushalts- und 
Finanzausschuß zu überweisen. Das Haus ist damit 
einverstanden. 

Ich rufe au1 den Artikel I, den Artikel II , Einleitung 
und Überschrift. Wer dem Gesetz in zweiter Beratung 

. seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der rechten Hand. Die Gegenprobe. 

Das Gesetz ist ani;(enommPn in zweiter Ber atung 
gegen vier Stimmen der Kommun lstisC'lie n Parte[. 

Punkt 29 der Tagesordnung: zweite und dritte Brra
tunc elnes Landesgesetzes zur Änderung der Landes
gesetze ilbcr die Zulassung von Ärzten, Zahnärzten 
nnd Dentisten zur Titlgkeit bei den Krankenkassen 
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- Drucksache 11/1686 -. Die Berichterstattung hat der 
Ausschuß für Sozialpolitik und Flilchtlingsfragen, der 
Abgeordnete Dr. Habighorst - Druckss.che II/1742 -. 

Ab g. D r. Ha b i g h o r s t : 

Meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Sozial
politik und FlilchU!ngsfragen hat sich heute morgen 
mit der Regierungsvorlage II/1686 beschäftigt, Landes
gesetz zur Änderung der Landesgesetze über die Zu
lassung von Ärzten, Zahnärzten und Dentisten zur 
Tätigkeit bei den Krankenkassen. Es hat sich heraus
gestellt, daß diese Ausschüsse, die auf Grund der ersten 
Gesetzesvorlage gebildet waren, nicht in allen Landes
teilen richtig tätig werden konnten. Nach der Wieder
zulassung der Betriebs- und Ersatzkrankenkassen 
wurden von diesen Krankenkassen aucll Ansprüclle , 
erhoben, in diesen Aussllhüssen vertreten zu sein. Um 
diesen Schwierigkeiten zu entgehen und auch um die 
Arbeitsfähigkeit der Ausschüsse zu garantieren, ist 
diese Vorlage gemacht worden, und der Ausschuß war 
der Meinung, daß man der Regierungsvorlage in der 
vorliegenden Form zustimmen sollte. Gleichzeitig hat 
der Ausschuß Ihnen in Nr. II/1742 einen Änderungs
antrag vorgelegt, der bezweckt, daß in den Bezirken. 
wo zwei Kassenverbände tätlg sind, auch zwei Zulas
sungsausschüsse gebildet werden können, damit da 
keine Kompetenzstreitigkeiten auftreten. 

Der Ausschuß, der sich heute morgen mit der Tätig
keit auch dieser Ausschüsse befaßte, hat mit Befriedi
gung festgestellt, daß in den Bezirken Koblenz, Trier 
und Montabaur diese Zulassungsausschüsse gute Arbeit 
bereits geleistet haben, da die Neuzulassung von 
Ärzten in erheblichem Umfange erfolgt ist, daß auch 
die Richtzahl, die zunächst in der Gesetzesvorlage vor
gesehen war, weit unterschritten worden ist, daß hier 
i\l den Bezirken etwa auf 400 bis 450 Kassenmitglieder 
bereits ein Kassenarzt zugelassen ist. 

Der Ausschuß stellte aber fest, daß im südlichen Teil 
unseres Landes, in der Pfalz, diese Fortscllritte nocll 
nicht gemacht sind. Es ist bedauerlich, daß es bislang 
irgendwie durch ein scllleclltes zusammenarbeiten der 
Ärzteorganisation mit den · Sozialversicherungsträgern 
nicht möglich war, auch bereits die in ,aem Gesetz fest
gelegte Quote von 600 zu erreichen. 

Der Sozialpolitisclle Ausschuß würde es begrüßen, 
wenn au! Grund dieser heutigen Beratung es möglich 
würde, daß der Zulassungsaussclluß in der Pfalz be
schleunigt seine Arbeit erfüllen und damit den be
rechtigten Ansprüchen sowohl der Ärzte wie auch der 
Bevölkerung Rechnung getragen würde. Es wird not
wendig sein, daß noch eine Reihe Arztsitze umgehend 
ausgeschrieben wird, und daß dann die Zulassungs
ausschüsse in entsprechender Weise die Zulassung aucll 
aussprechen. 

Meine Damen und Herren! Es geht bei den beiden 
Ihnen hier vorliegenden Vorlagen darum, daß diese 
Ausschüsse erhöht werden um je eine Person, und zwar 
paritätisch, daß sowohl die Zulassungsausschüsse wie 
die Berufungsausscllüsse mit je vier Ärzten und vier 
Vertretern der Sozialversicherung besetzt sind, ent
sprechend bei den Dentisten und Zahnärzten. 

Der Aussclluß bittet, der Vorlage Ihre Zustimmung 
zu geben. 

Präsident : 

kh darf wohl zunächst über die Drucksache II/1742 
abstimmen lassen. Wer dem Änderungsantrag IL'l 742 
seine Zustimmung geben will, bitte ich um Erhebung 
der recllten Hand. Die Gegenprobe. ' 

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf den Artikel I, II und III, Einleitung 
und Überschrift. Wer diesem Gesetz in zweiter Bera
tung seine Zustimmung geben will, bitte ich um Er
hebung der recll ten Hand. 

Wir kommen zur dritten Bt.'ratung. Icll rufe aur den 
Artikel I, II und III. Einleitung und Oberscllrifl Wer 
diesem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich, sicll vom Platze zu erheben. 

Ich stelle die einstimmige Annahme fast. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum Punkt 
30 und 31 der Tagesordnung: Antrag der Arbeitsgemein
schaft der KPD betr. Behebung der Arbeitslosigkeit 
- Drucksa.dle II/1713 -. 

Antrag der Arbeitsgemeinschaft der KPD betr. Er
höhung der Arbeitslosen- und Arbeltslosenfürsorge
·un.ierstiitzung - Drucksache 11/1714 -. 

Ich bitte, beide Anträge gleichzei~ig zu begründen. 
Das Wort hat der Abgeordnete Feller. 

A b g. F e 11 e r : 
Meine Damen und Herren! Es ist sehr bedauerlich, 

daß ein so wichtiges Problem bei Abwesenheit vieler 
Abgeordneter, besonders der bürgerlichen Parteien, 
beraten wird. Wir haben in Rheinland-Pfalz über 
100 000 Arbeitslose und wir haben darüber hinaus In 
Westdeutschland 1,6 Millionen statistisch erfaßte und 
registrierte Erwerbslose. Nach den Berechnungen des 
Leiters des Weltwirtschaftlichen Instituts, des Bundes
tagsabgeordneten Prof. Baade in Kiel, sollen wir dar-

. über hinaus über zwei Millionen nichtregistrierte, sog. 
unsichtbare Arbeitslose zu verzeichnen haben. Heule 
morgen hat der Sozialminister uns einen erschüttern
den Bericllt gegeben über die Höhe der Jugendarbeits
losigkeit. 800 000 junge Menscllen, Söhne und Töchter 
unseres Volkes, die ohne Lehrstelle hoffnungslos auf 
den Straßen, auf den Stempelstellen stehen, die keine 
Aussicht haben, ihre Fähigkeiten zu entwickeln und 
einen Beruf zu erlernen, um an dem aktiven Neuauf
bau unseres demokratiscllen Vaterlandes mitarbeiten 
zu können. Ich glaube hinter diesen Zahlen, hinter 
dieser Arbeitslosenstatistik, verbirgt sich das graue 
Elend von Millionen Me113chen in · Westdeutschland. 
Wir machen hier einige Vorschläge zur Überwindung 
dieses Gespenstes und dieser Geißel der Arbeitslosig
keit. Gibt es solclle Wege? Ja, es gibt solche Wege, um 
die Arbeitslosigkeit radikal zu beseitigen. 

Wir wollen nicht lange dabei wrweilen angesichts 
der Kürze der Redezeit, die uns zur Verfügung steht, 
daß die Arbeitslosigkeit eine Krisenerscheinung der 
kapitalistiscllen Entwicklung und eine Folge des ver
hängnisvollen Marshallplanes ist, dem Sie zugestimmt 
haben. Wir wollen in erster Linie darauf hinweisen, 
daß ja aucll Hitler und Schacht schon einmal ver
sucht haben, die Arbeitslosigkeit zu überwinden durch 
Aufrüstung und durch ihre verbrecherische Kriegs
politik, und daß es aucll heute Kräfte in rter Welt 
gibt - die amerikaniscllen Kriegstreiber und ihre deut
schen Helfer -, die ebenialls wieder den Weg der 
Aufrüstung beschreiten und durch Remilitarisierung 
die Jugend hier in die Kasernen stecken wollen, an
statt in die Betriebe und Lehrwerkstätten, um ihnen 
Arbeit und Brot, Existenz und freie Entwicklungs
möglichkeiten zu geben. 

Nun, wir wollen einen anderen Weg gehen. Wir 
schlagen den friedlichen Weg vor, der real und gang
bar ist, um sofort die Arbeitslosigkeit zu überwinden. 
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Es ist besonders wichtig - da gegenwärtig in Parii: 
die Vierervorkonferenz tagt, die über die Zukunft und 
das Leben unserer Nation Beschlüsse fassen soll -, hier 
zu betonen, daß wir nicht nur den Friedemwertrag im 
.Jahre 1951 und die Einheit Deutschlands forof'rn i;on
dern daß damit auch die Möglichkeit gegeben ist, durch 
die Entwicklung des innerdeutschen Handels und einer 
gesamtdcuts<'hen Friedenswirtsd1a{t und Friedenspro
duktion die Arbeitslosigkeit zu beht!b&n. Was von der 
Volkskammer vorgeschlagen wurde und auch in dem 
Brief Grotewohls zum Ausdruck kam, ist ein realer 
Weg, um durcll die Bildung eines gesamtdeutschen 
konstituierenden Rates zu erreichen, · daß sofort für 
zwei Milliarden Aufträge aus Ostdeutschland nach 
Westdeutsc..hland gegeben werden können. Das ist eine 
reale Möglichkeit, von der man sofort Gebrauch ma
chen kann, wenn man ernsthaft der Arbeitslosigkeit 
zu Leibe rücken will. 

Sie wissen, daß früher der innerdeutsche Handel 
einen Umsatz von vier Milliarden Mark erreichte: 
diese zwei Milliarden wären also nur die Hälfte hier~ 
von und sofort zu realisieren. 

Auch der stellvertretende Ministerpräsident der Re
gierung der Deutschen Demokratischen Republik. 
Walter Ulbricht, hat erklärt, daß man sofort diese 
Zwei-Milliarden-Aufträge realisieren könne, m:id daß 
man bei den freien Handelsvertragsv1e"rh;mdlungen 
und bei der gesamtdeutschen Handelspolitik, die von 
der Regierung der Deutschen Demokratischen R~publik 
getrieben wird, auch -die Interessen Westdentschlands 
für Arbeit:lbescha:ffung im Auge habe. Auch die Vor
schläge der Gewerkschaften zur Vollbeschäftigung lau
fen ja teilweise ln dieser Richtung. Dagegen .müssen 
wir feststellen, daß gegenwärtig nur ein provisorisches 
Interzonenabkommen besteht. das nur eine Summe von 
:J30 Millionen im innerdeutschen HAndel umfaßt. 

Wenn wir nun feststellen - soweit ich mich erinnere-, 
daß in einer der letzten Nummern des „Skandal
anzeigers", der hier von der Regierung herausgegeben 

· wird, von irgend einem Dünnbier oder Gutbier oder 
wie er heißt - was dort verzapft wird. ist ja zumeist 
nicht einmal Dünnbier, nebenbei bemerkt; denn von 
der Opposition wird dort nie etwas gesagt. Dle existiert 
einfach für diesen Renn nicht. Er· deckt sie zu. Sie 
ist nicht da, wenn sie auch allein in diesem Lande 
100000 Wähler vertritt. -{Unruhe und Widerspruch 
bei der CDU.) Warten wir ab, die Zukunft wird etwas 
anderes lehren, was Sie sich vormachen 1 

Wenn 11,lso hier festgestellt wurde, daß der Inter
zonenhandel von Rheinland-Pfalz um die Hälfte zu
rückgegangen ist, dann ist nicht das befolgt und ein
gehalten worden, was vor Monaten hier der Vertreter 
der Regierung, der Staat'ssekretär Steinlein, erklärt 
hat, als wir verlangt haben, daß der innerdeutsche 
Handel auch durch das Land und die Regierung von 
Rheinland-Pfalz gefördert und entwickelt werden muß. 
Damals wurde uns das zugesagt. Inzwischen sehen wir 
die gegenteilige Entwicklung: eine Halbierung des 
Handels des Landes, 

Deshalb sagen wir auch in unserem Antrag, daß 
nicht nur die Vertretet· der Landesregierung im Bun
desrat. beauftragt werden, auf die Bundesregierung ein
zuwirken. sondern auch die Vorschläge von Grotewohl 
und der Volkskammer anzunehmen, um zu einem ge
samtdeutschen Gespräch zur Entwicklung des Handels 
und der Beseitigung der Arbeitslosigkeit zu kommen. 
(Unrnhe, - Glocke des Präsidenten). 

Präsident (unterbrechend): 

Herr Abgeordneter Feiler! 

......... . . . ... _______ __ _ 

A b _g. Fe 11 e r (fortfahrend): 

Gestatten Sie zehn Minuten, Herr Präsident! Das 
ist für zwei Anträge notwendig. Sie haben vorhin bei 
der Schiefer-Rede des Kollegen Junglas auch ohne 
weiteres zehn Minuten gestattet, und ich glaube, daß 
das Problem der Arbeitslosigkeit so wichtig ist, daß 
man für beide Anträge mindestens zui;ammen zehn Mi
nuten Zeit zur Begründung haben muß. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Fellerl Sie haben zuvor bei dem 
Antrag abgestimmt. Diese Anträge müssen doch in 
den zuständigen Aussehüssen behandelt werden. 

A b g. Fe 11 e r : 

Das schließt nicht aus, Herr Präsident, daß sie uns 
die Möglichkeit geben müssen; so wie Sie bishel' vel'
fahren haben, mindestens in zehn Minuten die beiden 
Anträge sachlich zu begründen, in denen wir eine 
Reihe von Vorschlägen machen. Ich glaube, daß es not
wendig tst.' hier darauf hinzuweisen - besonders gilt 
das für die Entwicklung in der letzten Zeit -, daß man 
uns durch die Hohen Kommissare auf dem Petersberg 
die. Schienenaufträge weggenommen hat, die nach Eng
land vergeben wurden, daß man uns l:las Lastwagen
geschäft von Hamburg zersd.1.lagen hat. Diese beiden 
Objekte allein hätten fast einer Million Arbeitern in 
Westdeutschland für sechs Monate Arbeit. Bmt und 
Existenz gegebem. Ich glaube, diese Dinge sollte man 
sehe,p. und .iwll .sie hier nicht unter einen Maulkorb 
stellen, indem man eine solche Begründung nicht brin
gen dal"f. Ich glaube, daß man als Deutscher sich da
gegen wehren muß, daß hier die AWierten ihre Okku
pationsmacht benutzen, um uns die Arbeit wegzu
nehmen. (Glocke des Präsidenten.) 

Pr ä s i den t (unterbrcc:hend): 

Herr Abgeordneter Feller! Ich muß mich entschieden 
dagegen verwahren, daß wir „unter einen Maulkorb 
gestellt werden". Ich meine, Sie haben eine derartige 
Redezeit heute ausgenutzt, daß es nicht angebracht ist, 
hier von einem Maulkorb zu reden. kh glaube, daß 
Sie den Landtag, von Rheinland-Pfalz mit der Volks
kammer verwechseln. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Abg. Fell er: 

Das verwechsele ich nicht; denn in der Volkskammer 
kann man frei seine Meinung begt·ünden und ent
wickeln. (Stürmische Heiterkeit · und Gelächter im 
Hause, - Unruhe, Zurufe.) Ich wern nicht. wie Sie 
Ihre eigenen Parteigenossen der CDU in der Deut
schen Demokratischen Republik einschätzen, die ja 
dort im Präsidium sind und die die Möglichkeit haben 
... (Widerspruch bei der eDU. - Abg. Jahn: Darauf 
verzichten wir! .,. Zuruf; Hamp'i)lmänner!) Ich glaube, 
daß es rtlcht 'alle Hampelmänner sind. Wenn Sie glau
ben, es wird nur daran gezogen und sie bewegen sich 
dann so, wie andere wollen, wenn Sie so Ihre eige
nen Parteigenossen einschätzen, dann muß ich mich 
selbst dagegen verwahren. (Abg. Jahn: Es sind keine 
Parteigenossen, es sind Verräter!) Es geht hier dantm, 
:mr Frage der Arbeitslosigkeit etwas zu sagen. Wenn 
wir den Antrag gestellt haben, die Unterstützungs
:.ätze um 30 v. H. zu erhöhen, so haben wir ausdrück
lich bclonl, daß bis zu dem Zeitpunkt, bis diese Maß
nahme ini Bund durchgedrückt ist - nachdem dit! Re
gierung Adenauer nur eine zehnprnzcntige Erhöhung 
vorgesehen hat -, das Land eine Übe1lirüdrnngsbeihilfe 
von 1,- DM pro Tag geben soll. Ich glaube, daß i.ch 
das nlcht weiter zu begründen brauche angesichts der 
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steigenden Teuerung. Brot, Süßwaren, Zucker und al
les wird teurer, und die Arbeitslosen können sich nicht 
einmal das kaufen, was früher d ie Hungerration war. 

Wir wollen in diesem Zusammenhang noch einen 
kleinen Zusatzantrag einbringen, den ich dem Herrn 
Präsidenten geben möchte, und Z\.Vat· beantral;len wir, 
den Arbeitslosen, die teilweise 10 und 20 km bis zum 
Arbeitsamt zurücklegen müssen, ein Wegegeld, d. h. 
mindestens die E1"stattung der Fahrtkosten, zu gewäh
ren. Kollege Griesbeck hat uns einen solchen Fall er
zählt, wo nachts um 1 Uhr nuch die Unterstützung in 
der Eifel ausgezahlt wurde und die Arbeitslosen dann 
stundenlang zurücklaufen mußfon. Das sind alles reale 
und sachliche Anträge, (Abg. Wohlleben: Herr Abge
ordneter Feller! Etwas langsamer! Die Stenographen 
kommen nicht mit!) Sie können nach mir sprechen, 
Kollege Wohlleben, wenn Sie noch etwas sagen wol
len. Icl1 glaube, daß hier eine besondere Begründung 
nichl Cl'fo!'derlich ist. Nachdem Sie heute morgen so 
bereitwillig diese Millionen für die Fürstenabfindung 
zur Verfügung gestellt hal.>en, müssen Sie auch bereit 
sein, die drei Millionen zu gewähren,· die das Land 
aufbringen muß für die hunderttausend Arbeitslosen, 
um ihnen eine 30prozentige Erhöhung so lange zu 
zahlen, bis der Bund in dieser Sache eintreten wird. 
Ich glaube, daß Sie hier unter Beweis stellen können, 

ob es Ihnen wirklich ernst ist mit del' . Behebung der 
Arbeitslosigkeit, mit der Verbesserung der elenden so
zialen Lage der Arbeitslosen. Wenn Sie diesen Vor
schlägen zustimmen wollen, dann geben Sie damit 
eine Möglichkeit, daß auch bei uns die Arbeitslosigkeit 
auf einem gesamtdeutscl1en Weg überwunden wird. 
(Bravo! bei der KPD.) 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Der Ältestcnl'at schlägt 
Ihnen .vor, die beiden Anträge dem Ausschuß für So
zialpolitik und Flüchtlingsfragen zu überweisen. (Abg. 
Wohlleben: Zur Geschäftsordnung!) Zur Geschäftsord
nung hat das Wort der Abgeordnete Wohlleben. 

Abg. Wohlleben: 

Ich bitte, die Beschlußfähigkeit des Hauses festzu
stellen. 

Präsident: • 

Ich werde das (esbtellen lassen. Ich bitte um Aus
zählung. - Das Haus ist nicht beschlußfä hlg. Dle Sit
zung wird um fünf Minuten unterbrochen. 

Ende der Sitzung: 18.11 Uhr. 


